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Vorwort. 


Die in dem vorliegenden Büchlein ausgeführten Gedanken 
bildeten die Grundlage einer akademiſchen Antrittsrede, die 
ich vor kurzem zu halten hatte. 

Wenn ich, wiſſenſchaftlichem Brauche folgend, auch alle 
Angaben durch Anmerkungen genau belegt habe, ſo würde ich 
die Erfüllung dieſer wiſſenſchaftlichen Gewiſſenspflicht doch 
lebhaft bedauern, wenn ſie der Annahme Vorſchub leiſten 
ſollte, das Werkchen ſei nur für die engeren Kreiſe der Fach- 
genoſſen beſtimmt. Genau das Gegenteil davon iſt der Fall. 
Das Ziel, das mir bei der Abfaſſung vorſchwebte, beſteht 
vielmehr darin, die Bedenken mit zerſtreuen zu helfen, welche 
weniger in der Wiſſenſchaft als in der öffentlichen Meinung 
ſo oft gegen die ſociale Reform vom wirtſchaftlichen Stand— 
punkte aus erhoben werden. 


Freiburg i. B., am 1. April 1891. 


Heinrich Herkner. 
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Alnſere focialen Zuſtände in ſtatiſtiſcher Beleuchtung. 


Wie mangelhaft die exakte Ermittlung unſerer ſocialen 
Zuſtände auch ſein mag, ſo kann die betrübende Thatſache 
doch nicht mehr angezweifelt werden, daß die große Mehr— 
heit des Volkes in äußerſt dürftigen Verhältniſſen, vielfach 
ſogar in dem Zuſtande bitterſter Armut lebt. Das lehren 
die kſtatiſtiſchen Unterſuchungen der Einkommensverteilung, 
der Wohnungszuſtände und der Mortalität mit derſelben 
Deutlichkeit wie die Beſchreibungen der Geſamtlage einzelner 
Arbeitergruppen !. 


1 Es kommen vorzugsweiſe in Betracht: Thun, Induſtrie am 
Niederrhein (1879); Bräf, Studien über nordböhmiſche Arbeiterver— 
hältniſſe (1881)) Schnapper⸗Arndt, Fünf Dorfgemeinden auf dem 
hohen Taunus (1883); Sax, Hausinduſtrie in Thüringen (1886 und 
1888); Singer, Unterſuchungen über die ſocialen Zuſtände in Nord- 
oſtböhmen (1885); Die ſociale Lage der Cigarrenarbeiter im 
Großherzogtum Baden. Beilage zum Jahresbericht des Großherzogl. 
Badiſchen Fabrikinſpektors (Herr Oberregierungsrat Woerishoffer) für 
das Jahr 1889. Karlsruhe 1890; Die deut ſche Hausinduſtrie 
(Schriften des Vereins für Socialpolitik) I—V, Leipzig 1889—1891; 
Kaerger, Die Sachſengängerei. 1890. 
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Wirft man einen Blick auf die Einkommensverhältniſſe, 
ſo ſind es zweifelsohne eines ernſten Nachdenkens würdige 
Thatſachen, daß z. B. in Baſel mehr als die Hälfte aller 
Bürger und Niedergelaſſenen das ſteuerpflichtige Einkommen 
von 800 Franken bei Ledigen, 1200 Franken bei Verheirateten 
und Witwern und 1500 Franken bei Witwen nicht erreicht 
hat. Dabei handelt es ſich um eine berühmt reiche Stadt, 
die mindeſtens 111 Millionäre zählt. Auf einen Millionär 
entfallen aber im Durchſchnitte mehr als zwei Millionen. 
In Frankfurt a. M., ebenfalls einer Stadt, die mit Recht 
im Rufe beſonderen Reichtumes ſteht, waren bei einer Be— 
völkerung von 174101 Perſonen 98 890 Steuerpflichtige und 
Familienangehörige, alſo 57 Prozent, wegen eines Einfom- 
mens unter 900 Mark von der Klaſſenſteuer befreit. 

Zieht man die Einkommenſteuerverhältniſſe ganzer Länder 
in Betracht, ſo ergiebt ſich für Sachſen und Heſſen, daß neun 
Zehntel der Steuerzahler weniger als 1600 Mark, fünf Zehntel, 
alſo die Hälfte, ſogar weniger als 500 Mark im Jahre an 
Einkommen beziehen. 

Nach dieſen furchtbaren Ziffern atmet man erleichtert 
auf, wenn man die Verteilung des Einkommens in Baden 
kennen lernt. Hier bilden die Steuerpflichtigen mit einem 
Einkommen von weniger als 500 Mark nicht, wie in Sachſen 
und Heſſen, die Hälfte, ſondern ein Zehntel aller Steuer- 
pflichtigen. Die Perſonen mit weniger als 1600 Mark Ein- 
kommen machen nicht, wie in den genannten beiden Ländern, 
neun Zehntel, ſondern nur acht Zehntel der Steuerzahler aus. 
Leider ſind dieſe erfreulichen Ziffern wohl nur teilweiſe in einer 
wirklich beſſeren Einkommensverteilung auf ſeiten Badens be— 
gründet. Es fällt eben auch die Verſchiedenheit der betreffenden 
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Geſetzgebungen ſchwer ins Gewicht. In Baden gelangt das 
Einkommen des Familienvorſtandes zur Beſteuerung, in Sachſen 
dagegen wird das Einkommen der Familienglieder beſonders 
erfaßt. So muß Sachſen naturgemäß eine viel größere Zahl 
kleiner Einkommen aufweiſen als Baden. Wie in der That 
auch in Baden eine große Ungleichheit der Einkommensvertei⸗ 
lung beſteht, das bringen folgende Ziffern zum Bewußtſein. 
Die Zahl der Perſonen mit weniger als 3000 Mark Ein⸗ 
kommen beträgt in Baden 94 Prozent der Steuerpflichtigen. 
Auf dieſe 94 Prozent der Pflichtigen entfallen aber nur zwei 
Drittel des Geſamteinkommens, während das letzte Drittel 
auf 6 Prozent der Steuerzahler ſich verteilt !. 

Noch dunkler laſſen die unerbittlichen Ziffern der Woh— 
nungsſtatiſtik die Lage erſcheinen. So befanden ſich in Berlin 
1880 159639 Perſonen in ſogenannten übervölkerten Woh- 
nungen. Was verſteht aber die Statiſtik unter einer über— 
völkerten Wohnung? Der Sprachgebrauch unſerer Statiſtiker 
iſt ſehr vorſichtig gewählt und vermeidet jegliche Übertreibung. 
Man läßt die Übervölkerung erſt beginnen, wenn in einer 
ei nzimmrigen Wohnung 6 und mehr, in einer zwei— 
zimmrigen 10 und mehr Perſonen ſich aufhalten. Und in 
dieſen grauenhaften Verhältniſſen lebten 159639 Berliner 
oder 14 Prozent der hauptſtädtiſchen Bevölkerung. Dieſe 
Mißſtände beſchränken ſich aber durchaus nicht auf Berlin 


1 Über die Einkommensverhältniſſe vergleiche man: Bücher, 
Baſels Staatseinnahmen und Steuerverteilung 1878—1887. Baſel 1888. 
S. 17. 79. — Frankfurter Arbeiterbudgets. Schriften des 
Freien Deutſchen Hochſtiftes. Frankfurt a. M. 1890. S. 37. — Heil, 
Reſultate der Einſchätzungen zur Einkommenſteuer. Jena 1888. S. 12. 
13. 47. — Karlsruher Zeitung, 21. Dezember 1890. Nr. 349, 
Beilage. f 

1 * 


allein. In Hamburg, Breslau, Dresden, Leipzig, Königs- 
berg und den Fabrikſtädten iſt das Bild, das dem Forſcher 
ſich bietet, keineswegs troſtreicher !. 

Welchen Einfluß aber die kümmerlichen Einkommens. 
verhältniſſe, welchen Einfluß ſo entſetzliche Wohnungszuſtände 
auf die Sterblichkeit der Menſchen ausüben, das zeigen in er— 
ſchütternder Weiſe die Forſchungen, welche G. F. Knapp? einſt 
in Leipzig über die Beziehungen zwiſchen Wohlſtand und 
Sterblichkeit angeſtellt hat. Wie oft hört man den Troſt aus⸗ 
ſprechen, vor dem Tode ſeien Arm und Reich gleich! Nichts 
kann dem wahren Sachverhalte mehr widerſprechen. Wäh— 
rend der Tod in den wohlhabenden Schichten der Geſellſchaft 
mit einem Tribute von 26 aus 100 Kindern im erſten Les 
bensjahre ſich begnügte, forderte er von den Armen 50. Die 
Sterblichkeit von Arm und Reich überhaupt aber verhielt 
ſich wie 30: 18. 

Unverkennbar treten die Folgen übermäßiger Arbeit, un— 
genügenden Lohns und mangelhafter Ernährung auch in den 
Ergebniſſen der Rekrutenaushebung zu Tage. Aus einem 
Fabrikbezirke des Reichslandes berichtete ſo ein Kreisarzt: „In 
den Fabrikdörfern, wo alles von Jugend auf in den Fabriken 
arbeitet, waren faſt alle Stellungspflichtigen untauglich, und 
wir glauben, wenn das ſo weiter geht, braucht man bald 
keine Aushebungskommiſſion mehr in dieſe Orte zu ſchicken?.“ 


1 Die Wohnungsnot der ärmeren Klaſſen in deutſchen 
Großſtädten. I und II. Schriften des Vereins für Socialpolitik 
Bd. XXX. XXXI. Leipzig 1886, insbeſ. I 192. 

2 Mitteilungen des ſtatiſtiſchen Bureaus der Stadt 
Leipzig. Heft VIII. 

3 Archiv für öffentliche Geſundheitspflege in Eljak- 
Lothringen. Straßburg. VII 107. 
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Doch genug der „traurigen und ariden Wiſſenſchaft der 
Zahlen“! Es liegt hier gar nicht die Abſicht vor, diejenigen, 
denen die Vorzüglichkeit unſerer ſocialen Zuſtände als un— 
erſchütterliches Dogma gilt! — wunderbarerweiſe giebt es 
immer noch ſolche Leute —, zu bekehren und für den Ge— 
danken der ſocialen Reform zu gewinnen. Die obigen That— 
ſachen ſind lediglich für Kreiſe angeführt worden, in welchen 
die Abneigung gegen Maßnahmen zur Verbeſſerung unſerer 
ſocialen Ordnung vornehmlich einer mangelhaften Kenntnis 
der thatſächlichen Verhältniſſe entſpringt. Für dieſe dürften 
ſie immerhin Stoff zu ernſtem Nachdenken in Hülle und Fülle 
bieten. 


1 So bemerkte beiſpielsweiſe das nationalliberale Organ Freiburgs, 
die „Breisgauer Zeitung“, gegenüber dieſen auch in der Antrittsvor— 
leſung vorgeführten Daten, daß „das Vorhandenſein einer eigentlichen 
Notlage in zu weitem Umfange angenommen wurde“. 


II. 


Mannigfadhe Beurteilungen des Naſſenelendes 
und Vorurteile gegen die ſociale Reform. 


Freilich kann man auch das Maſſenelend rückhaltslos 
anerkennen und doch jeden ſocialreformatoriſchen Eingriff in 
unſere Zuſtände entſchieden abweiſen. Man glaubt einfach 
nicht daran, daß die Macht der Menſchen gegenüber dem 
aus „natürlichen Geſetzen“ hervorgegangenen Elend etwas 
auszurichten vermöge. Man huldigt jener Theorie, die, grau 
und troſtlos wie die Atmoſphäre einer modernen Fabrikſtadt, 
das Elend aus einem verhängnisvollen Zwieſpalte zwiſchen 
der Vermehrung des Menſchengeſchlechtes und dem Wachs— 
tume der zu ſeiner Ernährung tauglichen Mittel ableitet. Es 
giebt ferner auch Richtungen, die, von hyperidealiſtiſchen Ge— 
ſichtspunkten ausgehend, in dem Streben der arbeitenden 
Klaſſen nach einer materiell höheren Lebenserfüllung nur eine 
roh-ſinnliche Überſchätzung der materiellen Güter, eine ver- 
werfliche „Begehrlichkeit“ erblicken. Die der ſocialen Reform 
freundliche Stellung der Nationalökonomie iſt ihnen nichts 
anderes als ein „matter Eudämonismus“, der überhaupt als 
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der „Erbfehler der Nationalökonomie“ zu gelten hat. So— 
dann mögen gewiſſe kirchliche Strömungen nicht unerwähnt 
bleiben, denen das irdiſche Leben als ein Schachſpiel erſcheint, 
ein Schachſpiel mit der Erde als Schachbrett und den Armen 
als Schachfiguren, mittels deren die Reichen und Mächtigen 
das Spiel zu gewinnen haben. Das Fortbeſtehen einer Klaſſe 
von in Not Befindlichen gilt von dieſem Standpunkt ſchließ— 
lich als ein Mittel, um das Heil einzelner zu verwirklichen !. 
Zu politiſch ähnlichen Forderungen führt endlich auch die 
Lehre eines in letzterer Zeit leider Mode gewordenen Social— 
philoſophen, der ſich allerdings nicht um des himmlischen 
Heiles der „Herren“ willen, ſondern wegen des irdiſchen 
Wohles der „vornehmen Seelen“, wegen der Ausbildung des 
„Übermenſchen“ gegen ſociale Reformen erklärt und an 
Stelle des Wohles der meiſten die Parole vom „Wohle der 
wenigſten“ ausgiebt?. 

Für Anhänger der genannten Richtungen ſind die folgen— 
den Zeilen nicht geſchrieben. Sie richten ſich nur an die— 
jenigen, welche zwar das Maſſenelend als brennenden Schmerz 
empfinden, aber dennoch ſocialpolitiſchen Maßnahmen achſel— 
zuckend und zweifelnd gegenübertreten, weil ſie von denſelben 
eine Verzögerung und Einſchränkung unſerer wirtſchaftlichen 
Fortſchritte und inſofern noch eine Verſchlimmerung der 
traurigen Zuſtände befürchten. Dieſe Auffaſſung beſitzt in 
den verſchiedenſten Schichten der Geſellſchaft eine große Ver— 


1 Vgl. Brentano, Die chriſtlich-ſociale Bewegung in England. 
Schmollers Jahrbuch für Geſetzgebung, Verwaltung und Volkswirtſchaft 
im Deutſchen Reiche. 7. Jahrgang. 1883. S. 745. 

2 Georg Ad ler, Friedrich Nietzſche, der Socialphiloſoph der 
Ariſtokratie. Nord und Süd. März 1891. 
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breitung. Vielfach begegnet man ihr namentlich in den Kreiſen 
humaner Arbeitgeber. So ſprach es einmal ein hervorragender 
Induſtrieller, der gegen 1500 Arbeiter beſchäftigt, unum⸗ 
wunden aus, „man müßte den ganzen Tag über weinen, wenn 
man darüber nachdächte, wie es den Arbeitern erginge“, allein, 
wenn er auch anerkenne, „daß die Verteilung der irdiſchen 
Güter ſehr mangelhaft ſei, ſo leuchte es ihm doch nicht ein, 
unter dem Vorwande, dieſe Teilung verbeſſern zu wollen, den 
Reichtumserwerb zu zerſtören“. Und doch handelte es ſich 
um nichts anderes als einige Arbeiterſchutzmaßregeln, wie ſie in 
der Schweiz und in Oſterreich bereits verwirklicht worden find. 

Derartige Bedenken zerſtreuen zu helfen iſt das Ziel, 
welches mit den folgenden Darlegungen angeſtrebt wird. Sie 
ſollen eben darthun, wie eine ſociale Reform im Sinne einer 
größeren Anteilnahme der arbeitenden Klaſſen am Reinertrage 
der nationalen Produktion die wirtſchaftliche Entwicklung nicht 
nur nicht ſchädigen kann, ſondern vom Standpunkte der 
wiſſenſchaftlichen Nationalökonomie geradezu als ein Gebot 
des wirtſchaftlichen Fortſchrittes zu gelten hat. 

Wenn man im Publikum ſo oft auf eine dieſer Theſe 
durchaus widerſprechende Auffaſſung iſtößt, jo find vielleicht 
gerade die Vertreter der wiſſenſchaftlichen Nationalökonomie 
nicht von jeder Schuld freizuſprechen. Sie haben, offenbar 
um die Verwandlung ihrer Wiſſenſchaft in eine ethiſche Dis— 
ciplin klar zum Ausdruck zu bringen, die ſociale Reform mehr, 
als es im Intereſſe der Sache angebracht geweſen ſein dürfte, 
mit ethiſchen Beweisgründen! unterſtützt. So wenig nun die 


1 Vgl. z. B. Schmollers bekannten Eſſai „Die Gerechtigkeit in der 
Volkswirtſchaft“ (Zur Social- und Gewerbepolitik der Gegenwart. 
Leipzig 1890. S. 204). 
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Berechtigung und allgemeine Bedeutung derartiger Geſichts— 
punkte irgendwie in Abrede geſtellt werden ſoll, ſo mußten 
dieſe Anleihen, welche die Nationalökonomen auf anderen Ge— 
bieten machten, doch ſicher der Annahme Vorſchub leiſten, als 
ob mit rein wirtſchaftlichen Geſichtspunkten die Notwendigkeit 
einer ſocialen Reform nicht erwieſen werden könnte. Die 
Hauptſchuld an der Verbreitung dieſer Anſicht aber trifft 
freilich nicht die gegenwärtige Volkswirtſchaftslehre, ſondern 
ihre Vorgängerin, die Mancheſterſchule. In privatwirtſchaft— 
lichen Ideen befangen, entwickelte dieſe vielfach Lehren, aus 
denen ſich der Widerſtreit zwiſchen ſocialpolitiſchen und wirt- 
ſchaftlichen Fortſchritten mit Notwendigkeit ergab. Wie ſo 
häufig ſcheint daher auch in dieſer Beziehung die öffentliche 
Meinung nur einer von der Gegenwart bereits überwundenen 
Phaſe der wiſſenſchaftlichen Entwicklung zu entſprechen. 


III. 


Die privatwirtſchaftliche Befangenheit der älteren 
Nationalökonomie und deren Lehren in betreff des 
ſocialpolitiſchen Fortſchrittes. 


Schon ſeit geraumer Zeit führt die Wiſſenſchaft, um die 
es ſich hier handelt, den Namen Nationalökonomie oder 
Volkswirtſchaftslehre. Nicht ganz mit Recht, denn bis in 
die neueſten Zeiten herein haben in ihr privatwirtſchaftliche 
Anſchauungen, namentlich die privatwirtſchaftlichen Geſichts— 
punkte der Unternehmer, vielfach eine leitende Stellung inne— 
gehabt. Vor allem ſind es Ricardo und ſeine Schule geweſen, 
welche teils durch wirklich privatwirtſchaftliche Geſichtspunkte 
teils durch weitgehende Abſtraktionen, welche nur zu leicht in 
privatwirtſchaftlichem Sinne mißdeutet wurden, am meiſten 
dazu beigetragen haben, daß ſich in weiten Kreiſen die Anſicht 
feſtſetzte, zwiſchen ſocialen und wirtſchaftlichen Fortſchritten 
beſtände ein Zwieſpalt. Es kommt hier namentlich die be— 
kannte Stelle über das Roh- und Reineinkommen bei Ricardo 
in Betracht: 

„Der Geſamtertrag des Bodens und der Arbeit eines 
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jeden Landes teilt ſich in drei Teile, wovon einer den Arbeitern 
als Lohn, ein anderer dem Kapitaliſten als Gewinn und der 
dritte dem Grundeigentümer als Bodenrente zufällt. Nur 
von den beiden letzten Teilen kann man Abgaben erheben 
oder Erſparniſſe machen, indem der erſtere, wenn mäßig, ſtets 
als ein zur Produktion unumgänglich notwendiger Aufwand 
anzuſehen iſt. Einem Kapitaliſten mit einem Vermögen von 
20 000 Pfund, welches demſelben jährlich 2000 Pfund Gewinn 
abwirft, kann es völlig gleich ſein, ob ſein Kapital hundert 
oder tauſend Menſchen in Thätigkeit ſetzt, ob die produzierte 
Ware zu 10 000 Pfund oder für das Doppelte verkauft wird, 
wenn ihm nur in jedem dieſer Fälle nicht weniger als 
2000 Pfund Gewinn übrigbleibt. Iſt es nun nicht ebenſo 
auch mit dem wahren Intereſſe eines Landes? Wenn nur 
ſein wirkliches Nettoeinkommen, ſeine Bodenrente und ſein 
Gewinn, ſich nicht verändern, kann es ihm übrigens einerlei 
ſein, ob es zehn oder zwölf Millionen Einwohner zählt.“ 

Weil für die Privatwirtſchaft des Arbeitgebers die Lohn— 
ausgabe unter dem Geſichtswinkel der Produktionskoſten er- 
ſcheint, führten die angezogenen Ausführungen leicht zu der 
Meinung, der Lohn habe auch volkswirtſchaftlich nichts anderes 
darzuſtellen. Da aber niedrige Löhne für den Unternehmer 
günſtig ſind, ſo galten ſie in der Praxis auch als volkswirt— 
ſchaftlicher Vorteil. 

Wie Ricardo an anderer Stelle ausführt, giebt es „keinen 
anderen Weg, die Gewinne hoch, als den, die Löhne niedrig 
zu halten“. Da man nun auf Grund ſeiner Ausführungen 
annahm, der Nationalreichtum hänge von der Höhe der 
Profite und Renten ab, ſo konnte eine Lohnſteigerung nur 
als Feſſel für die Entwicklung des Nationaleigentumes ange— 


ſehen werden. Lehrte Ricardo doch auch, daß in Ländern, 
wo der Arbeitslohn hoch ſtehe, das Kapital ſolchen Ver— 
wendungen zuzuführen ſei, bei denen die wenigſte Arbeit im 
eigenen Lande nötig iſt. So z. B. dem Speditionsgeſchäfte, 
dem auswärtigen Handel, wo der Gewinn ſich nach dem 
Kapitale, nicht nach der Quantität der bezahlten Arbeit 
richtet !. | 

So mochten denn längſt Religion und Philoſophie den 
Arbeiter als Selbſtzweck erklärt, die Geſetzgebung mochte die 
Freiheit ſeiner Perſon anerkannt haben, für die in privat⸗ 
wirtſchaftlichen Unternehmeranſchauungen befangene National- 
ökonomie und die von ihr beeinflußte öffentliche Meinung 
blieb er mehr oder weniger immer noch Produktionsmittel 
oder, wie der engliſche Geſchäftsjargon es ſo bezeichnend aus— 
drückt: „hand“. 

Theoretiſch konnten dieſe Auffaſſungen allerdings ohne 
Mühe widerlegt werden. Bereits J. B. Say und Sismondi 
erklärten ſich mit aller Macht gegen eine Lehre, nach welcher 
der Profit des Kapitaliſten der für die ganze wirtſchaftliche 
Entwicklung maßgebende Geſichtspunkt ſein ſollte. „Was?“, 
rief Sismondi aus, „der Reichtum iſt alles, die Menſchheit 


1 Ricardo, Grundſätze der politiſchen Okonomie, überſetzt von 
Schmidt. Weimar 1821. S. 489—495. Vgl. auch Dühring, Kritiſche 
Geſchichte der Nationalökonomie und des Socialismus. 2. Auflage. 
Berlin 1875. S. 217.— Wenn Adam Smith ähnlich wie Ricardo 
ſich auch oft von privatwirtſchaftlichen Geſichtspunkten leiten ließ, 
ſo muß doch rühmend hervorgehoben werden, daß er gerade in ſocial— 
politiſcher Hinſicht ſeinen Blick durch die letzteren viel weniger trüben 
ließ, als ſeine Nachfolger es thaten. Es iſt bekannt, mit welcher Ent⸗ 
ſchiedenheit er hohe Löhne als wirtſchaftlich ſegensreich bezeichnete. Vgl. 
Ad. Smith, Natur und Urſachen des Volkswohlſtandes. Überſetzt von 
Löwenthal. Berlin 1882. I 88. 89. 
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nichts? . . .. In der That, man braucht es nur noch als 
wünſchenswert zu bezeichnen, daß der König als einziger Be— 
wohner der Inſel beſtändig eine Kurbel drehe und ſo durch 


Automaten die geſamte Arbeit Englands ausführen laſſe.“ Und 


auch der ſonſt durchaus nicht antikapitaliſtiſch geſinnte J. B. 
Say fragt Ricardo, ob eine Nation von Kapitaliſten, die 
weiter nichts verſtehen als in ihren Comptoiren zu ſpekulieren 
und die Marktpreiſe der Hauptplätze Europas und Amerikas 
gegeneinander abzuwägen, als das höchſte Ziel hingeſtellt 
werden könne!. 

Mochte alſo auch das Trügeriſche jener Lehre ſelbſt raſch 
erkannt und dargethan worden ſein, ſo ließ ſich die Volks— 
wirtſchaftslehre doch noch lange Zeit, die öffentliche Meinung 


1 Sismondi, Nouveaux principes d’economie politique. Paris 
1827. II 331 — und Grun dſätze der politiſchen Okono mie 
von D. Ricardo nebſt erläuternden und kritiſchen Anmerkungen von 
J. B. Say. Überſetzt von Chr. Aug. Schmidt. Weimar 1821. S. 493. 

Wie Guftav Cohn (Beitihrift für die geſamte Staatswiſſenſchaft. 
Tübingen 1869. S. 406 und 407) wahrſcheinlich gemacht hat, iſt es die 
polemiſche Spitze gegen Adam Smith geweſen, welche Ricardo zu ſeiner 
einſeitigen Faſſung der Lehre vom Roh- und Reineinkommen beſtimmte. 
Inſofern trifft die angeführte Say-Sismondiſche Entgegnung nicht ſo 
ſehr Ricardo ſelbſt als die von ihm wider Willen hervorgerufene vulgär 
Anſicht über den fraglichen Gegenſtand. 

Andrerſeits iſt aber Ricardo auch Adam Smith in ſeiner Polemik 


nicht völlig gerecht geworden. Wenn Ricardo den Lehren von Smith 


angeblich nur inſofern entgegentritt, weil letzterer nicht wegen eines 
vermuteten Vorteils durch eine große Bevölkerung oder wegen des 
Glückes, welches eine größere Zahl menſchlicher Weſen genießen würde, 
diejenige Kapitalanlage wünſche, welche die meiſte Arbeit in Bewegung 
ſetze, ſo mag Adam Smith die von Ricardo verlangte Bedingung aller— 
dings nicht ausdrücklich ausgeſprochen haben, ſie iſt aber ohne Mühe 
allenthalben zwiſchen den Zeilen zu leſen. So dürfte das Mißver— 
ſtändnis, das Ricardo gegenüber Smith widerfuhr, dazu beigetragen 
haben, daß die Ausführungen Ricardos meiſt in der Say-Sismondiſchen 
Weiſe aufgefaßt wurden. 
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vielfach bis auf die Gegenwart herab unbewußt bei der Be- 
urteilung ſocialpolitiſcher Maßnahmen von der privatwirt— 
ſchaftlich ja durchaus richtigen und deshalb weiten Kreiſen ſo 
ſelbſtverſtändlichen Theſe Ricardos leiten. 

Wenn nunmehr dieſen ſo tief eingewurzelten Vorurteilen 
gegenüber eingehender der Nachweis verſucht werden ſoll, daß 
die Erhöhung des Anteiles der arbeitenden Klaſſen am Rein⸗ 
ertrage der nationalen Produktion die Produktion in ihrer 
weiteren Entfaltung nicht nur nicht hemmen, ſondern ſogar 
mächtig fördern muß, ſo können hierbei zwei Wege beſchritten 
werden. Man kann entweder, in mehr ſpecieller Weiſe vor— 
gehend, an einzelnen ſocialen Reformen zeigen, wie z. B. an 
den Lohnerhöhungen oder dem Arbeiterſchutze, daß ſie mit 
keinerlei Gefahren für den wirtſchaftlichen Fortſchritt ver— 
knüpft ſind, ſondern ihn zu fördern geeignet erſcheinen. Man 
kann aber auch in allgemeinerer, genereller Weiſe den Nach— 
weis erbringen, daß die äußerſt ungleichmäßige Güterverteilung, 
welche dem ſich ſelbſt überlaſſenen Verkehre eigentümlich iſt, 
ſchließlich zu einem Hemmſchuh weiterer wirtſchaftlicher De 
ſchritte ſich entwickeln muß. 

Wir wollen zunächſt, der Lehre Brentanos über die Lohn— 
ſteigerungen folgend, den erſtgenannten Pfad einſchlagen. 
Begegnen die Ausführungen Brentanos über die Lohn— 
ſteigerungen in den Kreiſen der wiſſenſchaftlichen National- 
ökonomie auch kaum mehr einem Widerſpruche, ſo läßt ſich 
das Gleiche doch nicht in Bezug auf die öffentliche Meinung 
behaupten. Es wird demzufolge geſtattet ſein, in einem 
Schriftchen, das ſich an ein größeres Publikum wenden möchte, 
die Grundgedanken Brentanos zu wiederholen. 


IV. 


Lohnſteigerungen und wirtſchaftlicher Jortſchritt. 


Die Ausführungen Brentanos! zerfallen in zwei Teile: 
in eine Kritik der Lehren der engliſchen Nationalökonomie in 
betreff der Lohnſteigerungen und in eine poſitive Darſtellung. 
Es mußte erſt das zähe Geſtrüpp privatwirtſchaftlicher Auf— 
faſſungen, welches dieſes Gebiet überwuchert hatte, zerſtört 
werden, ehe der wahre Sachverhalt vorgetragen werden 
konnte. 

Da der einzelne Unternehmer zur Entlohnung feiner Ar- 
beiter einer Geldſumme bedarf, ſo war die Ricardoſche Schule 
raſch mit der Lehre bei der Hand, der Lohn würde aus dem 
Kapitale des Arbeitgebers gezahlt. Die Geſamtheit der von 
den Unternehmern für die Lohnzahlung beſtimmten Kapitalien 
bildet den Lohnfonds eines Landes. Von der Größe desſelben 
und der Zahl der Arbeiter, die ſich in denſelben zu teilen 


1 Brentano, Die Lehre von den Lohnſteigerungen mit beſonderer 
Rückſicht auf die engliſchen Wirtſchaftslehrer. Jahrbücher für National- 
ökonomie und Statiſtik. Herausgegeben von B. Hildebrand. 16. Band. 
Jena 1871. S. 251-281. 
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haben, hängt die Höhe des Lohnes ab. Eine Erhöhung des 
Lohnes erſcheint nur möglich entweder, wenn bei gleichbleiben— 
der Arbeiterzahl durch raſches Wachstum der Kapitalien der 
Lohnfonds vergrößert wird, oder, wenn die Zahl der Arbeiter, 
die ſich in einen gegebenen Lohnfonds teilen müſſen, abnimmt. 
In beiden Fällen aber erfolgt bei freiem Wettbewerb die 
Lohnerhöhung von ſelbſt. Irgend welche Maßnahmen der 
Arbeiter zur Erhöhung des Lohnes ſind daher, je nachdem, 
entweder ausſichtslos oder überflüſſig. 

Dies die ſogenannte Lohnfondstheorie der engliſchen Na— 
tionalökonomie. Sie erfreute ſich eines ungemein großen 
Anſehens, das wohl kaum auf ihren theoretiſchen Wert allein, 
ſondern vielmehr auf die Unterſtützung, welche ſie den Arbeit— 
gebern in ihrem Kampfe gegen die Arbeiterkoalitionen ge= 
währte, zurückgeführt werden muß. Konnte man doch mit! 
Hülfe dieſer Theorie die Beſtrebungen der Arbeiter, durch Or— 
ganiſation Einfluß auf die Höhe des Lohnes zu gewinnen, als 
ein unſinniges Beginnen, das die Wiſſenſchaft ſtreng verurteile, 
vornehm und überlegen abfertigen. 

Zum Glücke ließ der geſunde Sinn der engliſchen Arbeiter 
ſich durch ſolche falſche Propheten nicht bethören. Sie waren 
ſo „unlogiſch“ trotzdem Gewerkvereine zu gründen und ſo 
glücklich auf dieſem Wege erheblich höhere Löhne zu erringen. 
Ihre Politik wurde nicht von der Theorie, ſondern die Theorie 
ſchließlich von ihrer Politik gemeiſtert. 

Brentano war es, der die auf erſichtliche Abwege geratene 
Theorie wieder mit den Thatſachen in Einklang brachte. 

Er zeigte, angeregt durch die Unterſuchungen Hermanns 
über denſelben Gegenſtand und durch die verbeſſerte Lohnfonds— 
theorie Thorntons, wie der wahre Gegenwert der Arbeit nicht 
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in dem Kapitale des Unternehmers zu erblicken ſei. Aller- 
dings giebt der Unternehmer ſchrittweiſe aus ſeinem Kapitale 
dem Arbeiter einen Lohn zu deſſen Unterhalte. Allein in 
demſelben Maße erhält er auch als Entgelt die Arbeitsleiſtung 
des Arbeiters. Er wird ja Eigentümer des Arbeitspro— 
duktes. Eigentlich giebt alſo der Unternehmer ſein Kapitas 
gar nicht weg. Dasſelbe ändert nur die Form, die äußere 
Erſcheinung. Erſt beſteht es in der Regel aus Geld, welche 
der Arbeiter im Lohne empfängt. Sodann beſteht es aus 
Arbeitsleiſtungen, welche an beſtimmten Stoffen ſich fixiert 
haben. Schließlich bietet der Unternehmer die Arbeitsprodukte 
zum Verkaufe aus. Iſt der Verkauf aber erfolgt, ſo hat ſein 
Kapital wieder die Form der Güter angenommen, welche er 
im Preiſe der Arbeitsprodukte erhält, heute alſo in der Regel 
wieder die Geldform. Inſofern liegt aber der wahre Gegen- 
wert der Arbeit in dem, was die Konſumenten für das Arbeits- 
produkt bieten!. 

Die Behauptung, daß der Lohnhöhe einerſeits durch das 
Kapital des Unternehmers, andrerſeits durch die Zahl der 
Arbeiter unüberwindbare Schranken gezogen würden, erſcheint 
ſomit als hinfällig. Es kann vielmehr die Lohnhöhe, nament— 
lich durch eine zweckmäßige Organiſation der Arbeiter in Be⸗ 
rufsverbänden, wirkſam beeinflußt werden. 

Es ergiebt ſich nun die weitere Frage: Welchen Einfluß 
üben Lohnſteigerungen auf die wirtſchaftliche Entwicklung 
aus? 


1 Vgl. die im Weſen hiermit ganz übereinſtimmende Analyſe des 
Vorganges bei Marx, Das Kapital. II. Band. Hamburg 1885. 
S. 445 und 446. — Angedeutet auch von Schmoller, Die Lehre vom 
Einkommen, Zeitſchrift für die geſamte Staatswiſſenſchaft. 19. Band. 
1863. S. 10. 
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Bevor dieſe Frage ihre Erledigung finden kann, muß 
hervorgehoben werden, daß nicht jede nominelle Erhöhung des 
Lohnes bereits als eine thatſächliche Lohnerhöhung, als Ver— 
größerung des Anteiles der arbeitenden Klaſſen am Reinertrage 
der nationalen Produktion aufgefaßt werden darf. 

Lohnerhöhungen können auftreten im Gefolge einer ver- 
minderten Kaufkraft des Geldes oder, was dasſelbe bedeutet, 
einer Erhöhung der Warenpreiſe. Die Lage des Arbeiters 
wird dann trotz des nominell höheren Lohnes nicht beſſer, ja 
ſie kann ſich ſogar verſchlechtern, wenn die Lohnerhöhung hinter 
der Verminderung der Kaufkraft des Geldes zurückbleibt. 

Außerdem können Lohnſteigerungen von einer weſentlichen 
Erhöhung der Arbeitsleiſtungen begleitet werden. Dieſe Er- 
ch einung iſt bei der Erhöhung der Accordlohnſätze vielfach zu 
Tage getreten. Auch in dieſem Falle braucht der Anteil der 
Arbeiter am Reinertrage der nationalen Produktion nicht 
eigentlich zu wachſen. Dem höheren Lohne entſpricht einfach 
ein höheres Arbeitsquantum. 

Im Folgenden ſoll indes nur von thatſächlichen Lohn⸗ 
ſteigerungen die Rede ſein. Solche können erfolgen: erſtens 
auf Koſten der Konſumenten der Ware, und zweitens auf Koſten 
der Gewinne der Unternehmer. 

Der erſtere Fall, die Abwälzung der um die Lohn- 
ſteigerung erhöhten Produktionskoſten auf die Konſumenten 
durch Erhöhung der Warenpreiſe, wird in Gewerben die Regel 
bilden, die ihrer Natur nach ein lokales oder nationales 
Monopol beſitzen oder ein bedeutendes Übergewicht über die 


Gewerbe des Auslandes behaupten. Freilich werden die Kon⸗ 


ſumenten der verteuerten Ware dann für andere Waren eine 
geringere Kaufkraft entfalten können. Allein für dieſen mög⸗ 
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lichen Ausfall tritt die durch den Lohn geſtiegene Kaufkraft 
des Arbeiters ein. Nicht der Umfang der Produktion wird 
ſich alſo durch die Lohnſteigerung verändern, ſondern nur die 
Art und Richtung der Produktion. An die Stelle der Pro— 
duktion von entbehrlicheren Gütern tritt eine größere Produktion 
von unentbehrlichen Verbrauchsgütern. 

Die Lohnſteigerung kann zweitens aber auch erfolgen auf 
Koſten des Unternehmers. Dem Unternehmer kann die Ab— 
wälzung auf die Konſumenten verſchloſſen ſein, weil eine 
Preiserhöhung die wirkſame Nachfrage zu ſehr beſchränken 
würde; oder weil er mit Unternehmern im Wettbewerbe 
ſteht, die unter weſentlich günſtigeren Bedingungen produ— 
zieren und deshalb auch keine Preiserhöhung anzuſtreben 
brauchen, vielmehr die Gelegenheit benützen würden, um den 
ganzen Abſatz an ſich zu reißen. Dieſe Lohnſteigerung auf 
Koſten des Gewinnes der Unternehmer wird um ſo leichter 
durchzuführen ſein, je größer die Gewinne an und für ſich 
ſind, und je ſchwerer es iſt, das in dem betreffenden Gewerbe 
angelegte Kapital zurückzuziehen. Lohnſteigerungen auf Koſten 
der Gewinne der Unternehmer werden daher leichter im Groß— 
betriebe als in der Hausinduſtrie und im mittleren und 
kleineren Betriebe erfolgen können. Die unwiderruflich feſt⸗ 
gelegten Kapitalien pflegen im Großbetriebe bedeutender, die 
Gewinne infolge der techniſch und ökonomiſch beſſeren Aus— 
ſtattung ſowie der eigentümlichen Vorteile des Großbetriebes 
überhaupt höhere zu ſein. Daher denn auch die Erſcheinung, 
daß ſocialen Fortſchritten von ſeiten der mittleren und kleinen 
Unternehmer vielfach ein viel hartnäckigerer Widerſtand ge— 
leiſtet wird als von ſeiten der Großinduſtriellen. So haben 
3. B. vor kurzem im deutſchen Buchdruckgewerbe die großen 
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Unternehmungen die Forderungen der Gehülfenſchaft ange— 
nommen, während die kleineren Unternehmer ſich aufs äußerſte 
gegen dieſelben wehrten !. | | 

Unter dieſen Umſtänden können Lohnſteigerungen und 
ſociale Fortſchritte überhaupt die Verdrängung der kleinen 
Betriebe durch die großen weſentlich beſchleunigen. Auf 
die Frage, ob dieſe Tendenz ein langſameres Tempo des 
ſocialen Fortſchrittes begründen darf, wird weiter unten 
zurückzukommen ſein. 

Was den erſten Fall, den Fall einer Lohnſteigerung auf 
Koſten der Konſumenten betrifft, ſo pflegt dem oben darge— 
gelegten Gedankengange der Einwand entgegengehalten zu 
werden, daß die Arbeiter, wenn die Lohnſteigerungen einen 
Preisaufſchlag verurſachten, dann doch keinen reellen Vorteil 
erzielten. Sie erhielten zwar einen nominell höheren Lohn, 
könnten mit demſelben aber keinen größeren Bedarf befriedigen 
als früher. Der Vorteil der Lohnerhöhung, welchen die Ar- 
beiter als Produzenten beziehen, würde wettgemacht durch den 
Nachteil, der fie als Konſumenten trifft. 

Unter der Vorausſetzung aber, daß wirklich nur eine der 
thatſächlichen Steigerung des Lohnes entſprechende Erhöhung 
der Warenpreiſe erfolgt — es kommt vielfach auch vor, daß 
Arbeitgeber eine Lohnerhöhung als Vorwand benützen, um 


1 Zahn, Die Organiſation der Prinzipale und Gehülfen im 
deutſchen Buchdruckgewerbe, in Schriften des Vereins für Socialpolitik 
Bd. XLV. „Arbeitseinſtellungen und Fortbildung des Arbeitsvertrages“. 
Leipzig 1890. S. 460 ff. 

2 In dieſem Irrtume war z. B. auch Proudhon befangen. Man 
vergleiche in Bezug darauf und überhaupt für die folgenden Aus— 
führungen: Marx, Das Elend der Philoſophie. Deutſch von E. Bern— 
ſtein und K. Kantsky. Stuttgart 1885. S. 171 ff. 


einen zu der Lohnerhöhung ganz außer Verhältnis ſtehenden 
Preisaufſchlag der Waren zu bewerkſtelligen —, unter der an— 
gegebenen Vorausſetzung alſo iſt es vollkommen klar, daß der 
erwähnte Einwurf nur dann Gewicht beſäße, wenn die Ar- 
beiter allein und nicht auch die übrigen Klaſſen der Geſell— 
ſchaft, Grundbeſitzer, Kapitaliſten, Beamte, die höheren Waren— 
preiſe zu entrichten hätten. Hiezu tritt noch die Erwägung, 
daß die Arbeit und der Arbeitslohn bei verſchiedenen Pro— 
dukten eine verſchiedene Rolle ſpielen. Bei der Herſtellung 
des einen Produktes können die Löhne ein Viertel der Pro— 
duktionskoſten, bei der Erzeugung eines anderen vielleicht nur 
ein Sechſtel derſelben ausmachen. 

Man wird daher ſagen müſſen: In je höherem Maße 
die Arbeiter ſelbſt Konſumenten der Ware ſind, deren Preis 
infolge der Lohnſteigerung ſich erhöht hat, und je größer der 
Einfluß iſt, den die Löhne auf die Produktionskoſten und 
weiter die Warenpreiſe ausüben, deſto geringer iſt thatſächlich 
die Zunahme der arbeitenden Klaſſen am Reinertrage der 
nationalen Produktion infolge einer derartigen Lohnerhöhung 
zu veranſchlagen. In je geringerem Umfange die Arbeiter als 
Konſumenten der durch die Lohnerhöhung verteuerten Waren 
erſcheinen, je kleiner ferner der Bruchteil der Produktions⸗ 
koſten iſt, der durch den Lohn gebildet wird, deſto größer iſt 
für die Arbeiterklaſſe die thatſächliche Verbeſſerung. 

Inſofern wird ſich bei einer allgemeinen Lohnerhöhung 
die Nachfrage der Arbeiter vorzugsweiſe auf ſolche Waren er— 
ſtrecken, welche der Hauptſache nach mit Maſchinen hergeſtellt 
werden, bei welchen alſo der Preisaufſchlag wegen der Lohn— 
erhöhung verhältnismäßig am geringfügigſten iſt. Alſo auch 
mit Rückſicht auf dieſe Momente würde ſich aus der Lohn— 
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ſteigerung zwar eine Anderung in der Art und Richtung, 
nicht aber eine Verminderung des Umfanges der Produktion 
ergeben. 

Ein zweiter Einwand, der gegen die Lohnſteigerungen 
namentlich von ſeiten induſtrieller Arbeitgeber erhoben wird, 
geht dahin, daß unter den gegenwärtigen noch ungenügenden 
Ernährungsverhältniſſen der arbeitenden Klaſſen eine Lohn 
ſteigerung zwar der Landwirtſchaft Vorteil bringen, nicht aber 
die Nachfrage nach Induſtrieprodukten heben könne. Die 
Entwicklung der Induſtie müßte deshalb eine Einſchränkung 
erfahren. 

Zunächſt ſoll nicht in Abrede geſtellt werden, daß die 
Arbeiter einen Teil der Lohnerhöhung jedenfalls zur Ver⸗ 
beſſerung ihrer Ernährung verwenden werden. Inwiefern 
daraus aber der Induſtie ein Nachteil erwachſen ſoll, iſt nicht 
abzuſehen. Denn erſtens gewinnt die Induſtrie auf dieſem 
Wege leiſtungsfähigere Arbeiter, und zweitens wirkt die der 
Landwirtſchaft durch die erhöhte Nachfrage der Induſtrie— 
arbeiter erwachſende Förderung doch auch auf die Induſtrie 
befruchtend zurück. Die ländliche Bevölkerung gewinnt ſo 
eine erhöhte Kaufkraft für induſtrielle Erzeugniſſe. 

Als es galt, die Getreidezölle zu verteidigen, wurde viel 
mit dem bekannten Worte: „Hat der Bauer Geld, ſo hat's 
die ganze Welt“ operiert. Daß eine vornehmlich auf Koſten 
der ärmſten Schichten der Geſellſchaft geſteigerte Kaufkraft 
des Bauern von zweifelhaftem Segen begleitet iſt, liegt klar 
zu Tage. Wohl aber kann man in einem induſtriellen Lande 
mit Recht ſagen: „Hat der gewerbliche Arbeiter Geld, ſo hat's 
die ganze Welt“. 

Andererſeits muß betont werden, daß die Annahme, der 
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Arbeiter werde eine Lohnerhöhung nur auf beſſere Ernährung 
verwenden, durchaus nicht für wahrſcheinlich gelten kann. 
Unter der herrſchenden Zeitſtrömung iſt bei vielen unſerer 
Arbeiter, namentlich bei den ſtädtiſchen, der Wunſch, es nach 
außen hin, in der Kleidung u. ſ. w., den Beſitzenden möglichſt 
gleich zu thun, mindeſtens ebenſo lebhaft geworden wie das 
Verlangen, ſich beſſer zu ernähren, ja dieſer Wunſch iſt viel— 
leicht intenſiver, als es mit Rückſicht auf die phyſiſche Ent— 
wicklung unſerer Arbeiterklaſſe wünſchenswert erſcheint. 

Endlich darf nicht außer acht gelaſſen werden, daß für 
die thatſächliche Konſumtion nicht die natürliche Ordnung der 
Bedürfniſſe maßgebend iſt, ſondern die ökonomiſche Ordnung. 
Nicht die natürliche Intenſität eines Bedürfniſſes, ſondern das 
Verhältnis zwiſchen Aufwand und Genuß giebt für deſſen 
Befriedigung den Ausſchlag. Es können jo Bedürfniſſe, die 
minder heftig empfunden werden, dennoch eine Befriedigung 
erfahren, während intenſivere unbefriedigt bleiben, einfach des— 
halb, weil die Befriedigung der erſteren Bedürfniſſe einen 
un verhältnismäßig geringeren wirtſchaftlichen Aufwand er— 
fordert !. ö 

Bei der großen Verbilligung, die gerade viele Induſtrie— 
produkte wegen der Einführung der Maſchinen aufweiſen, 
dürfte die Annahme gerechtfertigt ſein, daß bei einer Lohn— 
ſteigerung trotz einer zum Teil noch ungenügenden Ernährung 
dennoch induſtrielle Produkte häufig den landwirtſchaftlichen in 
der Reihe der thatſächlichen Bedarfsbefriedigung den Vorrang 
ſtreitig machen werden. 

Es wurde bei den vorangegangenen Ausführungen der 


1 Simon N. Patten, The Consumption of Wealth. Phila⸗ 
delphia 1889. S. 18. 
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theoretiſchen Vollſtändigkeit wegen der Fall angenommen und 
zu Grunde gelegt, daß die Warenpreiſe infolge von Lohn— 
ſteigerungen im Verhältnis der Lohnerhöhung aufſchlagen. 
Betrachten wir aber die thatſächliche Entwicklung der Dinge, 
ſo kommen wir zu der Überzeugung, daß die im Vorange⸗ 
gangenen gemachte Annahme wenig Wahrſcheinlichkeit beſitzt. 
Wie die Erfahrung lehrt, werden Lohnſteigerungen vielfach 
wettgemacht durch Verbeſſerungen in der Technik des Gewerbe- 
betriebes. Unternehmer wenigſtens, die nicht eine durch ein 
Monopol, ein Kartell oder einen Truſt vollkommen gefeſtigte 
Stellung gegenüber den Konſumenten einnehmen, ſich aber 
auch keine erhebliche Schmälerung des Gewinnes gefallen laſſen 
möchten, ſtreben danach, techniſche und wirtſchaftliche Ver— 
beſſerungen in ihrem Betriebe einzuführen und auf dieſem 
Wege die durch die Lohnſteigerung herbeigeführte privat- 
wirtſchaftliche Erhöhung der Produktionskoſten nach Möglich- 
keit auszugleichen. Es iſt daher kein Zufall, wenn diejenigen 
Länder, in denen die Arbeiter im Wege der Organiſation ſich 
einen vergleichsweiſe hohen Lohn zu erringen vermocht haben, 
gerade in Bezug auf techniſch-ökonomiſche Fortſchritte die erſte 
Stelle einnehmen. In Auſtralien, wo der Arbeitslohn um 
100 Prozent höher ſteht als in England, überſteigen die 
Warenpreiſe doch nur um 20 Prozent diejenigen des Mutter⸗ 
landes !. Und trotzdem in England der Arbeitslohn höher 
ſteht als in Deutſchland, fo iſt dennoch England in dem inter- 
nationalen Wettbewerbe unſer gefährlichſter Konkurrent. Eben⸗ 
ſowenig haben die hohen Löhne der Vereinigten Staaten 


1 Sir Charles Dilke, Problems of Greater Britain. London 
1890. Part VI. chap. II. p. 522. Vgl. auch die Angaben der Emi- 
grants Information Office Handbooks 1890 Nr. 2—-8. 
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dem Emporblühen der amerikaniſchen Induſtrie geſchadet, ja 
ſie ſind geradezu als mächtigſter Sporn für die ungeahnte 
techniſche Vollkommenheit, welche dieſes Land erreicht hat, 
anzuſehen !. 

Man muß daher niedrige Löhne geradezu als fortſchritts— 
feindlich bezeichnen. Wenn in Deutſchland die rückſtändigen 
Betriebsformen der Hausinduſtrie und des Kleingewerbes noch 
in ſo großer Ausdehnung ſich vorfinden, ſo iſt dieſe Erſchei— 
nung hauptſächlich als eine Folge der niedrigen Löhne und 
der niedrigen Lebenshaltung der arbeitenden Klaſſen in 
Deutſchland aufzufaſſen. Der Unternehmer hat bei der gegen— 
wärtigen Organiſation des Wirtſchaftslebens ja kein unmittel- 
bares Intereſſe an der Vervollkommnung der techniſch-öko⸗ 
nomiſchen Organiſation des Betriebes. Er hat nur ein 
Intereſſe an der Höhe des Unternehmergewinnes. Dieſer aber 
ſtellt eine Differenz dar, die mit verſchiedenen Mitteln erzielt 
werden kann: mit niedrigem Lohne und techniſch unvoll— 
kommener Ausrüſtung oft ebenſogut als mit höherem Lohne 
und vollkommener Technik. Die erſtere Art der Gewinnbildung 
beſitzt meiſt den Vorzug des Althergebrachten und wird daher, 
ſolange kein beſonderer äußerer Anſtoß zu einer Veränderung 
erfolgt, dem Beharrungsvermögen zufolge beibehalten. 

Vom Standpunkte des techniſch-ökonomiſchen Fortſchrittes 
müßte alſo eine Lohnerhöhung nur als ein erfreulicher An— 
trieb zu techniſchen Verbeſſerungen warm begrüßt werden, 
insbeſondere in einer Zeit, in welcher namentlich in Deutſch— 
land „der wirtſchaftliche Kampf um die Gewinne durch Preis⸗ 
ſpekulationen in vieler Hinſicht die Fortſchritte auf techniſchem 


1 Für die ausgebreitete Anwendung maſchineller Technik kommt 
natürlich auch das früher auf S. 21 berührte Moment in Betracht. 
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Wege geradezu in den Hintergrund drängt; in welcher gewiſſe 
Unternehmerkreiſe (Kaufleute, Exporteure ꝛc.) ſich darin ge— 
fallen, Schleuderwaren zu erzeugen, die Arbeiter oder Haus— 
induſtriellen in ihrem Lohnbeſtreben zu benachteiligen und da— 
mit endlich ganze Induſtriezweige in ihrem Beſtande zu er⸗ 
ſchüttern, während andererſeits wohlſituierte Großinduſtrielle 
ſich mit dem normalen bürgerlichen Gewinne nicht begnügen, 
ſondern, ohne auf Verbeſſerungen hinzutrachten, künſtlich 
Situationen ſchaffen, durch welche die von ihnen in Abhängig— 
keit gebrachten Abnehmer infolge der ungerechtfertigten Preis- 
erhöhungen in Mangel und Not verſetzt werden“ !. 

Es liegt uns ſelbſtverſtändlich fern, behaupten zu wollen, 
daß jede Lohnſteigerung durch Verbeſſerungen der Technik wett- 
gemacht werden könnte. In vielen Fällen, namentlich bei 
Exportinduſtrieen, die wegen des internationalen Wettbewerbes 
nur in beſchränktem Maße die Preiſe der Waren erhöhen 
können, und die aus dem gleichen Grunde auch ihre techniſche 
Organiſation bereits nach Möglichkeit vervollkommnen mußten, 
wird die Lohnſteigerung eine Schmälerung des Unternehmer- 
gewinnes und des Kapitalszinſes bewirken. Iſt in Deutſch— 
land nun eine Verminderung der Kapital- und Unternehmer⸗ 
gewinne zur Zeit noch möglich, ohne den Beſtand der In— 
duſtrie zu gefährden? 

Von den verſchiedenſten Seiten wird die Verſicherung 
erteilt, man arbeite mit äußerſt geringem Nutzen, ja geradezu 
mit Verluſt. Jede weitere Erhöhung des Lohnes würde den 
Arbeitgeber zwingen, ſeinen Betrieb einzuſtellen. Nur ab und 


Herrmann, Techniſche Fragen und Probleme. Leipzig 1891. 
S. 26. 
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zu gelänge es, durch eine glückliche Spekulation beim Einkaufe 
des Rohſtoffes noch einen Gewinn zu erzielen. 

Es mag zugeſtanden werden, daß die Höhe des Gewinnes 
eine Privatangelegenheit ſei, die niemanden etwas angehe. 
Wer aber mit dem Verlangen auftritt, daß ſociale Reformen, 
die im Intereſſe der Geſamtheit als unbedingt notwendig er— 
ſcheinen, zur Schonung der privatwirtſchaftlichen Rentabilität 
unterbleiben, der legt ſich mit ſeiner Forderung auch die 
Pflicht auf, öffentlich und ohne Rückhalt darzuthun, wie es 
um ſeine Gewinne beſtellt iſt. Die Begriffe hoch und niedrig 
ſind eben gerade mit Rückſicht auf die Gewinne ſubjektiv 
ungemein verſchieden. Leider ſucht man aber von ſeiten 
vieler Arbeitgeber, insbeſondere von ſeiten der „Geſchäfts— 
führer“ oder der „Generalſekretäre“ ihrer Verbände, den exakten 
Nachweis des geringen Nutzens durch die Zuverſichtlichkeit 
des Tones, in welchem die Behauptungen aufgeſtellt werden, 
zu erſetzen !. 


1 Es mag hier an einen noch heute recht zeitgemäßen Ausſpruch 
des alten Adam Smith erinnert werden, der ſagt: „Unſere Kaufleute 
und Fabrikanten beklagen ſich ſehr darüber, daß die hohen Arbeitslöhne 
den Preis der Waren verteuern und ſomit den Abſatz derſelben im 
In⸗ und Auslande erſchweren, aber ſie ſagen nichts von den ſchlechten 
Folgen der hohen Kapitalgewinne; ſie ſchweigen von den ſchädlichen 
Einflüſſen ihres eigenen Gewinnes und beklagen ſich nur über den 
anderer“. Natur und Urſachen des Volkswohlſtandes. Bd. 1 Kap. 9. — 
Treffend hat das ewige Klagen der Arbeitgeber über geringe Gewinne 
auch Charles Dickens verſpottet, dem überhaupt in der Geſchichte 
der ſocialpolitiſchen Erziehung des engliſchen Volkes ein Ehrenplatz ein- 
zuräumen wäre. Er ſagt in ſeinem Romane „Harte Zeiten“, 17. Kapitel: 
„Sicherlich hatte es nie ſo zerbrechliches Porzellan gegeben als das, 
aus dem die Spinner von Coketown gemacht waren. Mochte man ſie 
noch ſo vorſichtig angreifen, ſo zerbrachen ſie doch mit ſolcher Leichtig— 
keit, daß man auf den Verdacht kommen mußte, fie hätten vorher ſchon 
einen Sprung gehabt. Sie gingen zu Grunde, wenn ſie die Kinder 
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Will man feine Anfiht über die Rentabilität der Unter⸗ 
nehmungen nicht auf unbewieſene Behauptungen einzelner 
Intereſſenten ſtützen, ſondern hierfür eine objektive Grundlage 
gewinnen, ſo bieten nur die Betriebsergebniſſe der zu öffent⸗ 
licher Rechnungslegung verpflichteten Aktiengeſellſchaften einen 
freilich auch nicht unbedingt zuverläſſigen Ausgangspunkt 
dar. Leider wird dieſes Material nicht fortlaufend einer 
ſtreng wiſſenſchaftlichen Bearbeitung unterworfen. Ein 
exaktes Urteil iſt daher zur Zeit noch nicht möglich. Immer— 
hin finden wir, daß in allen Zweigen des Wirtſchaftslebens 
eine Anzahl von Unternehmungen 12, 15, ja 20 Prozent an 
Dividenden zu verteilen vermag. Der Eindruck dieſer That⸗ 
ſachen kann durch den Hinweis nicht abgeſchwächt werden, 
daß eine Zahl von Betrieben gar keinen oder nur einen 
äußerſt niedrigen Ertrag abwirft. Es müßte eben erſt dreierlei 
dargethan werden: erſtens, daß bei der Gründung dieſer un— 
rentablen Unternehmungen wenigſtens das Durchſchnittsmaß 
geſchäftlicher Umſicht und Tüchtigkeit obgewaltet hat, zweitens, 


aus der Fabrik in die Schule ſchicken ſollten, ſie gingen zu Grunde, 
wenn Inſpektoren zur Aufſicht über die Fabriken ernannt wurden. 
So oft ein Coketowner ſah, daß ihm unrecht geſchah — d. h. ſo oft 
ſie ihn nicht ganz ſich ſelbſt überließen und ihn für die Folgen ſeiner 
Handlung nur im mindeſten verantwortlich machen wollten —, kam er 
ganz gewiß mit der ſchrecklichen Drohung, daß er lieber ſein Vermögen 
in das atlantiſche Meer werfen würde. Das hatte den Miniſter des 
Innern bei mehreren Gelegenheiten bis zum Tode erſchreckt. Bei alle⸗ 
dem waren jedoch die Coketowner ſo patriotiſch, daß ſie ihr Vermögen 
nicht in das atlantiſche Meer geworfen, ſondern dasſelbe im Gegenteil 
ſehr in acht genommen hatten. So lag es denn im Nebel dort, und 
es gedieh und mehrte ſich.“ Heute freilich werden jene Zeiten, die 30er 
und 40er Jahre, von den Fabrikanten als Zeiten geprieſen, in denen 
man noch ungeheure Gewinne machen konnte. Vgl. Fabian, Essays 
in Socialism. London 1889. S. 40. 


daß dieſe Unternehmungen durchaus auf der Höhe der techni— 
niſchen und ökonomiſchen Entwicklung ſtehen, und drittens, 
daß die Leitung ſtets Spekulationen, welche die Natur des 
Betriebes nicht erforderte, vermieden hat!. 

Daß übrigens eine große Zahl kleiner und mittlerer 
Betriebe wegen des Wettbewerbes mit den ökonomiſch und 
techniſch beſſer geſtellten Großbetrieben nur mit kleinen Ge— 
winnen arbeitet, kann nicht bezweifelt werden. Ihnen kann 
durch Lohnſteigerungen in der That die weitere Exiſtenzmög— 
lichkeit entzogen werden. 

Schließlich muß man noch bedenken, daß ſelbſt bei einer 
Lohnerhöhung vorwiegend auf Koſten des Unternehmergewinnes 
den Unternehmern doch zwei nicht unerhebliche Vorteile er— 
wachſen. Sie werden einmal befreit von der Schmutzkonkur⸗ 
renz kleiner Unternehmungen, die ſich nur durch rückſichtsloſe 
Lohndrückerei zu halten vermögen, und dann vergrößert 
ſich durch die geſtiegene Kaufkraft der arbeitenden Klaſſen die 
Produktion und der Umſatz. Durch einen größeren Umſatz 
aber kann idie durch die Lohnerhöhung erfolgte Schmälerung 
des Gewinnes ſicher zum Teil wettgemacht werden. In der 
Lohnerhöhung gewähren die Arbeitgeber den Arbeitern ge⸗ 
wiſſermaßen ein Kapital, das ihnen ſelbſt reichliche Zinſen trägt. 


über den Wert der Betriebsergebniſſe der Aktiengeſellſchaften zur 
Beurteilung der Unternehmergewinne vergleiche man: Oldenberg, 
Studien zur rheiniſch-weſtfäliſchen Bergarbeiterbewegung. Sonder— 
abdruck aus Schmollers Jahrbuch für Geſetzgebung ꝛce. Jahrgang XIV. 
Leipzig 1890. Seite 17 ff. — Über die Höhe der Dividenden einer 
Anzahl bekannter Aktiengeſellſchaften verſchiedener Induſtriezweige ver- 
gleiche man die Tabelle der „Frankfurter Zeitung“, Nr. 299. 
1890. 2. Morgenblatt. — Im übrigen auch die Angaben des „Han d— 
buch des Finanzherold“. 3. Jahrgang. Frankfurt a. M. 1890. 


Im realen Leben nun wird freilich keine Lohnſteigerung 
ganz nach den im Vorangegangenen dargelegten Paradigmen 
erfolgen. Um die Wirkung der Lohnſteigerungen aber klar 
zu erfaſſen, war eine Trennung und Sonderung geboten. Da 
die Lohnerhöhungen ſelbſt in Ländern mit ſehr weit vor— 
geſchrittener Arbeiterorganiſation durchaus nicht in allen In— 
duſtriezweigen, ſelbſt nicht einmal in allen Unternehmungen 
desſelben Induſtriezweiges gleichzeitig erfolgen, wird aller- 
dings für diejenige Zeit, in welcher die Ausbreitung noch 
nicht erfolgt iſt, leicht der Unternehmergewinn durch die 
Lohnerhöhung getroffen werden. Erſt nachdem in allen Unter⸗ 
nehmungen desſelben Induſtriezweiges und in einer größeren 
Zahl verſchiedener Induſtriezweige auch Lohnſteigerungen er- 
folgt ſind, wird es den Unternehmern gelingen entweder 
durch Preiserhöhungen der Waren oder durch eine von der 
ſteigenden Kaufkraft der Bevölkerung bedingte Erweiterung 
der Produktion ſich ſchadlos zu halten. Für die Zeiten des 
Überganges werden es techniſche Verbeſſerungen ſein, mittels 
deren der einzelne Unternehmer ſich noch am eheſten vor 
Schmälerungen des Gewinnes decken kann. 

Es ergiebt ſich daraus, daß Unternehmer, denen gegen— 
über eine Arbeiterorganiſation einmal feſten Fuß gefaßt hat, 
ein lebhaftes Intereſſe beſitzen, daß dieſe Organiſation bald 
alle Arbeiter des ganzen Induſtriezweiges und ſchließlich alle 
Arbeiter überhaupt umfaſſe. Auf dieſem Wege werden eben 
am raſcheſten für alle im Wettbewerbe ſtehenden Unternehmer 
wieder gleiche Arbeitsbedingungen geſchaffen. Und nicht ſo 
ſehr die Natur dieſer Bedingungen an ſich als die Ungleich— 
heit derſelben iſt es, die für die Privatwirtſchaften der 
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untereinander konkurrierenden Unternehmer Nachteile er— 
zeugen kann!. 

In dem Umſtande, daß zunächſt ein privatwirtſchaftlicher 
Verluſt in ſicherer Ausſicht zu ſtehen ſcheint, dem gegenüber 
die möglichen und wahrſcheinlichen Vorteile für ſpätere Zeiten 
naturgemäß zurücktreten, iſt wohl die weſentlichſte Urſache 
der Abneigung der Unternehmerkreiſe gegen Lohnſteigerungen 
zu erblicken. 

Vom volkswirtſchaftlichen Standpunkte aber ſind Lohn— 
ſteigerungen, wie die vorangegangenen Darlegungen zeigen, 
nicht nur nicht als ein Hemmſchuh der wirtſchaftlichen Ent— 
wicklung, ſondern im Gegenteile als eines ihrer wirkſamſten 
Förderungsmittel anzuſehen. Von dieſer Wahrheit fühlte ſich 
bereits Adam Smith tief durchdrungen, wenn er ſie auch 
nicht in einer theoretiſch ausreichenden Weiſe zu begründen 
vermochte. Seine ſchönen Worte mögen dieſen Teil unſerer 
Ausführungen beſchließen: 


1 So wurde z. B., wie der „Gewerkſchafter“ Nr. 50 1890 berichtet, 
ganz mit Recht von einzelnen Hamburger Cigarrenfabrikanten, deren Arbeiter 
eine Lohnaufbeſſerung verlangten, das Begehren geſtellt, daß die Organi— 
ſation der Arbeiter auch bei anderen Firmen die gleichen Bedingungen 
ſtelle: „Nur unter der Bedingung, erklärte uns der Meiſter bei 
Caprano und Gruhn in Gegenwart der beiden Herren, »daß Ihr auch 
bei anderen Firmen vorgeht, bewilligen wir Euch dieſe Lohnerhöhung «. 
Wir mußten das ſogar direkt verſprechen. Als wir bei Herrn Böhle 
die Lohnfrage regelten, ſagte der Meiſter, Herr Werner, zu unſerem 
Vorſitzenden Witt: »Witt, nu goht aber man ook mal bald bi Bach— 
Schmid vor«.“ — Im allgemeinen hoffen die Unternehmer in Deutſch— 
land wohl noch zu ſehr, ſich der Arbeiterorganiſation überhaupt er— 
wehren zu können, als daß ſie aus den angegebenen Gründen und im 
wohlverſtandenen Selbſtintereſſe etwas zur Beförderung der berufsgenoſſen— 
ſchaftlichen Organiſation der Arbeiter thun würden. Sobald dieſe aber 
einige Induſtrieen nachhaltig ergriffen haben wird, dürfte ein Front— 
wechſel eintreten. 
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„Muß die Verbeſſerung in der äußeren Lage der nie— 
deren Volksklaſſen als ein Vorteil oder Nachteil für die Ge⸗ 
ſellſchaft betrachtet werden? Die Antwort ſcheint mir auf 
den erſten Blick ſchon außerordentlich einfach zu ſein. Diener, 
Arbeiter und Handwerker aller Art machen den weitaus größten 
Teil jeder bedeutenderen Staatsgemeinſchaft aus. Was 
aber die Lebensverhältniſſe des größten Teiles 
verbeſſert, kann niemals als ein Nachteil für 
das Ganze betrachtet werden. Es iſt gewiß, daß 
kein Staat blühend und glücklich fein kann, 
wenn der weitaus größte Teil ſeiner Bürger 
arm und elend iſt“!. 


1 Adam Smith, Natur und Urſachen des Volkswohlſtandes. 
Überſetzt von Löwenthal. Berlin 1882. 1 84. — Man vergleiche 
übrigens noch die Angaben von Singer, Unterſuchungen über die 
ſocialen Zuſtände in den Fabrikbezirken des nordöſtlichen Böhmens. 
Leipzig 1885. S. 148 ff. über Induſtrieen, die thatſächlich durch die 
Unterlöhnung ihrer Arbeiter zu Grunde gehen. 
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Lauderdale, Hismondi und Vodͤbertus über das 
Verhältnis von Produktions- und Verteilungsprozeß. 


Wie früher bemerkt wurde, läßt ſich der Gedanke, daß 
eine wirkſame ſociale Reform im Intereſſe des wirtſchaft⸗ 
lichen Fortſchrittes gelegen ſei, auch in einer mehr generellen 
oder, wenn man will, deduktiven Weiſe darthun. Insbeſon— 
dere ſind es Lauderdale, Sismondi und Rodbertus, an deren 
Lehren man beim Betreten dieſes Pfades anzuküpfen hat. 
Bereits der erſtgenannte legte ſich ernſtlich die Frage 
vor: Iſt es für den Fortgang der Produktion gleichgültig, in 
welcher Weiſe ſich der Reinertrag der nationalen Produktion 
verteilt? Iſt es für den wirtſchaftlichen Fortſchritt ohne Be— 
lang, wenn der Reinertrag ſich in der Art verteilt, daß 
Hunderttauſende kaum ihr Leben friſten können, während 
einer kleinen Zahl ungeheure Reichtümer zufallen, oder wenn 
im großen und ganzen eine mehr gleichmäßige Verteilung 
des Einkommens erfolgt? Und es gelang Lauderdale in der 
That ganz gut zu zeigen, wie die Art der Einkommens- 
verteilung ſchließlich nicht nur für die Art, ſondern auch 
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für die Größe der Produktion ſich maßgebend erweiſe. Aller- 
dings ſchenkte er dem Einfluſſe auf die Art der Produktion 
größeres Augenmerk als der Frage, welche Einkommensver— 
teilung für den Fortſchritt der Produktion die beiten Garan— 
tieen biete. 

Lauderdale zeigt an dem Beiſpiele von Frankreich und 
England, wie mächtig die verſchiedene Einkommensverteilung 
beider Länder auf die ganze induſtrielle Entwicklung eingewirkt 
habe. In dem vorrevolutionären Frankreich mit ſeiner äußerſt 
ungleichmäßigen Einkommensverteilung konnten ſich nur Luxus⸗ 
induſtrieen entfalten. Für die Erzeugung von Maſſenartikeln 
fehlte es bei der mangelnden Kaufkraft der niederen Stände 
an einer zahlungsfähigen Nachfrage. Andererſeits hat Eng— 
land die großartige Entwicklung ſeiner dem Maſſenverbrauch 
dienenden Manufakturen, die ſeine induſtrielle Größe begründet 
haben, in erſter Linie ſeiner günſtigen Einkommensverteilung 
zu verdanken. In keinem Lande Europas iſt, nach Lauder— 
dale, der Reichtum ſo gleichmäßig verteilt geweſen wie in 
England. Lauderdale ſpricht es daher unumwunden aus, 
daß große Ungleichheit der Vermögensverteilung, wie ſie da— 
durch zu ſtande kommt, daß die niederen Schichten verarmen, 
allenthalben das wichtigſte Hindernis für das Wachstum des 
nationalen Wohlſtandes gebildet habe. „So beſtimmt“, 
ſchreibt er an anderer Stelle, „die Verteilung des Einkom— 
mens nicht nur die Art und Richtung der Induſtrie eines 
Landes und ſomit auch die Waren, in deren Erzeugung es 


hervorragt, ſondern eine anſtändige (proper) Verteilung des 
Einkommens ſichert auch die Zunahme des Reichtumes, in 


dem ſo eine ſtändige wachſende Nachfrage auf dem heimiſchen 
Markte erzeugt wird.“ Beifällig citiert daher Lauderdale 
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eine Stelle aus den Eſſays von Bacon, der ſagt: „Vor allem 
muß eine gute Politik darauf ſehen, daß der Reichtum eines 
Landes ſich nicht in wenigen Händen anſammle, denn ſonſt 
mag ein Staat einen großen Kapitalreichtum beſitzen und 
doch dem Hungertode nahe ſein. Geld aber iſt wie Dünger. 
Beide müſſen gleichmäßig ausgebreitet ſein, wenn ſie nützen 
ſollen“ !. 1 

Ahnliche Fragen ſind ſpäter auch von Sismondi zum 
Gegenſtand eingehender Unterſuchungen gemacht worden. Er 
verſuchte darzulegen, wie bei ungleicher Einkommensverteilung 
ſelbſt dann, wenn das ganze Einkommen der Reichen auf die 
Konſumtion verwendet würde, doch noch die Intereſſen der 
heimiſchen Produktion Schaden litten. Die Nachfrage der 
Reichen richte ſich eben vielfach auf im Auslande hergeſtellte 
Luxuswaren. Würde ſich das Einkommen unter eine größere 
Zahl von Perſonen gleichmäßig verteilen, die ſich dann eines 
mäßigen Wohlſtandes erfreuten, ſo würde die Kaufkraft des 
Einkommens weit mehr den heimiſchen Manufakturen zu 
ſtatten kommen. | 

Indes liegt hierin nach Sismondi nicht der einzige Nach- 
teil, den eine zu ungleichmäßige Einkommensverteilung, wie 
ſie dem Syſteme der freien Konkurrenz eigentümlich iſt, der 
Produktion zufügt. Da die Maſſe der Bevölkerung im In⸗ 


1 Über Lauderdale vergleiche man: An Inquiry into the Nature 
and Origin of Public Wealth and into the means and causes of its 
increase by the Earl of Lauderdale. Edinburgh 1804. Insbeſ. 
S. 338 —345. 351. 

Unter den neueren Nationalökonomen hat namentlich Adolf 
Wagner, Allgemeine oder theoretiſche Volkswirtſchaftslehre. Grund- 
legung. Leipzig 1879. S. 135 ff., den Zuſammenhang und die Wechſel— 
wirkung von Einkommensverteilung und Produktion betont. 
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lande keine der durch die Maſchinen geſteigerten Produktiv— 
kraft entſprechende Verſtärkung der Kaufkraft erfährt, ſehen 
ſich die Unternehmer immer mehr dazu gedrängt, im Aus— 
lande Erſatz zu ſuchen und dort ihre Waren abzuſetzen. Der 
Verkauf nach dem Auslande iſt aber ſchwerer zu überſehen 
und bietet viele Gefahren. Schließlich erweiſen ſich die aus— 
wärtigen Märkte als überfüllt, und es brechen furchtbare 
allgemeine Abſatzſtockungen herein. So erleidet aber der wirt— 
ſchaftliche Fortſchritt eine Einſchränkung. Dieſer falſchen 
Richtung, in der ſich die wirtſchaftliche Entwicklung unter 
dem Syſteme der freien Konkurrenz vollzieht, kann nur begegnet 
werden durch eine gleichmäßigere Einkommensverteilung !. 
Ungefähr den gleichen Gedankengang trägt auch Rod— 


1 Simonde de Sismondi, Nouveaux principes d’&conomie politique. 
Paris 1827. I 355 ff. Sismondi war ſich auch über die Mittel, 
durch welche eine gleichmäßigere Verteilung des Reinertrages der 
nationalen Produktion herbeigeführt werden könnte, ziemlich klar. Man 
ſolle die Geſetze, die eine gleiche Teilung der Erbſchaften hemmen, be— 
ſeitigen, ebenſo alle Geſetze, welche die Anſammlung und Erhaltung 
großer Vermögen befördern. Er fordert daher freie Teilbarkeit des 
Grund und Bodens, Beſeitigung aller Geſetze, welche den 
Koalitionen der Arbeitgeber gegen die Arbeiter Vorſchub 
leiſten. Andrerſeits ſoll alles aus dem Wege geräumt 
werden, was die Widerſtandskraft der Arbeiter gegen die 
Arbeitgeber unterbindet. Hierbei hat Sismondi, wie die der 
genannten Forderung beigefügte Anmerkung beweiſt, zweifellos die Ab- 
ſchaffung der damals noch in den meiſten Ländern beſtehenden Koa— 
litionsverbote im Auge. Auch die Bedeutung der Beſteuerung im Hin— 
blicke auf eine gleichmäßigere Vermögensverteilung iſt Sismondi nicht 
entgangen. Das angegebene Programm legt von dem tiefen ſocial— 
politiſchen Scharfblicke des edlen Genfer Gelehrten gewiß ein glänzendes 
Zeugnis ab. Man vergleiche Nouveaux principes II 450. 451 und 
über Sismondi und feine Bedeutung im allgemeinen die treffliche Ab— 
handlung von Elſter, J. Ch. L. Simonde de Sismondi. Ein Beitrag 
zur Geſchichte der Volkswirtſchaftslehre. Jahrbücher für National- 
ökonomie und Statiſtik. Jena 1887. N. F. XIV 321 ff. 
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bertus in den meiſten ſeiner Schriften vor. Die Darlegungen 
erſcheinen bei Rodbertus, dem klaſſiſchen Stiliſten, allerdings 
in einem ſehr viel glänzenderen Gewande. Inhaltlich weiſen 
ſie kaum eine Vervollkommnung auf. Was aber die zu 
ergreifenden ſocialpolitiſchen Maßnahmen angeht, ſo iſt 
Sismondi dem einſamen Denker von Jagetzow zweifellos weit 
überlegen !. 

Die bisher vorgeführten Gedanken zuſammenfaſſend und 
ergänzend kann man folgende Sätze aufſtellen: 

Erſtens: Der ſich ſelbſt überlaſſene Verkehr ſchließt die 
Tendenz zu einer großen Ungleichheit der Einkommens- und 
Vermögensverteilung in ſich. 

Zweitens: Die Kauf- und Konſumkraft der Maſſen der 
Bevölkerung bleibt demzufolge hinter der durch die modernen 
techniſchen und ökonomiſchen Errungenſchaften bewirkten Steige— 
rung der Produktivität zurück. 

Drittens: Aus dieſem Mißverhältnis zwiſchen Kauf— 
kraft und Produktivkraft der arbeitenden Klaſſen ergeben 
ſich Abſatzſtockungen im Inlande, welche man durch möglichſt 
großen Export und durch Kapitalanlagen im Auslande 


1 Rodbertus irrt, wenn er (Kozak, Rodbertus' ſocialökonomiſche 
Anſichten. Jena 1882. S. 206) meint, Sismondi habe die Kriſen nur 
darauf zurückgeführt, daß die Produktivkraft die Kaufkraft an ſich über- 
flügelt habe. Sismondi ſah ſehr wohl ein, daß das Problem darin be— 
ſtände, den arbeitenden Klaſſen eine der ſteigenden Produktivität der 
Arbeit entſprechende Erhöhung ihres Anteiles am Reinertrage der 
nationalen Produktion zu verſchaffen. Nouveaux principes II 449. 
462. 463. In ähnlicher Weiſe iſt Sismondi von J. B. Say mißver⸗ 
ſtanden worden. — Eine ausgezeichnete Würdigung und Ergänzung der 
Ausführungen Sismondis findet ſich dagegen bereits bei Bernhardi, 
Verſuch einer Kritik der Gründe, die für großes und kleines Grund— 
eigentum angeführt werden. St. Petersburg 1849. S. 353 ff. 
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auszugleichen ſtrebt. Der Ausgleich durch die bezeichneten 
Mittel verurſacht aber immer größere Schwierigkeiten teils 
wegen der allmählich auch eintretenden Überfüllung der aus⸗ 
wärtigen Märkte, teils wegen der immer ſchärferen Konkurrenz, 
die ſich die durch die Unterkonſumtion der Maſſen auf den Ex⸗ 
port angewieſenen modernen Induſtrieſtaaten bereiten. 

Viertens: Es ergiebt ſich ſomit ein Zuſtand latenter 
Kriſe, der ſchließlich weitere wirtſchaftliche Fortſchritte ver- 
zögert. „Wir dürfen“, wie Rodbertus treffend ſagt, „nicht 
einmal die nationalen Produktivmittel mit voller Kraft arbeiten 
laſſen, denn bei unſerer mangelhaften Verteilung des National- 
einkommens fehlt uns für deren volle Anſpannung der innere 
Markt, und der auswärtige iſt immer nur ein prekärer Not⸗ 
behelf“ !. 

Im Folgenden gilt es, die angeführten Sätze weiter 
auszuführen und an der thatſächlichen Entwicklung zu prüfen. 


1 Dietzel, K. Rodbertus. Bd. II. Jena 1888. S. 161. — Wie aus 
dem Texte wohl klar genug hervorgeht, pflichten wir Rodbertus nicht 
bei, wenn er die Abſatzſtörungen und Kriſen lediglich auf die Unter— 
konſumtion der Maſſen zurückführt. Wohl aber erblicken auch wir in 
der Unterkonſumtion der Maſſen die Urſache einer latenten, ſchleichenden, 
chroniſchen Kriſe. Unſere Volkswirtſchaft befindet ſich wegen der mangeln⸗ 
den Kaufkraft der Maſſen gewiſſermaßen in dem Zuſtande eines labilen 
Gleichgewichts und deswegen können auch vergleichsweiſe geringe 
Störungen ſchon verhängnisvolle Kataſtrophen herbeiführen. Über die 
Kriſen im allgemeinen vgl. man die geiſtvolle Theorie der wirtſchaft— 
lichen Störungen bei Wittelshöfer, Unterſuchungen über das 
Kapital. Tübingen 1890. S. 228 ff. 


VI. 


Die Tendenz der Einkommens verteilung in dem 
Syſteme der freien Konkurrenz. 


Wir wenden uns zunächſt der ebenſo wichtigen als viel— 
umſtrittenen Frage zu, welche Tendenz die Verteilung des 
Einkommens und des Vermögens unter der Herrſchaft der 
gegenwärtigen Wirtſchaftsordnung aufweiſt. Haben diejenigen 
recht, welche der Anſicht huldigen, die Armen würden immer 
ärmer, die Reichen immer reicher? Wird ſchließlich ein unge— 
heures Proletariat einer winzigen Zahl von Millionären oder 
Milliardären gegenüberſtehen? Oder ſoll man der optimiſtiſchen 
namentlich von freihändleriſcher Seite vertretenen Auffaſſung 
folgen, daß ſich bei freier Konkurrenz von ſelbſt eine immer 
gleichmäßigere Verteilung des Einkommens vollziehe? 

Wir glauben nicht, daß mit dem bis jetzt zu Tage ge— 
förderten Materiale ſich bereits eine exakte, abſchließende Be⸗ 
antwortung der aufgeworfenen Fragen ermöglichen läßt. Wohl 
aber dürfte ſich über die obwaltende Tendenz der Einkommens⸗ 
verteilung eine wiſſenſchaftlich begründete Vermutung ent— 
wickeln laſſen. Denn mit der in letzterer Zeit genauer und 
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ſorgfältiger vorgehenden Einkommensbeſteuerung iſt doch ein 
recht beachtenswertes Material für die Entſcheidung der Frage 
geliefert worden. 

Zunächſt ſollen die Einkommens- und Vermögensverhält⸗ 
niſſe der Baſeler Bevölkerung in Betracht gezogen werden. 
Es liegen uns dank der vortrefflichen Unterſuchungen Büchers! 
nach dieſer Hinſicht beſonders genaue Beobachtungen für eine 
verhältnismäßig lange Reihe von Jahren vor. Sodann bietet 
Baſel als eine hervorragende Induſtrie- und Handelsſtadt 
naturgemäß für die vorliegenden Fragen ein großes Intereſſe. 

Die Zahl der gemeindeſteuerpflichtigen Perſonen, d. h. 
derjenigen, die ein Einkommen von mehr als 1500 Franken 
beziehen, hat ſich in Baſel in der Zeit von 1881-1887 von 
6425 auf 6556 vermehrt. Es hat ſich alſo nur eine Zu— 
nahme von 131 Perſonen oder 2 Prozent ergeben. Von 
großer Bedeutung iſt nun die Art und Weiſe, in der der 
Zuwachs dieſer Steuerpflichtigen ſich auf die einzelnen Ein- 
kommensklaſſen verteilt hat. Derſelbe betrug nämlich von 
1881— 1887 


bei den Steuerpflichtigen 
mit einem Einkommen von Fr. 1500 — 3 000 — 5,6 % 
* E = 3000 — 6000 114 = 
- . 6 000 — 12 000 15,1% 
u - = 12 000 — 20 000 20,8 = 
2 2 - 20 000 — 40 000 27,6 = 
> 2 g „ 40 000 — 60 000 36,8 = 
> über 60 000 24,1 = 
überhaupt 2,0 % 


„In der niederſten von dieſen Klaſſen hat alſo die Zahl 
der Steuerpflichtigen erheblich abgenommen (um 229 Perſonen); 


1 Baſels Staatseinnahmen und Steuerverteilung 1878 — 1887, dar⸗ 
geſtellt von Prof. K. Bücher. Baſel 1888. S. 24 u. 25. 
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dieſer Rückgang iſt aber reichlich erſetzt worden durch eine 
Zunahme der Steuerpflichtigen aller übrigen Klaſſen (zuſammen 
360 Perſonen). Allein in dieſen verteilt fie ſich nicht gleich— 
mäßig, ſondern ſie gewinnt um ſo mehr an ver— 
hältnismäßiger Bedeutung, je höher man in der 
Klaſſenfolge hinaufſteigt. Nur die Klaſſe der Höchſt— 
beſteuerten hat dieſer Zunahme, welche bei einem Einkommen 
von 40—60 000 Franken faſt einer Verdoppelung gleichkommt, 
nicht ganz zu folgen vermocht; immerhin iſt auch hier die 
Zahl der Pflichtigen faſt um ein Viertel ſtärker geworden.“ 

Dieſer geringfügigen Zunahme der Steuerpflichtigen ſteht 
aber eine ganz erhebliche Zunahme der nicht gemeindejteuer- 
pflichtigen Bevölkerung, alſo der Bevölkerung mit einem Ein- 
kommen von weniger als 1500 Franken, gegenüber. Dieſe 
letztere ſelbſt iſt nicht ermittelt worden. Indes die Vermehrung 
der Stadtbevölkerung überhaupt gewährt immerhin einen ge— 
wiſſen Anhaltspunkt. Letztere iſt von 1881-1887 um 8600 
Perſonen oder 13,1 Prozent geſtiegen. Es haben daher die 
unter das ſteuerfreie Exiſtenzminimum fallenden Einwohner 
auch den relativ weitaus größten Teil des Bevölkerungszu— 
wachſes aufgenommen. 

Die Ergebniſſe der Baſeler Beſteuerung geſtatten ferner 
auch Schlüſſe zu ziehen über die Tendenz, welche die Ver— 
mögensbildung beherrſcht. Es vermehrte ſich die Zahl der 

Steuerpflichtigen jeder Gruppe: 
Siehe Tabelle Seite 42. 

Es ergiebt ſich, daß am ſtärkſten die mäßigen Vermögen 
von 60 — 100 000 Franken zugenommen haben; „in zweiter 
Linie ſtehen die Millionäre und die Gruppe mit anſehnlichem 
Vermögen von 100 000-500 000 Franken. Die Halbmillionäre 


1868 — 1887 


Vermögen in Franken: 
f 8 um Prozent: 


il bis zu 20 000 49,3 
2. über 20 000 — 60 000 45,7 
3. 60 000 — 100 000 106,7 
4. 100 000 — 500 000 73,5 
5. 500 000 — 1 Million 47,9 
6. I Million 79,0 


Geſamtzuwachs: 56,6 % 


und die kleinen Vermögen von 20—60 000 Franken haben 
dem allgemeinen Zuge nicht zu folgen vermocht. Man darf 
daraus ſchließen, daß die Brücke, welche die mitt— 
leren mit den kleinſten Vermögen, und diejenige, 
welche die Schicht der Millionäre mit derübrigen 
Menſchheit verbindet, ſchmäler geworden ſind. 
Oder mit anderen Worten und konkret: es ſind von 1868 
bis 1887 49 Halbmillionäre zu Millionären geworden; aber 
die Gruppe der Halbmillionäre hat aus derjenigen der Viertel— 
millionäre nicht genügend Nachſchub erhalten, um ihre relative 
Bedeutung in der Bevölkerung zu behaupten. Und ebenſo 
hat die Gruppe 3 aus Gruppe 2 einen Zuwachs von 224 
Perſonen gewonnen; die dafür in der Gruppe 2 neu beige- 
tretenen 376 Pflichtigen genügten nicht, um das Verhältnis 
derſelben zur Geſamtzahl der Vermögensſteuerpflichtigen auf— 
rechtzuerhalten“ !. 

Zu bemerken iſt noch, daß in obiger Darſtellung in der 
Klaſſe der Vermögen bis zu 20 000 Franken nur die Vermögen 
über 3000 bezw. 5000 Franken inbegriffen ſind. 
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Man wird nun auf Grund der Baſeler Beobachtungen 
unmöglich die Behauptung aufſtellen können, daß im freien 
Verkehre ſchon von ſelbſt eine immer größer werdende Gleich— 
mäßigkeit in Bezug auf die Einkommens- und Vermögensver- 
teilung ſich vollziehe. 

Wie ſich aus anderen Nachweiſen ergiebt, befinden ſich 
zwei Fünftel des vermögensſteuerpflichtigen Vermögens oder 
250 Millionen Franken in der Hand von wenig mehr als 
100 Berjonen!, 177 Perſonen beſitzen mehr als die Hälfte 
des vermögensſteuerpflichtigen Vermögens oder es entfällt auf 
ſie derſelbe Betrag, in den ſich auf der anderen Seite 4409 
Perſonen zu teilen haben?. Und doch geben dieſe Ziffern nur 
ein Bild von der Vermögensungleichheit innerhalb der ver— 
gleichsweiſe beſitzenden Schichten der Bevölkerung! Zieht man 
zur beſſeren Veranſchaulichung noch die Ergebniſſe der Ge— 
meindeſteuer heran, jo zeigt ſich, daß die 128 reichſten Steuer- 
zahler (mit Einkommen von 50 000 — 225 000 Franken u. mehr) 
zuſammen dasſelbe Einkommen beziehen wie die 10680 An- 
gehörigen der zwei niedrigſten Einkommensklaſſen (mit durch⸗ 
ſchnittlichen Einkommen von 1000 — 1350 Franken). Aber 
auch hier find die Armſten, diejenigen mit weniger als 800 
Franken Einkommen, außer acht gelaſſen?. 

Welch große numeriſche Bedeutung aber dieſer unterſten 
Schichte zukommt, das zeigen die in der Einleitung (I ©. 2) 
gegebenen Verweiſe. | 

Bon großem Werte für die vorliegenden Fragen find in 
zweiter Linie die Ergebniſſe der ſächſiſchen und badischen 


aan 6. 
i a D. S. 79. 
020: O. S. 13. 


Ergebniſſe der ſächſiſchen 


1882 
Einkommensklaſſen. Zahl der i 
Steuer⸗ 0% e 0% 
pflichtigen. inkommen. 
bis 500 Mk. 579 208 49,98 220 623 418 21,54 
500 — 800 - 302 546 26,11 192817662 | 18,82 
800—1600 = 178032 15,36 196472631 | 19,16 
1600— 3300 = 66 855 | 9,76 149 219 835 | 14,56 
3300—4800 = 14480 | 1,25 57319612 | 5,63 
4800 9600 = 11861 | 1,02 76 942 613 7,51 
mehr als 9600 - 5 963 | 0,52 130 991210 12,78 
Insgeſamt, bezw. im 
Durchſchnitte. 1158 945 100 1 024 386 981 100 
Ergebniſſe der badiſchen 
1885 
Einkommensklaſſen. Zahl der 
Ste 0% Steuerbares 0% 
pflichtigen. Einkommen. 
bis zu 500 Mk. 81 737 25,8 40 868 500 10,1 
600— 1000 = exkl.] 120297 37,9 86493600 | 21,5 
1000— 1500 = = 53 703 16,9 62 290 000 15,4 
1500 — 3000 = = 42 144 13,3 82 948 800 | 20,6 
3000— 5000 = = 11 635 3,7 43125900 | 10,7 
5000—10000 = = 5 468 1.7 36 065 200 8,9 
10 000 Mk. und mehr 2212 0,7 51503000 | 12,7 
Insgeſamt, bezw. im 
Durchſchnitte. 317 196 100 403 294 900 100 


1 Vgl. Zeitſchrift des Kgl. Sächſiſchen Statiſtiſchen Bureaus. 
2 Die Ergebniſſe der im Jahre 1885 vollzogenen erſtmaligen Ver 
Karlsruher Zeitung vom 21. Dezember 1890 Nr. 349 Beilage. 
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Einkommensbeſteuerung!. 


5 8 
1888 pro Kopf iR Zuwachs 
BER Steuer- des Ein- 
kommens 
Zahl der a zahler von 1882 
Steuer⸗ % Cingeſchaßtes 07% 1882 1888 fon 1888 bis 1888 
pflichtigen. Einkommen. 15 % [ in % 


557353 | 42,14 217 983 264 16,85 380 3091 — 3,77 — 1,19 
383 512 29,00 248 643 741 19,22] 637 648] 26,65] 28,96 
258 939 | 19,58 281 886 668 | 21,80 | 1 104 1088] 45,45] 43,49 
81618 6,17 182 156 351 14,07 | 2 232 2232] 22,08] 22,08 
17874 1,35 70629 812 5,46 3 959 3952| 23,45] 23,22 
15010 1,13] 97992 723 7,57 6488 6 528] 26,55] 27,36 
8344 | 0,63 194317323 15,03 21820 23290] 39,93] 48,67 


1322 650 100 [1293 609 882 100 925 978] 14,69] 26,29 


Einkommensbeſteuerung?. 


— — 
1889 pro Kopf [s der. des Ein. 
. ee ene 
von 
Steuer⸗ 9, Steuerbares % 1885 1889 [oon 1880[bis 1889 
. Einkommen. bis 1889 in 
pflichtigen. in % 0 


77 479 21,8 38 739 500 8,3] 499 500 — 521 — 5,21 
145 116 40,9 104 844 200 22,5 719 722] 20,62 21,21 
63185 17,7 73042 200 | 15,7 | 1160| 1156| 17,66 17,26 
48385 | 13,5 | 94626100 | 20,3 | 1968| 1959| 14,80| 14,07 
12832 | 35 | 47474000 | 10,0 | 3708| 3700| 10,29 10,09 
6309 1,9 41608000 | 9,16 583 | 6594| 15,35 15,86 
2572 0,7 65794500 | 14,1 23287 |25680| 16,28] 27,75 


355578 100466 123 500 | 100 | 1272 1311| 12,10| 15,58 


Bd. XXXI. 1885. S. 50 ff. ſowie Bd. XXXV. 1889. S. 74 und 75. 
anlagung der Einkommenſteuer. Karlsruhe 1885, J. J. Reiff und 


Einkommensbeſteuerung. (Man vgl. die darauf bezüglichen 
Tabellen Seite 44 u. 45.) 

Die auf Sachſen bezügliche Tabelle zeigt eine auffallende 
Verſchiebung in der unterſten Einkommensklaſſe. Letztere be- 
anſprucht aber wegen der großen relativen Bedeutung, die ihr 
zufällt, ganz beſondere Aufmerkſamkeit. Während innerhalb 
der ins Auge gefaßten Periode eine anſehnliche Vermehrung 
der Steuerpflichtigen überhaupt, nämlich um 14,68 Prozent, 
ſtattfindet, nehmen die Angehörigen der unterſten Einkommens— 
klaſſe ab und zwar um 3,77 Prozent. — Hiemit ſinkt auch 
die verhältnismäßige Stärke dieſer unterſten Klaſſe, welche 
1882 noch 49,98 Prozent aller Steuerpflichtigen umfaßt, auf 
42,14 Prozent herab. Erfreulicherweiſe ſinkt aber nicht in 
dem gleichen Verhältniſſe der auf dieſe Klaſſe entfallende 
Anteil des Geſamteinkommens. Letzterer ſinktt nur um 
1,19 Prozent, jo daß ſich auf den Kopf der unterſten Ein- 
kommensklaſſe ein Einkommen von 391 Mark im Jahre 1888 
gegenüber von 380 Mark im Jahre 1882 ergiebt. Dem 
Rückgange der unterſten Klaſſe entſpricht eine anſehnliche 
Zunahme in der nächſtfolgenden Stufe. Sie wächſt extenſiv 
und intenſiv, wenn wir mit extenſiver Zunahme die Zunahme 
der Angehörigen dieſer Klaſſe und mit intenſiver Zunahme die 
Steigerung des auf dieſe Klaſſe insgeſamt entfallenden Ein- 
kommens überhaupt bezeichnen wollen. Die extenſive Zunahme 
beträgt 26,65 Prozent, die intenſive 28,96; es ergiebt ſich 
alſo auch hier eine Erhöhung des Durchſchnittseinkommens 
von 637 Mark pro Kopf auf 648. Noch erheblicher iſt 
wenigſtens die extenſive Steigerung in der dritten Klaſſe; 
dieſe weiſt überhaupt die größte Zunahme, nämlich 45,45 
Prozent, auf. Freilich hält das intenſive Wachstum mit dem 


ertenfiven nicht gleichen Schritt. Es ſinkt daher das auf 
den Kopf im Durchſchnitt entfallende Einkommen von 1104 
Mark auf 1088. Dieſer Rückgang iſt leicht erklärlich, wenn 
wir bedenken, daß eben der Zuwachs, den die dritte Klaſſe 
aus der zweiten erhielt, zunächſt nur die niederen Stufen der 
dritten Klaſſe, die Einkommensſtufe 800 — 1100 Mark, weſent⸗ 
lich verſtärkte. 

Im ganzen bietet die Entwicklung der drei unterſten 
Klaſſen kein durchaus unerfreuliches Bild. Es findet eine 
aufſteigende Bewegung ſtatt, die freilich nicht alle Klaſſen in 
gleicher Weiſe erfaßt. Der Aufſtieg aus der erſten Klaſſe 
in die zweite ſcheint leichter zu erfolgen als derjenige aus 
der zweiten in die dritte. Man darf eben auch nicht ver— 
geſſen, daß das Wachstum der dritten Klaſſe zum Teil auf 
einem Herabrücken von Angehörigen der vierten Klaſſe in die 
dritte Klaſſe beruhen kann. 

Gegenüber den drei erſten Klaſſen zeigen die folgenden 
zwei, welche vornehmlich die ſogenannten Mittelſtände umfaſſen, 
einen Zuſtand der Stagnation. Zwar nehmen beide vereinigt 
extenſiv in mäßiger Weiſe zu, intenſiv aber erleiden fie eine, 
freilich auch nur geringfügige, Einbuße. Ahnliches läßt ſich 
auch von der in der Klaſſenfolge nächſten Klaſſe, der ſechſten, 
behaupten. Erſt die letzte, jene die Reichſten umfaſſende 
Klaſſe, zeigt wieder bedeutſame Veränderungen. Sie kommt 
in Bezug auf die extenſive Zunahme der am meiſten be— 
günſtigten dritten Klaſſe nahe, übertrifft dieſe und alle anderen 
aber ganz erheblich hinſichtlich der intenſiven Steigerung. Das 
heißt, dieſe Klaſſe der Reichſten nimmt einen vergleichsweiſe 
großen Bruchteil der Angehörigen der übrigen, vornehmlich 
wohl der ſechſten Klaſſe auf, während die Anſammlung des 
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Reichtums in ihr raſcher zunimmt als bei irgend einer anderen 
Klaſſe. 

Ein Blick auf die Reſultate der badiſchen Einkommens⸗ 
beſteuerung lehrt, daß dieſelben zu völlig gleichen Schlüſſen 
führen. Und hierin dürfte gerade der Wert der ganzen Be⸗ 
obachtung begründet ſein. Dieſe auffallende Übereinſtimmung 
läßt eben die Vermutung gerechtfertigt erſcheinen, daß wir es 
hier mit einer wenigſtens für die ins Auge gefaßte Zeit 
typiſchen Entwicklung zu thun haben. 

Dieſe Entwicklung entſpricht keinem der eingangs er— 
wähnten Schlagworte. Sie läßt ſich vielleicht am kürzeſten 
folgendermaßen in Worte kleiden: Nicht die Mittelſtände 
zeigen unter der Herrſchaft der freien Konkurrenz die ſtärkſte 
Attraktionskraft. Dieſelbe kommt vielmehr in extenſiver wie 
intenſiver Hinſicht einerſeits der zweiten und dritten, andrer- 
ſeits der oberſten Einkommensklaſſe zu. Während aber bei 
dieſer letzteren die hohe Extenſität noch von der Intenſität 
weit übertroffen wird, gilt dies in äußerſt beſcheidenem Maße 
zwar auch von der zweiten Klaſſe, nicht aber von der dritten, 
bei welcher die Intenſität hinter der Extenſität der Entwicklung 
zurückbleibt. Das Einkommen von 1500 bis 1600 Mark 
bildet gewiſſermaßen den Grenzſtein, über welchen das Empor⸗ 
ſtreben der Angehörigen der unterſten Klaſſen im allgemeinen 
nicht zu gelangen vermag. Wohl werden die Reichen immer 
reicher und mächtiger an Zahl, wohl beſteht keine Tendenz 
zu einer Ausgleichung der grellen Einkommensunterſchiede, 
aber es iſt nicht richtig, daß die Armen immer ärmer werden. 
Sie nehmen an der Steigerung des Wohlſtandes teil, freilich 
in weitaus geringerem Maße als die Reichen. 
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NH. 


Aber die Zunahme der Produktivität der Arbeit 
in den letzten Zeiten. 


Die Reſultate der Einkommensbeſteuerung laſſen auch 
erkennen, daß die Produktivität der Arbeit zugenommen haben 
muß. Wir finden, daß das Geſamteinkommen raſcher vor- 
ſchreitet als die Zahl der Steuerpflichtigen. Wenn die voran- 
gegangenen Unterſuchungen auch zu dem Schluſſe führten, 
daß mit der Steigerung des Reinertrages der nationalen 
Produktion abſolut auch der Anteil der arbeitenden Klaſſen 
an dem Reinertrage gewachſen iſt, ſo zeigt ſich doch keine 
relative Zunahme ihres Anteiles. Faſſen wir den Anteil der 
drei unterſten Einkommensklaſſen als den Anteil der Arbeiter 
auf, ſo zeigt ſich ſogar ein, freilich geringfügiger, Rückſchritt, 
nämlich in Baden von 47 Prozent auf 46,5 Prozent, in 
Sachſen ſogar von 59,52 Prozent auf 57,87 Prozent!. 


1 Dabei iſt noch zu bemerken, daß der Anteil, welchen die arbeiten- 
den Klaſſen in der ſteuerpflichtigen Bevölkerung überhaupt bilden, nur 
gefallen iſt von 80,6 % é auf 80,4 %% in Baden, von 91,45 % auf 
90,72 % in Sachſen. 

Herkner, Soc. Reform. 4 


Ehe die Folgen dieſer Erſcheinung näher dargelegt 
werden, dürfte es angebracht ſein, ſowohl die rieſige Steige— 
rung der Produktivität der Arbeit namentlich in den letzten 
Jahrzehnten unſeres Jahrhunderts einerſeits, die hinter dieſer 
Steigerung aber zurückbleibende Kaufkraft der Arbeiter anderer— 
ſeits durch einige der Wirklichkeit entnommene Beiſpiele 
lebendiger zum Bewußtſein zu bringen. 

Im deutſchen Bergwerksbetriebe entfiel auf den Kopf 
der mittleren Belegſchaft in der Periode 1871/75 eine 
Arbeitsleiſtung von 183 Tonnen Bergwerksprodukte; für das 
Jahr 1888 ergab ſich eine Leiſtung von 273 Tonnen. 

Im deutſchen Hüttenbetriebe entfiel in der Periode 
1871/75 auf den Kopf der mittleren Belegſchaft eine Arbeit3- 
leiſtung von 57 Tonnen Hüttenprodukte, im Jahre 1888 eine 
ſolche von 111,5 Tonnen. 

Eine ganz beſondere Steigerung der Produktivität weiſt 
der Roheiſenhüttenbetrieb auf, nämlich von 77 Tonnen auf 
188 Tonnen. Demzufolge ſinkt auch die in dieſem Zweige 
des Wirtſchaftslebens thätige Arbeiterſchaft von 24906 auf 
23 046, trotzdem die Produktion ſich erweitert von 1 945 700 
auf 4337100 Tonnen !. 

In der nordamerikaniſchen Baumwollinduſtrie wurden 
durchſchnittlich von einem Arbeiter verarbeitet im Jahre 
1831 1250 Pfund, im Jahre 1880 4289 Pfund Baum⸗ 
wolle ?. 


1 Vgl. Statiſtiſches Jahrbuch für das Deutſche Reich. Bd. XI. 
1890. S. 24. 25. | 

2 Tenth Census of the United States. vol. 2. Manufactures. 
Washington 1883. Caroll D. Wright, Report on the Factory 
System of the United States. ©. 9. 


In der Baunwollinduſtrie des Vereinigten Königreiches 
ſtieg die Leiſtung von 1109 Pfund (1833) auf 2978 Pfund 
(1878); die geringere Durchſchnittsleiſtung Großbritanniens 
erklärt ſich aus der höheren Qualität der hergeſtellten Pro⸗ 
dukte !. 

Die Anwendung ſinnreicher, arbeitſparender Maſchinen 
und eine unglaublich weit getriebene Arbeitsteilung haben die 
nordamerikaniſche Uhreninduſtrie in den Stand geſetzt, pro 
Arbeiter im Jahre 150 Taſchenuhren zu liefern. In der 
Schweiz, die noch einen älteren Zuſtand der techniſch⸗ökono⸗ 
miſchen Organiſation des Uhrengewerbes darſtellt, betrug 
die Jahresleiſtung des Arbeiters im Durchſchnitte nur 40 
Taſchenuhren ?. 

Was die Fabrikation von Schlag⸗ und Wanduhren an⸗ 
langt, jo wurden in Nord-Amerika im Jahre 1820 von einem 
Arbeiter 83 Uhren in vier verſchiedenen Arten jährlich her⸗ 
geſtellt, 1880 war die Leiſtung bereits auf 520 Uhren ge⸗ 
ſtiegen, obwohl die Zahl der verſchiedenen Sorten ſich um das 
15 —20fache vermehrt und auch die Qualität der Waren eine 
ungeheure Verbeſſerung erfahren hat?. 

Aus der nordamerikaniſchen Kleininduſtrie wird berichtet, 
daß im Jahre 1880 200 Arbeiter dasſelbe Arbeitsquantum 
auszuführen vermochten, zu deſſen Bewältigung man 1870 noch 
300 Arbeiter bedurft hatte“. 

Bekannt iſt die große Produktivität der Arbeit in der 

13 

2 W. P. Trowbridge and Ch. H. Fitch, Report on the 
Manufactures of Interchangeable Mechanism. S. 61. 
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* Trowbridge and Ch. H. Fitch, Report on the Manu- 


facture of Hardware. ©. 4. 
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mechanischen Schuhfabrikation Nordamerikas: auf den Arbeiter 
entfallen bei zehnſtündiger Arbeitszeit im Durchſchnitte 10 
Paar Schuhe im Tage. Können doch mit der Mekayſchen 
Sohlennähmaſchine bei Dampfbetrieb täglich 400 — 500 Paar 
Stiefel von einem Arbeiter genäht werden. Unter dieſen 
Verhältniſſen können 30—40 000 Arbeiter den ganzen Schuh- 
bedarf der Vereinigten Staaten zur Genüge decken, wenn man 
auf den Kopf der Bevölkerung einen Schuhbedarf von zwei 
Paaren im Jahre rechnet“. Im Deutſchen Reiche find in der 
vorzugsweiſe noch handwerksmäßig betriebenen Schuhmacherei 
allerdings ungefähr 400 000 Perſonen thätig. 

Im Großbetriebe des Fleiſchergewerbes ſind 15 Persone 
im ſtande innerhalb 1 Minute 15 Schweine zu ſchlachten und 
vollſtändig zu zerteilen ?. 

Eine mit 3 Pferdeſtärken betriebene Teigknetmaſchine 
liefert wöchentlich 1200—1400 Centner Teig; das iſt die 
Arbeit von 48 kräftigen Handknetern. Eine neuerdings von 
Brüning in Halle konſtruierte Knetmaſchine liefert ſogar in 
10—12 Minuten 300 kg Teig! 

In einer amerikaniſchen Dampfböttcherei liefern 8 Arbeiter 
und ein Heizer mit vier Maſchinen von 20 Pferdekräften und 
einer Reihe von 10 Holzbearbeitungsmaſchinen in 24 Stunden 
300 Fäſſer, welche je 150 kg Ol halten. Große Fäſſer von 
10—12 Eimer Gehalt können ungefähr 80 Stück in derſelben 
Weiſe hergeſtellt werden. 

In der Buchbinderei hat die von Gebrüder Bretzner in 


1 Vgl. Sartorius von Walters hauſen, Die nordamerikaniſchen 
Gewerkſchaften unter dem Einfluſſe der fortſchreitenden Produktions⸗ 
technik. Berlin 1886. S. 112. — Buch der Erfindungen. Bd. VI. 
1887. S. 586. 

2 Sartorius a. a. O. S. 112. 
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Plagwitz konſtruierte Heftmaſchine die Produktivität des heften⸗ 
den Arbeiters mindeſtens auf das 6—10fache gehoben. 

| Mittels der Nähmaſchine laſſen ſich in der Minute 400 
bis 800 Stiche ausführen. | 

In der Fabrik der deutſchen Geſellſchaft für Hufbeſchlag 
in Eberswalde liefern 850 Arbeiter mit 400 Hufnagel⸗ 
maſchinen täglich 25 —30 000 kg Hufnägel. 

In einer rheinpreußiſchen Nähnadelfabrik, welche mit 
60 Pferdeſtärken und 500 Arbeitern arbeitet, werden jährlich 
350 Millionen Nähnadeln aller Sorten produziert; auf einen 
Arbeiter entfallen alſo 700 000 Stück im Jahre. 

Während früher ein geſchickter Arbeiter in der Stunde 
kaum mehr als 1000 Stecknadelköpfe aufzuſetzen vermochte, 
liefert er jetzt mit der Maſchine ſtündlich 7000 — 9000 Köpfe !. 

Um auch noch ein Beiſpiel von der möglichen Steigerung 
der Produktivität der Arbeit in der Landwirtſchaft zu bieten, 
ſo ſteht in der kaliforniſchen Landwirtſchaft eine Maſchine in 
Gebrauch, welche das auf den Halmen wogende Getreide zu— 
gleich ſchneidet, driſcht, reinigt und in Säcke gefüllt auf die 
Stoppeln wirft. „Die Maſchine legt etwa 3 engliſche Meilen 
in der Stunde zurück; ſie ſchneidet und driſcht unter günſtigen 
Umſtänden 40 Acker täglich, im Durchſchnitte 36 Acker. 
450 Sack von je 100 Pfund ſind eine gewöhnliche Tages— 
leiſtung.“ Um dieſe koloſſale Leiſtung zu bewältigen, ſind 
nur 5 Arbeiter zur Bedienung und 24 Maultiere als Zug— 
kraft erforderlich ?. 

1 Für dieſe und die vorangegangenen Angaben vgl. man: Buch 
der Erfindungen. Bd. V. 1886. S. 44. Bd. VI. 1887. S. 338. 
339. 566. 531. 221. 244. 248. 


2 Sering, Die landwirtſchaftliche Konkurrenz Nordamerikas. 
Leipzig 1887. S. 245. 
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Die Reihe dieſer Notizen ließe fich leicht noch weiter fort- 
ſetzen. Indes, um nicht allzuſehr zu ermüden, mögen nur 
noch zwei Angaben Platz finden, in denen das Maß des 
techniſchen Fortſchrittes wie in wenigen anderen zum Aus⸗ 
drucke gelangt. 

In Preußen iſt die Stärke der in Induſtrie und Land⸗ 
wirtſchaft verwendeten Dampfmaſchinen und Lokomotiven 
von 1879 auf 1889 geſtiegen von 775 993 Pferdekräften auf 
1768 137 Pferdekräfte. | 

In den Vereinigten Staaten betrug die Zunahme der in 
der Induſtrie verwendeten Dampfkraft 79,77 Prozent inner⸗ 
halb der zehnjährigen Periode von 1870 auf 1880; oder die 
Zahl der Pferdeſtärken wuchs von 1215711 auf 21854581. 


1 Vgl. Induſtrie, zugleich Deutſche Konſulatszeitung, heraus- 
gegeben von Steinmann-Buder. Nr. 20. 1890, und Tenth Census. 
vol. 2. Manufactures. H. Hollerith, Statistics of power used in 
manufactures. S. 1. 


VIII. 


ber das Wiß verhältnis zwiſchen Produßtipkraft 
und Kaufkraft der Arbeiter. 


Gehen wir weiter und ſuchen die Frage zu beantworten, 
inwieweit dieſe in der Weltgeſchichte bis jetzt einzig daſtehende 
Steigerung der Produktivität auch das Los der arbeitenden 
Klaſſen verbeſſert hat, ſo muß vorerſt zugegeben werden, daß 
eine Reihe von Waren durch die techniſchen Fortſchritte er— 
heblich im Preiſe geſunken und ſomit den Arbeitern ſelbſt bei 
gleichbleibender Höhe des Einkommens zugänglicher geworden 
iſt. Allein gerade diejenigen Bedürfniſſe, deren Befriedigung 
den weitaus größten Teil des Einkommens der beſitzloſen 
Schichten verſchlingt, das Nahrungs- und Wohnungsbedürfnis, 
können heute kaum weſentlich beſſer gedeckt werden als in 
früheren Zeiten. Gerade auf dieſem Gebiete iſt die Pro- 
duktivität der Arbeit bis jetzt in verhältnismäßig geringerem 
Maße gewachſen als auf induſtriellem Gebiete. Da aber die 
Ausgaben für Ernährung und Wohnung bei gleichbleibendem 
oder wenig wachſendem Einkommen nur einen kleinen Teil 
der Einnahmen des Arbeiters zum Ankaufe induſtrieller Er- 
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zeugniſſe übriglaſſen, jo iſt die ungeheure Zunahme der Pro— 
duktivität der induſtriellen Arbeit den Arbeitern auch nur in 
äußerſt beſchränktem Maße zu ſtatten gekommen. Die Kauf⸗ 
kraft der Arbeiter für Erzeugniſſe der Induſtrie vermochte mit 
dem Wachstum der induſtriellen Produktivkraft durchaus nicht 
gleichen Schritt zu halten. Am höchſten dürfte noch die Ver⸗ 
beſſerung in Bezug auf Kleidung, Wäſche, Schuhwerk ꝛc. zu 
veranſchlagen ſein. Doch muß man auch hier ſich vor allzu— 
optimiſtiſchen Vorſtellungen hüten. 

Die zahlreichen und eingehenden Unterſuchungen, die 
namentlich in den letzten Jahren über die Lebensweiſe der 
arbeitenden Klaſſen angeſtellt worden ſind, geſtatten, das eben 
Geſagte durch konkretes Material in genügender Weiſe zu 
unterſtützen. 

Beobachtungen, welche über die Gare der Berliner Metall⸗ 
arbeiter vor kurzem aufgezeichnet wurden, ergaben, daß eine 
Familie mit drei Kindern bei einer Geſamtjahresausgabe von 
1665 Mark nur 360 Mark auf Kleidung, Beſchuhung, Wäſche, 
Ergänzung des Hausrates und Diverſa verwenden konnte!. 

Aus dem Minimalhaushaltungsbudget einer Leipziger 
Buchdruckerfamilie mit zwei Kindern erhellt, daß bei einem 
Einkommen von 1362 Mark, in welches jedoch der Verdienſt 
der Frau ſchon einbezogen worden iſt, für Bekleidung (Kleider, 
Schuhwerk, Wäſche) nur 174,40 Mark verfügbar waren. „Um 
das Schuhwerk zu ſparen, laufen die Kinder in der wärmeren 
Jahreszeit barfuß.“ Ausgaben für Hausrat finden ſich über- 
haupt nicht beſonders verzeichnet ?. 


1 Berliner „Vorwärts“. 8. Jahrgang. Nr. 41. 

2 Zahn, Die Organiſation der Prinzipale und Gehülfen im 
deutſchen Buchdruckgewerbe, in den Schriften des Vereins für . 
Bd. XLV S. 469 u. 470. 
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Eine andere Ermittlung des Haushaltes einer Leipziger 
Arbeiterfamilie mit drei Kindern zeigt, daß bei einem Geſamt⸗ 
einkommen von 1150 Mark nur 150 Mark für Bekleidung 
ausgegeben werden konnten. Hiebei werden die wenigſten 
Stücke neu gekauft, ſondern in der Regel durch Gelegenheits— 
käufe, beim Trödler oder gar dem Lumpenhändler erworben. 
„Der Hausrat trägt durchaus die Merkmale größter Dürftig— 
ff. die Teller aus braunem Thon, die Meſſer 
V die Möbel, welche bei Begründung der 
Wirtſchaft meiſtens ſchon gebraucht waren, und andere 
wirtſchaftliche Erſcheinungen ſprechen deutlich genug für dieſe 
Behauptung, ebenſo der Umſtand, daß die Leute nicht einmal 


das ſo gewöhnliche Sofa aufzuweiſen haben. Dasſelbe war 


ſo wurmſtichig, daß es zerfallen iſt. Sie haben jetzt die Truhe 
an den Tiſch gerückt. Auf deren gewölbtem Deckel ſitzt die 
Frau oder hocken die Kinder beim Eſſen oder bei Arbeiten, 
die am Tiſche vorgenommen werden“ !. 

Eine Frankfurter Tagelöhnersfamilie mit einem Kinde 
hatte 1888 ein Einkommen von 745 Mark 92 Pfg. Hievon 
konnten nur 70 Mark 15 Pfg. für Kleidung, deren Reparatur 
und Ergänzung des Mobiliares verwendet werden. Der Wert 
ihres geſamten Mobiliares wurde auf 240 Mark taxiert, wo⸗ 
bei aber das Mobiliar eines an einen Aftermieter überlaſſenen 
Zimmers mit inbegriffen war. Der Wert der ganzen Kleidung 
der Familie wurde auf 100 Mark geſchätzt. Eine andere 
Frankfurter Arbeiterfamilie mit zwei Kindern bezog ein Ein— 
kommen von 1173 Mark 32 Pfg.; für Kleidung, Mobiliar 
und Reparaturen beider wurden 170 Mark 38 Pfg. ausgegeben. 


1 Mehner, Der Haushalt und die Lebenshaltung einer Leipziger 
Arbeiterfamilie, in Schmollers Jahrbuch Bd. XI. 1887. S. 313-327. 
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Eine Arbeiterfamilie mit vier Kindern, gleichfalls in 
Frankfurt, und mit einem Einkommen von 1145,19 Mark 
gab für Kleidung, Wäſche, Haushaltungsgegenſtände und 
deren Reparatur ſogar nur 100,78 Mark aus. Vom Familien⸗ 
vorſtand heißt es: „Er kauft ſich wohl einmal eine Arbeits- 
hoſe oder ein derart unentbehrliches Kleidungsſtück, hat aber 
ſeit 15 Jahren keinen neuen vollſtändigen Anzug mehr ſich 
angeſchafft.“ Der Zuſtand des Mobiliars wird folgender- 
maßen geſchildert: „Ein nicht ſehr großer, grob gearbeiteter, 
ſtark abgenützter Tiſch, gegenüber, gewiſſermaßen als Sofa, 
eine Gartenbank mit Lehne, eine alte Kommode, drei Betten 
mit zerriſſenen Strohſäcken und weichen, nicht vollen Feder— 
kiſſen, das Fenſter ohne Vorhang, ſo daß dem Eindringen 
von Luft und Sonne nur teilweiſe durch ein altes, ſchmut— 
ziges Rouleau gewehrt wird, zwei alte Holzſtühle und noch 
eine im Winkel ſtehende alte Holzbank vervollkommnen das 
Mobiliar, wozu noch als Schmuck der Wände eine Schwarz- 
wälderuhr, zwei kleine Spiegelchen und ein eingerahmtes 
Druckbildchen kommt“ !. 

Um die Konſumkraft der Arbeiterfamilie einer Fabrik⸗ 
ſtadt wenigſtens in Bezug auf Kleidung kennen zu lernen, 
dürften folgende Angaben, welche den Budgets Mülhauſer 


Arbeiter entnommen ſind, willkommen ſein?: 
Siehe Tabelle Seite 59. 


Wie erſichtlich, werden hier nur Haushaltungen mit 
einem vergleichsweiſe hohen Einkommen in Betracht gezogen. 


1 Frankfurter Arbeiterbudgets. Schriften des Freien 
Deutſchen Hochſtiftes. Frankfurt a. M. 1890. S. 94. 85. 70. 44 
u. 37. 

2 Zehn jährige Erhebung über die gemeinnützigen Einrich⸗ 
tungen des Oberelſaß. Mülhauſen 1890. S. 15. 
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Einkommen [Zahl der | Ausgabe für Kleidung 


in Mark. Kinder. in Mark. 

813 1 40 
1103 1 80 
1111 4 80 
1123 2 128 
1310 3 222 
1462 2 160 
1652 6 84 
1770 4 208 
2472 6 360 
2680 2 240 


Bei der großen Bedeutung, welche noch immer den 
Hausinduſtriellen in unſerem Erwerbsleben zukommt, dürfte 
es nicht unangebracht ſein, auch über die Kaufkraft dieſer 
Bevölkerungsſchichten für induſtrielle Erzeugniſſe einige Mit- 
teilungen zu machen. Aus den Unterſuchungen des Groß— 
herzogl. Bad. Fabrikinſpektors über die Lage der Cigarren— 
arbeiter in Baden, alſo von Angehörigen einer im Aufblühen 
begriffenen Hausinduſtrie, erhellt Folgendes !. 

Siehe Tabelle Seite 60. 

Die Ausgaben für Bekleidung, Schuhwerk, Mobiliar ıc. 
erſcheinen hier wenn auch abſolut niedrig, doch vergleichsweiſe 
ziemlich hoch. Daß dieſe Steigerung der Ausgaben für in- 
duſtrielle Erzeugniſſe nur auf Koſten einer ausreichenden Er— 
nährung möglich iſt, macht die Höhe der Einnahmeziffern ſchon 
wahrſcheinlich. Es mag indes mit den Worten des Bericht— 
erſtatters, des Oberregierungsrates Wörishoffer, noch beſonders 


1 Die ſociale Lage der Cigarrenarbeiter im Großherzog⸗ 
tum Baden. Karlsruhe 1890. S. 117 ff. 
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Anzahl. Ausgaben für Bekleidung, 


Einnahme der Schuhwerk und Hausrat 
in Mark. Kinder. in Mark. 
832 1 90 
839 7 245 
880 2 120 
925 3 160 
968 2 151 
985 2 105 
1015 1 125 
1044 6 185 
1050 3 110 
1060 2 200 
1070 2 130 
1106 8 225 
1319 6 280 
1420 2 230 
1730 7 340 


bekräftigt werden: „Die Lebensweiſe der Cigarrenarbeiter lie— 
fert ihnen nicht nur einzelne Ernährungsſubſtanzen in nicht 
ganz genügender Menge, was weniger wichtig iſt, ſondern 
wegen der Auswahl der Nahrungsmittel und des ungünſtigen 
Verhältniſſes, in welchem die Mengen der Ernährungsſub— 
ſtanzen zueinander ſtehen, ſowie wegen der durchaus mangel— 
haften Zubereitung werden die letzteren von dem Körper nur 
unvollſtändig aſſimiliert“ “. Es mangeln eben die teuern 
Fettſtoffe, während die billigen Stärkemehlarten übermäßig in 
der Nahrung vertreten ſind. | 
Dieſe Verhältniſſe müſſen indes noch als äußerſt be- 
friedigende gelten, wenn man ſie mit denjenigen, in welchen 
die nordoſtdeutſchen Hausinduſtriellen ſich befinden, vergleicht. 


Leg., d. d 8. 


a 


Im Bezirke der Amtshauptmannſchaft Zittau in Sachſen 
wurden von dem königlichen Amtshauptmann v. Schlieben 
Beobachtungen über die Lebenshaltung verheirateter Hand— 
weber angeſtellt, die zu folgenden Ergebniſſen geführt haben!: 


Geſamte Jahresausgabe | Zahl der Ausgaben für Kleidung 


in Mark. Kinder. | und Mobiliar in Mark. 
305 0 26 
341 2 47 
385 4 14 
424 > 21 
464 4 19 
506 3 43 
520 d 18 
546 2 32 
651 4 39 
779 4 | 56 


Da dieſe Hausinduſtriellen einen Teil ihrer Lebensmittel 
auf eigenem oder gepachtetem Felde bauen, der demzufolge 
nicht in der Ausgabenrechnung erſcheint, mag auch noch ein 
Wort der Lebensweiſe dieſer Weber gewidmet werden, um der 
Annahme, daß die geringe Kaufkraft für induſtrielle Erzeugniſſe 
einer allzuüppigen Ernährung entſtamme, vorzubeugen: „Kar⸗ 
toffeln, Brot und Mehl find die Hauptnahrungsmittel unſerer 
Weberfamilien, Fleiſch — dem Rindfleiſch wird der Vorzug 
gegeben — kommt in einigen Familien nur zu hohen Feſten 
oder Sonntags auf den Tiſch. Nur zwei Familien mit einem 
Jahreseinkommen von 1307 Mark und beziehentlich 1115 Mark 
gaben wöchentlich 1,08 Mark, nur drei mit einem Jahres- 


1 Beitfehrift des Königl. Sächſiſchen Statiſtiſchen Bureaus. 31. 
Jahrgang. Dresden 1885. S. 156—1%. ö 
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einkommen von 924 Mark, 718 Mark und 663 Mark wöchent- 
lich 0,81 Mark für Fleiſch aus; alle übrigen weniger.“ 

Über das Mobiliar wird berichtet: „An den Fenſtern ſind 
ein oder zwei Webſtühle aufgeſtellt, Treib- und Spulräder, 
hölzerne Tiſche und Stühle, ein Topf- und Tellerbret, ein 
Sofa, welches oft einem Familiengliede als Schlafſtätte 
dient, eine Wiege bilden das Mobiliar; neben der Thüre 
zeigt eine Wanduhr den Stundenlauf an, einige geringwertige 
Bilder, eingerahmte Konfirmations- oder andere Scheine, ein 
Spiegel vervollſtändigen die einfache Ausſtattung“ !. 

Würden all dieſe Mitteilungen nicht von ſo unbedingt 
zuverläſſiger und ſachkundiger Seite herrühren, man müßte 
in der That Bedenken tragen, ſie für richtig zu halten. Übri⸗ 
gens liegen uns über die Lebensweiſe der ſchleſiſchen Arbeiter- 
bevölkerung ganz ähnliche Darſtellungen vor. In dem Haus- 
halte einer ſchleſiſchen Arbeiterfamilie, die 4—5 Köpfe ſtark 
iſt, ſchwankt die Ausgabe für Kleidung und Wäſche nach 
Dr. Lange? zwiſchen 36 und 75 Mark, je nachdem eben die 
Einnahmen 339 —621 Mark erreichen. Der ſchleſiſche Ar- 
beiter beſitzt oft nur einen Rock und ein Hemd. „Beſonders 
geſpart wird an der Fußbekleidung. Kinder und Frauen 
gehen faſt ſtets barfuß, ſolange es die Witterung nur irgend— 
wie erlaubt. Schuhe und Stiefel werden von ihnen nur 
beim Kirchgange oder bei feierlichen Gelegenheiten angezogen. 
Und Männer ſieht man in der Provinz Schleſien öfter ohne 
Schuhzeug als in anderen Provinzen.“ Die Wäſche und 
Kleidung ſei oft ſo mangelhaft, daß die Armenverwaltung 


1 g. a. O. S. 165. 164. 
2 Die deutſche Hausinduſt rie. Bd. IV. Leipzig 1890. S. 
123 1 


oder die Privatwohlthätigkeit zur Herbeiſchaffung des Nötig— 
ſten eingreifen müſſe. Indes ſei es doch nicht ſo ſchlimm wie 
in dem angrenzenden öſterreichiſchen Gebiete, in den Weber— 
gegenden Böhmens, Mährens und Oſterr.⸗Schleſiens, wo die- 
ſelben Männer, welche die Leinwand in Maſſen erzeugen, 
ſehr oft nicht einmal ein Hemd ihr eigen nennen und ihre 
Röcke unmittelbar auf dem bloßen Leibe tragen müſſen. 

Wie lebhaft indes auch vom ſchleſiſchen Arbeiter das 
Bedürfnis nach einer beſſeren Kleidung empfunden wird, geht 
deutlich daraus hervor, daß die Glasveredler, die etwas beſſer 
entlohnt werden als die Angehörigen der Bekleidungsinduſtrie 
— fie beziehen einen Wochenlohn von 11—15 Mark —, ſehr 
darauf halten, nicht nur auf der Straße, ſondern auch bei der 
Arbeit ſich ſo gut zu kleiden, als die Beſchäftigung nur immer 
zuläßt. Selten ſieht man einen Glasarbeiter ohne Uhr, viele 
tragen auf der Straße auch an Werktagen weiße Wäſche. 
Unbeſchuhte Kinder ſind in den vorzugsweiſe von ihnen be— 
wohnten Gegenden ſeltener. 

Auf die Art und Weiſe, wie bei den ärmeren Schichten 
das dürftige Inventar erworben wird, werfen insbeſondere 
die ungemein ſpecialiſierenden Forſchungen von Schnapper— 
Arndt über die Lebensweiſe der Hausinduſtriellen auf dem 
Hohen Taunus ein intereſſantes Streiflicht. Wir finden da 
Notizen wie folgt: Bettlade von Tannenholz, vor 3 Jahren 
im Dorfe erſteigert; Kopfkeil, Zwillich, vor einem Jahre aus 
einem ererbten Unterbett der Mutter gefertigt; ein Tiſch, 
viereckig, aus Eichenholz, angefertigt im Dorfe vor 22 Jah- 
ren; vier Stühle, zu verſchiedenen Zeiten erſteigert; eine 
Wanduhr, ein Spiegel, ererbt vor acht Jahren; eine Petro⸗ 
leumhängelampe, alt gekauft im Dorfe vor 15 Jahren; 
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irdenes Geſchirr zu verſchiedenen Zeiten gegen alte Lumpen 
eingehandelt; ein Sauerkrautfaß aus einem Petroleumfaß, 
alt gekauft; ein Rock aus ſchwarzem Tuche, vor acht Jahren 
aus einem von Z ** *· Mutter ererbten Kleid gefertigt; ein 
Rock aus Tuch für Sonntage in die Kirche, aus einem ge— 
ſchenkten Rock vor einem Jahre gefertigt u. ſ. w.“. 

Aus den mitgeteilten Thatſachen erhellt wohl zur Genüge, 
wie wenig unſere induſtriellen und hausinduſtriellen Arbeiter 
als Abnehmer für unſere Induſtrie — und man darf wohl 
auch hinzufügen: für unſere Landwirtſchaft — in Betracht kom⸗ 
men können, wie wenig die Vermehrung unſerer produktiven 
Kräfte ihre Konſumfähigkeit geſteigert hat. Daß für die 
vorangegangenen Beiſpiele durchaus nicht ausnehmend un⸗ 
günſtige Verhältniſſe ausgewählt worden ſind, zeigt ein Ver⸗ 
gleich zwiſchen der Höhe des Einkommens der beſprochenen 
Familien einerſeits und den allgemeinen Ergebniſſen der Ein— 
kommensbeſteuerung andererſeits. 

In der Folge gilt es die Wirkungen darzulegen, welche 
das feſtgeſtellte Mißverhältnis zwiſchen der großen Zunahme 
der Produktivität der Arbeit und der geringfügigen Erhöhung 
der Kaufkraft der Maſſen notwendigerweiſe herbeiführen muß. 


1 G. Schnapper-Arndt, Fünf Dorfgemeinden auf dem Hohen 
Taunus. Leipzig 1883. S. 283 ff. 


IX. 


Folgen des Wißverhältniſſes: Aberausfuhr 
und berkapitalifation. 


Es zeigte ſich, daß unſere Arbeiterklaſſe nur einen vergleichs— 
weiſe geringen Bruchteil der ungemein geſtiegenen Ergebniſſe 
unſerer gewerblichen Produktion aufzunehmen vermag. Kön— 
nen nun andere Schichten den Produzenten für die geringe Kauf— 
kraft der zahlreichſten Klaſſe der Bevölkerung einen genügenden 
Erſatz bieten? Man wird naturgemäß zunächſt an den Mittel- 
ſtand denken, an die Handwerksmeiſter, Bauern, Händler und 
mittleren Beamten. Was nun die Handwerker betrifft, ſo 
ſteht ein großer Teil derſelben heute ganz auf der nämlichen 
Einkommensſtufe wie die Arbeiter. Ja hier und da mag ſogar 
die Lage eines Handwerkers noch viel ungünſtiger ſein. Es 
findet ſomit dasjenige, was früher für die arbeitenden Klaſſen 
ausgeführt wurde, zum großen Teile auch Anwendung auf den 
Haushalt der kleinen Handwerksmeiſter. Erſt bei ſelbſtändigen 
Gewerbetreibenden, die ein Einkommen von 2000 - 3000 Mark 
beziehen, zeigen ſich dann weſentliche Veränderungen. Sie 
vermögen 400 —600 Mark im Jahre für Kleidungszwecke und 
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den Ankauf induſtrieller Erzeugniſſe auszugeben !. Wichtiger 
indes als der in betreff ſeiner wirtſchaftlichen Bedeutung in 
den Hintergrund tretende gewerbliche Mittelſtand dürfte ſich 
noch die bäuerliche Bevölkerung für den Abſatz unſerer In⸗ 
duſtrie erweiſen. Aus den Ermittelungen über die Lage der 
Landwirtſchaft in Baden erhellt, daß die bäuerliche Bevölfe- 
rung, trotzdem ſie ſich beſſer ernährt als die induſtriellen oder 
gar hausinduſtriellen Arbeiter, doch eine höhere Konſumkraft 
für gewerbliche Erzeugniſſe beſitzt als die genannten Klaſſen. 
Dieſe Wahrnehmung konnte ſogar mit Rückſicht auf den klein⸗ 
bäuerlichen Stand gemacht werden, der ſich ebenfalls zum 
mindeſten nicht ſchlechter ernährt als die Fabrikbevölkerung. 
Nach den genannten Erhebungen entfällt auf den Kopf? 
der großbäuerlichen Familie im allgemeinen eine Jahresausgabe 
von 60—80 Mark, in manchen Fällen ſogar 100 Mark für 
Kleidung; auf den Kopf der mittelbäuerlichen Familie ergeben 
ſich 50—60 Mark, auf den Kopf der kleinbäuerlichen 35—40 
Mark für denſelbe Zwecks. Man ſieht ſo deutlich, welch un— 
geheurer Vorteil der Induſtrie daraus erwachſen würde, wenn 
ganz Deutſchland eine ſo günſtige Verteilung des Grund— 
beſitzes aufweiſen würde, als fie Baden zukommt“. Welch be⸗ 


1 Erhebungen über die Lage des Kleingewerbes 1885. 
3. Band. Karlsruhe 1888. Anlage 1. Zuſammenſtellung der Angaben 
über Einnahmen und Ausgaben der Kleingewerbetreibenden. Mannheim. 
II. Ausgaben. 

2 Zwei Kinder gleich einem Erwachſenen gerechnet. 

3 Ergebniſſe der Erhebungen über die Lage der Land— 
wirtſchaft in Baden. Karlsruhe 1883. S. 138 ff.; ferner: Die 
Lage der Cigarrenarbeiter in Baden. Karlsruhe 1890. S. 179. 

* Bon je 100 ha kommen auf die Betriebe der Größenklaſſe von 

unter 1 ha 1—10 ha 10—100 ha 100 ha und mehr: 
Deutſches Reich 2,4 ha 25,6 ha 47,6 ha 24,4 ha 
Baden 46 62,3 33 18 


trächtliche Steigerung ihrer Konſumkraft aber würde ferner 
noch die bäuerliche Bevölkerung! erfahren, wenn es gelänge, 
durch Lohnerhöhungen, durch Verbilligung der jetzt vielfach ſo 
unerſchwinglich hohen ſtädtiſchen Wohnungsmieten die Konſum⸗ 
kraft der induſtriellen Arbeiter für landwirtſchaftliche Pro— 
dukte zu verſtärken. Jetzt reicht die Kaufkraft der ſtädtiſchen 
Arbeiter zumeiſt ja nur für Brotſtoffe, Kartoffeln, Milch, Eier 
und etwas Gemüſe aus. Fleiſch wird in geringen Quan— 
titäten und namentlich auch in minderer Qualität (Pferde— 
fleiſch) genoſſen?. Gerade aber Brotſtoffe produziert der flei- 
nere und mittlere Landwirt in vergleichsweiſe geringer Menge 
für den Verkauf auf dem Marktes. Für den Abſatz ſeiner 
wichtigſten Produkte iſt er daher beſchränkt auf die höhere 
Kaufkraft der in Bezug auf ihre relative Stärke aber mehr 
und mehr zurücktretenden Mittelſtände. Es iſt gar nicht un— 
möglich, daß der Vorteil, welchen der Bauer aus den durch 
die Getreidezölle erhöhten Getreidepreiſen zieht, mehr als auf— 
gewogen wird, durch den Nachteil, welcher ihn dadurch trifft, 
daß die höheren Preiſe der Brotſtoffe die Konſumkraft des 
Arbeiters für andere wichtigere Produkte des Bauern ab— 
ſchwächen. 

Zur Beurteilung der Konſumtionsverhältniſſe der höheren 
Schichten des Mittelſtandes liegt leider kein genügendes Ma— 

1 Andrerſeits würde eine derartige Verbeſſerung in der Lage der 
Landwirtſchaft auch wiederum eine nicht zu unterſchätzende vorteil— 
hafte Rückwirkung auf die Verhältniſſe der ſtädtiſchen Arbeiter aus— 
üben. Es würde eben der „Zug nach der Stadt“, welcher jetzt das An— 
gebot von Arbeitskräften in der Stadt in einer den Arbeitern ſo nach— 
teiligen Weiſe ſteigert, zweifelsohne ſchwächer werden. 

2 So ſtieg in Mannheim der Konſum von Pferdefleiſch 1884: 
43 000 kg auf 1888: 130 250 kg. 

3 Ergebniſſe der Erhebungen u. ſ. w. S. 144. 145. 
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terial vor. Immerhin darf angenommen werden, daß na— 
mentlich in unſeren größeren Städten Familien ſelbſt mit 
einem Einkommen von circa 5500 Mark in äußerſt beſchei⸗ 
denem Maße als Käufer landwirtſchaftlicher und induſtrieller 
Produkte auftreten. Von Intereſſe ſind hier die Mittei⸗ 
lungen, welche O. v. Leixner! über den Haushalt eines Ber⸗ 
liner höheren Beamten macht. Die Familie beſteht aus 
zwei Knaben und einer erwachſenen Tochter. Letztere erwirbt 
durch Malen ſo viel, daß ſie ihre Kleidung ſelbſt anſchaffen 
kann. Im übrigen werden für Bekleidung und Beſchuhung 
ausgegeben von der Frau: 85,50 Mark, vom Hausherrn (nur 
Beſchuhung in dem laufenden Jahre) 17 Mark, für die Knaben 
95 Mark. Der Ernährung ſind 170 Mark im Monat ge⸗ 
widmet, ſo daß auf eine Perſon, die Familie hält einen 
Dienſtboten, pro Tag nicht ganz 1 Mark entfällt. Für Neu⸗ 
anſchaffungen von Geſchirr finden ſich 28,75 Mark verzeichnet. 
Die Wohnung dagegen, obwohl ſie in dem äußeren Teile 
der Vorſtadt und im dritten Stockwerke liegt, verſchlingt 
1225 Mark, alſo mehr als ein Fünftel des Einkommens. 
Daß es nur bei äußerſter Sparſamkeit möglich iſt, mit 
ſo geringen Beträgen, wie oben angegeben wurden, die Aus— 
gaben für Kleidung u. ſ. w. zu decken, iſt klar?. Ein Ereignis, 


1 Leixner, Sociale Briefe aus Berlin. 1891. S. 12 ff. 

2 a. a. O. S. 175. „Die Kleider werden mit ſeltenen Ausnahmen 
ſtets zu Hauſe gemacht, nur Mäntel und Jacken fertig gekauft. Die 
meiſte Kunſt erfordert es, die Gewänder der Knaben in Ordnung zu 
halten. Da vererbt ſich ſtets, wenn es geht, Vaters Rock und Beinkleid 
auf den Alteſten und zuweilen noch von dieſem auf den Jüngſten. 
Kurz, es wird alle hausmütterliche Schlauheit und Staatskunſt aufge⸗ 
boten, um aus dem Alten ein Neues hervorzubringen. Wenn aber Neu 
anſchaffungen nicht zu vermeiden ſind, dann werden ſie mit feinſter 
Vorausberechnung eingeteilt; hat der Vater etwas nötig, ſo müſſen die 
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das unvermutete Ausgaben mit ſich bringt, zerſtört das wirt- 
ſchaftliche Gleichgewicht. „Dann heißt es nicht am Über— 
flüſſigen, ſondern am Notwendigen ſparen, und es iſt dann 
gewöhnlich das Haushaltsgeld, das beſchnitten werden muß 
bis zu der äußerſten Grenze, d. h. ſoviel, daß man ſich 
eigentlich überhaupt nicht mehr genügend nährt. 
. . . Hier und dort greift man zuweilen'mit verſchämtem Lächeln 
zur Pflanzenkoſt.“ 

In letzter Reihe haben wir noch die Bedeutung der von 
unſerer Wirtſchaftsordnung am meiſten begünſtigten oberſten 
Einkommensklaſſen für die vorliegende Frage zu unterſuchen. 
Kann dieſe kleine Zahl der Reichen einen vollkommenen Erſatz 
für die mangelnde Kaufkraft der arbeitenden Klaſſen und die 
beſchränkte Konſumkraft der Mittelſtände bieten? 

Der Reiche kann nicht unendlich viel mehr konſumieren 
als der Angehörige einer niedrigen Einkommensklaſſe, er muß 
vielmehr ſeine Nachfrage auf Produkte höherer Qualität 
richten, er muß Luxus treiben, wenn er ſein ganzes Einkom⸗ 
men der Konſumtion widmen will. Inſofern wird der gegen- 
wärtige Verteilungsprozeß des Einkommens die Entwicklung 
von Luxus⸗ und Modeinduſtrieen fördern. Das iſt bis zu 
einem gewiſſen Grade durchaus kein Schaden. Allein die von 
der höheren Konſumkraft der Reichen entwickelten Luxus⸗ 
induſtrieen ſind keineswegs im ſtande, unſere ganze produk— 


Herren Söhne noch bis zum nächſten Jahre warten, und umgekehrt. An 
Einfachheit gewöhnt, härmen ſich die Knaben nicht darüber und machen 
Witze über die kurzen Hoſen, die von Papas langen Beinkleidern »ge— 
legt« worden ſind. Eine Zeichnung des Alteren ſtellt die Mutter dar 
wie ſie dem Kleiderſchranke eine Jacke des Vaters entnimmt. Oben 
ſteht »Frühlingsahnung« und unten im Hinblicke auf die bevorſtehende 
Umkehrung des Kleidungsſtückes: »Nun muß ich alles, alles wenden«. 
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tive Kraft zu abſorbieren. Dazu tritt noch ein weiterer Um— 
ſtand. Nur ein geringer Bruchteil wird das ganze Einkom— 
men, das er bezieht, der Konſumtion widmen wollen. Dazu 
veranlaßt einmal die Fürſorge für die Zukunft und ferner 
die Abneigung gegen einen ſo großen Luxus, wie er entfaltet 
werden müßte, falls das ganze Einkommen der Konſumtion 
zugeführt werden ſollte. Wir ſehen täglich, wie es durchaus 
nicht immer die Rückſicht auf einen höheren Konſum, auf 
eine noch höhere Lebenshaltung iſt, welche die Reichen zu 
weiterem Reichtumserwerbe anſpornt. Sie ſtreben nach dem⸗ 
ſelben wegen des Anſehens, wegen der großen ſocialen, wirt- 
ſchaftlichen und politiſchen Macht, die er verſchafft. So wer⸗ 
den von dieſen Schichten der Bevölkerung jährlich ungeheure 
Beträge des Einkommens der Konſumtion entzogen und kapi— 
taliſiert, d. h. zur Verwandelung in Produktionsmittel be- 
ſtimmt, mögen auch für die bereits 1 Anlagen die 
Abſatzgebiete fehlen. 

So führt alſo die gegenwärtige Einkommensverteilung 
unausbleiblich zu einer Störung des Gleichgewichtes zwiſchen 
Produktion und Konſumtion. 

Auf welchem Wege ſucht man dieſes Gleichgewicht ohne 
Veränderung der Einkommensverteilung wieder herzuſtellen? 

Die Induſtrie, welche im Inlande, auf dem heimiſchen 
Markte, keine entſprechende kauffähige Nachfrage mehr findet, 
muß nach Abſatzgebieten im Auslande, nach dem Export! 
ſtreben. Indes der Export allein kann die Spannung kaum 
mildern. Man will dem Auslande die Produkte zunächſt ja 

1 Im Folgenden ift ſtets nur von demjenigen Exporte die Rede, 


der lediglich infolge einer nicht kaufkräftigen heimiſchen Nachfrage an- 
geſtrebt werden muß. 
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nicht ſchenken, ſondern ſie verkaufen. Man fordert alſo Gegen— 
leiſtungen, und dieſe können auf die Dauer und in größerem 
Umfange nur in Waren geboten werden. Man kann nicht 
verkaufen, ohne auch zu kaufen. Dieſe vom Auslande ge— 
botenen Waren mögen einer andersgearteten zahlungsfähigen 
Nachfrage entſprechen als die heimiſchen Produkte. Dann 
wird ſich der Verkehr einige Zeit lang fortſetzen laſſen. Je 
mehr der Export aber mit Rückſicht auf die mangelnde Kauf— 
kraft im Inlande ſich ausdehnt, deſto geringer werden die 
Ausſichten für eine entſprechende Aufnahme ausländiſcher 
Produkte im Inlande. So entſtehen Schwierigkeiten, die Ex⸗ 
porteure ſehen ſich genötigt, den Abſatz ihrer Waren im Aus- 
lande, wo überdies die Konkurrenz mehrerer Staaten ſich be— 
gegnet, durch erhebliche Preisherabſetzungen zu erzwingen. 
Um derartige Preisherabſetzungen vornehmen zu können, ſucht 
man an den Produktionskoſten möglichſt zu ſparen. Bis zu 
einem gewiſſen Grade können derartige Verhältniſſe von einem 
wohlthätigen Einfluſſe für die Verbeſſerung der Technik be— 
gleitet ſein. Vielfach aber ſehen wir, daß es in erſter Reihe 
der Lohn der Arbeiter iſt, an dem man zu ſparen ſucht. So 
wird auf Koſten der heimiſchen Arbeiterbevölkerung und ihrer 
Konſumkraft der Export forciert. Daß der Export der deut— 
ſchen Induſtrie oft nur infolge der niedrigen Löhne der deut— 
ſchen Arbeiter möglich geworden iſt, wird von deutſchen In— 
duſtriellen offen zugegeben, ja wunderbarerweiſe ſogar mit 
einer gewiſſen Genugthuung hervorgehoben. So führte z. B. 
der Freiherr v. Heyl auf der Verſammlung des Vereins für 
Socialpolitik im Jahre 1890 aus: „Wir in Deutſchland haben 
unſere Induſtrie zum Nachteil der engliſchen, welche unter 
der Herrſchaft der trade unions ſteht, weſentlich entwickelt, 
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weil überall da, wo die engliſchen unions die Löhne über 
Gebühr hinaufgetrieben hatten, wir in der Lage waren, den 
Engländern Konkurrenz machen zu können zum Vorteile un- 
ſerer Arbeiter, zum Nachteil der engliſchen trade unions“ !. 

In der That, der Londoner Economiſt? berichtet, daß 
für eine Zeit lang die deutſchen Fabrikanten die engliſchen 
ſogar auf deren eigenem Boden ſchlugen. „Aber die Herab— 
ſetzung, welche in Bezug auf die Löhne in England im letzten 
Jahre durchgeführt wurde, verſetzte uns in die Lage, dieſer 
Konkurrenz zu begegnen.“ Vermutlich haben dann wieder 
unſere Arbeitgeber „zum Vorteile unſerer Arbeiter“ die Löhne 
herabgeſetzt, um dieſen Abſatz in England nicht zu verlieren, 
u. ſ. w.! So muß alſo der Blüte der Induſtrie wegen von 
den Induſtrie-Nationen im Wettſtreite die Konſumfähigkeit 
ihrer Arbeiterbevölkerungen geſchwächt werden. 

„Eine Volkswirtſchaft, welche ihre Gewerbeprodukte für 
den Weltmarkt fortgeſetzt mittels übermäßiger Arbeitszeit 
und dürftigen Lohnes billig produziert, bietet dem Auslande 
den köſtlichen Anblick eines Volkes dar, das ganz aus freien 
Stücken einen großen Beſtandteil ſeiner Angehörigen ohne 
alle Gegenleiſtung ſeitens des Auslandes verurteilt, ſich für 
fremde Nationen abzuquälen. Seine gewerblichen Arbeiter 
müſſen auf die Entfaltung ihrer Perſönlichkeit verzichten, 
damit die Fabrikanten und Großhändler den Markt, den ſie 
im Inlande zerſtört, im Auslande wieder errichten. Ihre 
Perſönlichkeit iſt nicht mehr Selbſtzweck, ſondern einſeitig der 


1 Verhandlungen der Generalverſammlung des Vereins 
für Socialpolitik. Leipzig 1890. S. 169. 

2 The Economist, Monthly Trade Supplement. January 10, 
1885. S. 10. 
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Perſönlichkeit anderer dienſtbar geworden. Die Volkswirt— 
ſchaft, die ſich weigert, das Syſtem der äußerſten, übermäßigen 
Arbeitszeit und des niedrigſten Lohnes anzutaſten, bloß weil 
der auswärtige Handel abzunehmen droht, dient nicht mehr 
den Zielen des ganzen Volkes, ſondern nur denen eines Teils 
desſelben, ſie iſt nicht mehr eine Volks wirtſchaft, ſondern 
it zu einer Klaſſen wirtſchaft herabgewürdigt“ !. 

Mit dieſen Worten eines Amerikaners erſcheint die Lage 
ſcharf, aber im weſentlichen durchaus richtig wiedergegeben. 
Ganz ähnlich bemerkte auch Lujo Brentano ſchon vor mehr 
als 20 Jahren: „Wo aber die Produktion auf Koſten der 
Arbeiter zunimmt, zwingen die Fabrikanten ſich ſelbſt zur 
Entdeckung neuer Märkte in die Ferne zu ſchweifen, während, 
wenn die Kaufkraft der Maſſen entwickelt würde, wenn ihre 
Bedürfniſſe mittels der überſtrömenden Produkte ihrer Arbeit 
befriedigt würden, ein viel ſichererer und regelmäßigerer Markt 
ganz nahe läge. Mag die Verkaufsfähigkeit der Fabrikanten 
ſich dann hundertfältig vergrößern, ſo erſticken ſie doch gleich— 
zeitig ihre zukünftige Kundſchaft im Keime, und als Reſultat 
ſehen wir zuletzt auf der einen Seite eine ſtets zunehmende 
Maſſe unverkäuflicher Produkte und auf der anderen eine 
gleiche von darbenden Arbeitern und von unverkäuflicher 
Arbeit“ ?. 

So ſehr auch die Lebenshaltung der arbeitenden Klaſſen 
zurückgehalten werden mag, ſo ſehr man ſich bemüht an den 
Löhnen zu ſparen, ſo niedrig man die Preiſe im Auslande ſtellt, 
es hilft ſchließlich alles nichts mehr, die Produktion iſt mit der 


1 Weyer, Die engliſche Fabrikinſpektion. Tübingen 1888. S. 192. 
2 Brentano, Lehre von den Lohnſteigerungen. Jahrbücher für 
Nationalökonomie und Statiſtik. XVI. Band. 1871. S. 277. 278. 
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Konſumtion nicht in Einklang zu ſetzen. Viele Unternehmungen 
müſſen ihren Betrieb einſchränken und Arbeiter entlaſſen. 
Man ſinnt nach neuen Mitteln und Wegen, auf welchen 
der Abſatz der überſchüſſigen Produkte zu ſtande gebracht 
werden könnte. Und man findet fie in — dem Schutzzoll— 
ſyſtem. Man fordert ungeſtüm Zollſchranken. In den wenigſten 
Fällen ſind dieſe Schutzwälle aber, die gegen die Produzenten 
des Auslandes errichtet werden, noch gedacht als Erziehungs— 
mittel für ſchwache, in der Entwicklung begriffene Induſtrie⸗ 
zweige, als Erziehungsmittel, die wie jede Erziehung im Laufe 
der Zeit ſich ſelbſt überflüſſig machen ſollen. Man fordert die 
Zölle mit dem Schlagworte des „Schutzes der nationalen 
Arbeit“. Die Zölle ſollen das Wunder zu ſtande bringen, 
möglichſt viel zum Vorteil der Arbeitgeber zu exportieren und 
möglichſt wenig zum Nachteile der Konſumenten zu importieren. 
Dieſe Schutzzölle verwandeln ſich thatſächlich in eine Art Er- 
portprämien. Auf dem durch die Zollſchranken vom Welt- 
verkehre abgeſonderten heimiſchen Markte läßt ſich, namentlich 
wenn die betreffenden Induſtriellen einem Kartelle oder einem 
Truſt angehören, der Preis ohne Mühe in die Höhe treiben. 
Die Gewinne, welche auf dieſe Weiſe auf dem heimiſchen 
Markte gemacht werden, geſtatten es, die im Inlande unver- 
käuflichen Produkte im Auslande zu Schleuderpreiſen anzu⸗ 
bieten und fo für dieſelben den Abſatz zu erzwingen l. So 


1 Vgl. Kleinwächter, Die Kartelle. Innsbruck 1883. So wurde 
von deutſchen Unternehmern die Tonne Walzdraht im Inlande verkauft 
mit 220 Mk., im Auslande mit 180 Mk. Deutſche Werke lieferten der 
oberitalieniſchen Bahn die Tonne Stahlſchienen zu 163 Mk. und 166 Mk. 
Die Rechte⸗Oder⸗Ufer⸗Bahn hatte ſie mit 223 Mk. beziehen müſſen. Die 
Direktion Frankfurt mußte für Stahlſchienen pro Tonne 187 Mk. 
zahlen, während deutſche Werke bald nachher dieſelbe in Rio de Janeiro 


wird mit Hülfe der durch den Zollſchutz im Inlande ge— 
ſteigerten Preiſe der Export aufrechterhalten oder erweitert. 
Reicht das Schutzzollſyſtem nicht aus für dieſen Zweck, dann 
wird es durch ein die Ausfuhr begünſtigendes Eiſenbahn— 
tarifweſen ergänzt. Was die Zuckerinduſtrie anlangt, ſo iſt 
dieſe bekanntlich von Deutſchland, Frankreich und Oſterreich 
um die Wette im Wege der Steuerrückvergütungen mit Ex— 
portbonifikationen verſehen worden. So konnte die engliſche 
Bevölkerung ihren Zuckerverbrauch auf 34 kg pro Kopf, die 
nordamerikaniſche auf 24 kg ſteigern, während in Deutſchland 
der Konſum auf 8 kg pro Kopf ſich beſchränkt. 

Hatte man früher den Export auf Koſten der Arbeits⸗ 
löhne ermöglicht, ſo geſchieht es unter Aſſiſtenz der Schutzzölle 
nunmehr auf Koſten der konſumierenden heimiſchen Bevölkerung 
überhaupt. Allein auch die Hülfsmittel verſagen und müſſen 
verſagen um ſo eher, je mehr man ſich, wie in Deutſchland, 
auch gegen die Einfuhr fremder landwirtſchaftlicher Erzeugniſſe 
zu verſchließen ſucht und nur die Rohſtoffe der Induſtrie, wie 


für 134 Mk. anboten. — Vor kurzem wurde in Hannover die billigſte 
Querſchwellenofferte mit 130 Mk. pro Tonne ab Werk abgegeben, 
während der Aachener Hüttenaktienverein Querſchwellen der Schweize— 
riſchen Nordoſtbahn zu 146,50 Franken frei Baſel, alſo um circa 
12½ Mk. billiger trotz der Frachtkoſten lieferte (Frankf. Zeitung Nr. 57 
3. Morgenblatt 1891). Bekannt iſt auch das Vorgehen des Hörder. 
Berg- und Hüttenvereines, der im Jahre 1890 am Schienengeſchäft im 
Inlande 600 000 Mk. gewonnen, an das Ausland aber ſeine Schienen 
mit einem Verluſte von 360 000 Mk. verſchleudert hatte (Frankf. Zeitung, 
Nr. 332, Abendblatt 1890). Krupp bietet der rumäniſchen Bahn Stahl- 
ſchienen franko Galatz die Tonne zu 111,60 Mk. an, während Frankfurt 
a. M. 144 Mk. zu zahlen hat. Im Jahre 1886 wurden von deutſchen 
Werken Schienen, deren Preis in London 85 Mk. betrug, in Deutſch— 
land zu 120 Mk., nach Auſtralien (Victoria) aber zu 76 Mk. geliefert. 
Ahnlich boten nordamerikaniſche Firmen ihre Waren in den ſpaniſch— 
amerikaniſchen Ländern um 30— 50 „% billiger an als im Inlande. 
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Erze, Baumwolle, Schafwolle, Häute, Felle, Düngemittel ꝛc., 
einführen will. 

Unter ſolchen Verhältniſſen iſt die Anlage der jährlichen 
Überſchüſſe der Produktion in heimiſchen Unternehmungen nicht 
immer verlockend. Was ſoll nun mit dieſen ſich immer mehr 
anhäufenden Überſchüſſen geſchehen? Die Verwendung in 
der heimiſchen Produktion würde die Überproduktion, an der 
man bereits ſchwer genug zu tragen hat, noch vergrößern. 
So ergiebt ſich das Bedürfnis, die neuen Kapitalien im Aus⸗ 
lande anzulegen. Es werden ausländiſche Effekten und Wert- 
papiere geſucht. Freilich wird auch hiebei der Kapitalgewinn 
durch die Konkurrenz der Kapitaliſten anderer Länder gleich— 
falls ſehr geſchmälert. Dennoch erſcheint dieſer niedrige, aber 
ſichergeſtellte Gewinn vorteilhafter als die Verwendung des 
Kapitales in einer heimiſchen Anlage mit ſchwankender Renta⸗ 
bilität. So erhalten ſelbſt Staaten von zweifelhafter Kredit- 
würdigkeit, wie Rußland, Rumänien u. ſ. w., Darlehen zu 
einem Zinsfuß, der denjenigen für die beſten deutſchen Papiere 
nur um einhalb Prozent oder ein Prozent überſteigt. 

Durch Kapitalanlagen im Auslande vermeidet man nicht 
nur eine weitere Verſtärkung unſerer Produktivmittel, ſondern 
gewährt auch dem Exporte einen neuen Impuls. Die Dar- 
lehen werden ja dem Auslande nur zum Teile in Edelmetall 
oder durch Überweiſung von Forderungen übermittelt, zum 
Teile erfolgen ſie auch in der Form von Waren. 

Leider verwandelt ſich dieſer Stachel des Exportes nur 
zu bald in ſein Gegenteil . Die Kapitalanlage im Auslande, 

1 Wie Kapitalanlagen im Auslande dem Exporte nur einen vor— | 
übergehenden und eben darum leicht ſehr verhängnisvoll werdenden 


Sporn erteilen, hat bereits Sismondi trefflich dargethan. Vgl. 
Nouveaux principes I 369. 
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für welche das Ausland ja Zinſen zahlen muß, wird zu einem 
Beförderungsmittel des Importes und einem Hemmſchuh des 
Exportes. Nun ſtrebt man danach, die vom Auslande ein— 
gehenden Zinſen möglichſt raſch wieder als Darlehen in das 
Ausland zurückzubringen. Es iſt äußerſt wahrſcheinlich, daß 
Deutſchland feine in den letzten Jahren jo hohe Emiſſions— 
thätigkeit für das Ausland vorzugsweiſe mit den nach 
Deutſchland fließenden Zinſen beſtritten hat. 

Mit dem Aufgebote aller dieſer zum Teil verzweifelten 
Mittel hat es Deutſchland glücklich fertig gebracht, in den 
Jahren 1880 — 1888 im ganzen noch für 194 Millionen Mark 
mehr auszuführen als einzuführen 1. Dieſe hinter der Wirklich 
keit freilich zurückbleibende, aber an und für ſich ja nicht ſo 
beträchtliche Summe erſcheint doch ſehr bedeutend, wenn wir 
bedenken, daß Deutſchland in Anbetracht der großen Beträge, 
welche es im Auslande angelegt hat, ſchon längſt einige hundert 
Millionen im Jahre mehr einführen als ausführen könnte, ohne 
eine ſogenannte ungünſtige Zahlungsbilanz befürchten zu müſſen. 
Schon Mitte der ſiebziger Jahre ſchätzte der engliſche Banquier 
Seyd den Betrag ausländiſcher Werte in deutſchem Beſitze auf 
8 10 Milliarden Mark?. Seit dieſer Zeit hat ſich aber die deutſche 
Emiſſionsthätigkeit für das Ausland erſt in weitem Umfange 
entwickelt. In den Jahren 1888, 1889 und 1890 betrug 
dieſelbe nach einer Angabe des „Deutſchen Okonomiſt“ je 
628 786 000 Mark, 583936000 Mark und 218731000 Mark 
(Kurswert)s. 


1 Vgl. Statiſtiſches Jahrbuch für das Deutſche Reich. 1890. 
S. 61. 


2 Fellmuth, Zur Lehre von der internationalen Zahlungsbilanz. 
Heidelberg 1877. S. 80. 
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Man ſucht ſich auf verschiedene Weiſe über dieſen Pro- 
duktionsmittelexport zu tröſten. Man führt an, daß ſo die 
wirtſchaftliche Entwicklung der Länder, denen das Kapital 
geliehen wird, beſchleunigt werde, dieſe Erſchließung der wirt— 
ſchaftlichen Hülfsquellen fremder Länder aber wieder unſerem 
Exporte und Importe zu ſtatten komme. Das iſt gewiß bis 
zu einem gewiſſen Grade richtig. Nur ſollte man nicht ver- 
geſſen, daß die durch den europäiſchen Kapitalreichtum be— 
ſchleunigte Entwicklung überſeeiſcher Gebiete für uns, wie das 
Beiſpiel Nordamerikas zeigt, auch recht verhängnisvoll werden 
kann. Erſt hat es uns die Agrarkriſe beſchert, jetzt verſetzt 
es unſerem Exporte durch ſeine neueſten Zollverwaltungs— 
maßnahmen einen empfindlichen Schlag, und nicht lange wird 
es währen, ſo dürfte man nicht nur vor der landwirtſchaft— 
lichen, ſondern auch vor der induſtriellen Konkurrenz Nord— 
amerikas erbeben. 

Man macht ferner geltend, daß es bei der ſtarken Volks⸗ 
vermehrung in Deutſchland ſehr zweckmäßig ſei, ſich durch 
Anlagen im Auslande für ſpätere Zeiten den notwendig 
werdenden Import von Lebensmitteln unter günſtigen Be⸗ 
dingungen zu ſichern. | | 

Als ob die kommenden Generationen nicht arbeitsfähig 
wären, als ob bei der Verwendung des Kapitales im Inlande 
nicht unſere Produktivkräfte ſo entwickelt würden, daß wir 
ſtets dasjenige, was wir vom Auslande brauchen, zu kaufen 
von Th. Hertzka. Nr. 1. Wien 1891. Wie ſehr die Forderungen 
Deutſchlands an das Ausland diejenigen, welche Ausländer an Deutſche 
beſitzen, überragten, zeigt ja auch der Umſtand, daß in den letzten Jahren 
die Kurſe der Wechſel auf auswärtige Plätze meiſt unter pari ſtanden. 


Man vergleiche die Daten, die Struck fortlaufend über den inter— 
nationalen Geldmarkt in Schmollers Jahrbuch liefert. 
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im ſtande wären! Als ob das emporſtrebende Deutſchland das 
Beiſpiel eines vorſorglichen Familienvaters befolgen müßte, 
der bedächtig Jahr für Jahr Beträge zurücklegt, damit er 
und ſeine unfähige Familie in ſeinem Alter, wenn die Kräfte 
erlahmen werden, von Renten leben kann! Da muß man 
mit Liſt ausrufen: „ganze Nationen können nicht von Renten 
leben“ und „die Kraft, Reichtümer zu ſchaffen, iſt unendlich 
wichtiger als der Reichtum ſelbſt“. 

Wir können uns der Einſicht nicht verſchließen, daß wir 
eine Hypertrophie der Ausfuhr und der Kapitaliſation ent- 
wickelt haben. Und dieſe Überausfuhr, wie ſie als Folge 
ſocialer Mißverhältniſſe aufgetreten iſt, erweiſt ſich nunmehr 
— und das iſt nicht das geringſte Übel, das ſie uns zufügt — 
auch von einer äußerſt ſchädlichen Rückwirkung auf den Aus- 
bau ſocialer Reformen. Nachdem mehrere unſerer Induſtrieen 
immer abhängiger vom auswärtigen Markte geworden ſind, 
bildet der Hinweis auf die Konkurrenzfähigkeit im Auslande 
die wirkſamſte Waffe gegen die Forderungen einer volkstüm— 
lichen Socialpolitik. So befinden wir uns in der furchtbaren 
Lage, daß wir den Export zum Teil ſuchen müſſen, weil im 
Inlande die Kaufkraft der Bevölkerung nicht genügend ent— 
wickelt wurde, dieſe Kaufkraft aber durch ſociale Reformen 
nicht erhöhen ſollen, weil ſonſt, bei höheren Löhnen, unſere 
„Induſtrie“ nicht mehr im internationalen Wettbewerbe 
beſtehen könnte und Tauſende von Arbeitern aufs Pflaſter 
werfen müßte! 

Vergebens hat Schmoller vor mehr als einem Jahrzehnt 
gewarnt vor der einſeitigen Begünſtigung des Exportes. „Ich 
möchte daran erinnern, daß eine einſeitige Entwicklung der 
Exportinduſtrie ihre Schattenſeiten hat, daß ſie einzelnen 
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großen Häuſern die größten Gewinne, aber den Arbeitern die 
ungleichmäßigſte Beſchäftigung, den ungleichmäßigſten Lohn 
bringt, damit die ſociale Unzufriedenheit und die Härte der 
Kriſen am meiſten ſteigert“ “. Man erinnere ſich an die 
Panik, die die deutſche Geſchäftswelt beim Bekanntwerden der 
MeKinley Bill ergriff, und der entſetzlichen Folgen, die dieſes 
Geſetz für die ſächſiſchen Hausweber? gezeitigt hat! 

Was aber die Anlage deutſchen Kapitales im Auslande 
betrifft, ſo iſt es vielleicht zeitgemäß, an die beherzigenswerten 
Worte von Fellmuth, dem Theoretiker der nicht durch den 
Tauſchverkehr bewirkten internationalen Wertübertragungen, 
zu erinnern: 

„Es kann vorkommen, daß es in einem Lande zur 
Manie wird, ausländiſche Effekten aller Art zu kaufen — 
und das iſt nichts anderes, als dem Auslande Darlehen zu 
geben . . .. Die Folge wird ſein, daß das Land zwar fo 
und ſo viele Forderungen ans Ausland, aber oft von zweifel— 
hafteſter Qualität hat, daß es aber in ſeinem Innern krankt 
und ſchließlich an »Blutleere« elend dahinſiecht.“ 

In der That, es dürften Zeiten kommen, in denen man 
die Verſchleuderung der Waren an das Ausland und die 
übermäßige Ausſtattung desſelben mit heimiſchem Kapitale, 
um den im Inlande ſtockenden wirtſchaftlichen Kreislauf zu 
befördern, nicht anders beurteilen wird, als heute die Ader— 
läſſe der älteren Medizin beurteilt werden. 

Welchen Einfluß übt aber dieſe chroniſche Störung des 
Gleichgewichtes zwiſchen Produktion und Konſumtion, dieſes 


1 Schmoller, Zur Social- und Gewerbepolitik der Gegenwart. 
Leipzig 1890. S. 177. 

2 Vgl. die Berichte der „Frankfurter Zeitung“ Nr. 331. Erſtes 
Morgenblatt. 1890. 
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infolge der ungünſtigen Einkommensverteilung ſtetige Voraus— 
eilen der Produktion auf den Fortſchritt in unſerem Wirt- 
ſchaftsleben ſelbſt aus? Es kann keinem Zweifel unterliegen, 
daß hiedurch unſere techniſch-ökonomiſche Entwicklung auf das 
empfindlichſte geſchädigt wird, daß wir gerade wegen der un— 
genügenden Einkommensverteilung bei weitem nicht denjenigen 
Zuſtand der techniſch-ökonomiſchen Organiſation erreicht haben, 
den der Stand der techniſchen Wiſſenſchaften und unſer 
Kapitalreichtum an ſich ſchon längſt möglich gemacht hätten. 
Das geringe Einkommen, das unſere Arbeiterbevölkerung be— 
zieht, iſt jedenfalls eine der weſentlichſten Urſachen für die 
gerade in Deutſchland noch ſo große Ausdehnung rückſtändiger 
Betriebsformen. Hausinduſtrieen, Kleingewerbe, Unterneh⸗ 
mungen, die mit einer unvollkommenen maſchinellen Ausrüſtung 
und einer ungenügend entwickelten Arbeitsteilung arbeiten, 
behaupten ſich noch weit über die Zeit hinaus, für welche ſie 
eine abſolute Berechtigung beſaßen. 

Und zwar wirkt hier das geringe Einkommen der Arbeiter 
in zwiefacher Weiſe ſchädlich. Einerſeits geſtatten die niedrigen 
Löhne auch bei zurückgebliebener Technik noch dem Unter- 
nehmer den Wettbewerb, und andrerſeits ſchrickt man vor 
Verbeſſerungen, welche die Produktivität der Arbeit erhöhen, 
ſchon aus dem Grunde zurück, weil dieſelben ja die Menge 
der Produkte ungemein ſteigern würden. Nun weiß man aber 
ſchon jetzt bei der unentwickelten Konſumkraft der Maſſen für 
die geringeren Quantitäten kaum Abſatz zu finden!. 


1 So jagt Sartorius von Waltershauſen (Nordamerikaniſche 
Gewerkſchaften. Berlin 1886. S. 125) mit Recht: „Die in Europa noch 
ſo vielfach übliche Hausinduſtrie bildet den ſchärfſten Gegenſatz zu der 
amerikaniſchen arbeitſparenden Fabrik. Die außerordentliche Billigkeit 
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So iſt es kein Zufall, wenn die Beiſpiele, welche wir 
früher zum Beweiſe der ungeheuren Steigerung der Produktiv— 
kraft durch die moderne Technik anführten, zum großen Teile 
dem Wirtſchaftsleben Amerikas entnommen waren. Trotz 
einzelner Monſtrevermögen muß Amerika immerhin noch als 
dasjenige Land angeſehen werden, deſſen Einkommensverteilung 
die größte Gleichmäßigkeit aufweiſt. Hier zwingt der hohe 
Lohn nicht nur zur Anwendung der vollkommenſten Technik, 
ſondern hier bietet auch die Konſumkraft der Maſſen die beſte 
Garantie dafür, daß die enorm gewachſene Ergiebigkeit der 
Arbeit einen genügenden Markt findet. Und trotzdem ent- 
wickelt ſelbſt Amerika nicht diejenige Produktivkraft, deren es 
an ſich fähig wäre. Auch in Amerika giebt es Arbeitsloſig— 
keit und Elend auf der einen, Überproduktion und Abſatz⸗ 
ſtockung auf der anderen Seite. So meldete z. B. der 
„Cconomiſt“ im Jahre 1885, daß die Eiſeninduſtrie Nord— 
amerikas leicht den ganzen Bedarf eines Jahres innerhalb 
ſechs Monate bewältigen könne; daß ſie alſo ihren Betrieb 
einſchränken mußte, wenn ſie das ganze Jahr hindurch den 
Geſchäftsgang aufrechterhalten wollte!. 

Wenn man nun bedenkt, welch große Zahl von Volks— 
genoſſen teils überhaupt keine Arbeit zu finden vermag?, teils 
der Hausarbeit läßt es dem Kapitaliſten rentabler erſcheinen, bei dem 
alten Syſteme zu verharren, als eine neue volkswirtſchaftlich weit pro— 
duktivere Methode zu ergreifen.“ Man vergleiche für das Folgende auch 
die trefflichen Darlegungen auf S. 127. 128 in dem Werke des genannten 
Autors. 

1 The Economist. January 10, 1885. 

2 Leider beſitzen wir keine genügenden Angaben über den Umfang 
der Arbeitsloſigkeit. Nach der 1885 aufgenommenen Statiſtik des 


Armenunterſtützungsweſens wurde im Deutſchen Reiche in 94 252 Fällen 
eine öffentliche Armenunterſtützung wegen Arbeitsloſigkeit gewährt. 
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nur unter äußerſt ungünſtigen Bedingungen, wenn man ſich 
vergegenwärtigt, auf welch niedriger Stufe die Lebenshaltung 
der überwiegenden Mehrheit unſeres Volkes ſich noch befindet, 
wenn man erwägt, welch ungeheure Maſſe von Produkten 
mit weſentlich geringerem Kraftaufwande bei einer günſtigeren 
Einkommensverteilung und einer allgemeinen vollſtändigen 
Verwertung aller techniſchen und ökonomiſchen Errungenſchaften 
der Neuzeit hergeſtellt werden könnte, dann wird man ſich 
über die Vorzüge einer nur durch das Unternehmerprinzip ge⸗ 
leiteten Wirtſchaftsordnung und das Heil einer weſentlich von 
den Unternehmerintereſſen beeinflußten Volkswirtſchaftspolitik 


Schon die großen Unterſchiede im Umfange der wegen Arbeitsloſigkeit 
gewährten Unterſtützungen laſſen darauf ſchließen, wie wenig einheitliche 
Grundſätze bei der erwähnten Aufſtellung befolgt worden ſein können. 
So wird für Berlin in 5133, für Hamburg und Vororte in 12 804, für 
Leipzig in 480, für München gar nur in 195 Fällen Arbeitsloſigkeit 
als Unterſtützungsgrund aufgeführt (Statiſtiſches Jahrbuch Deutſcher 
Städte. Breslau 1890. S. 176. 177). Nach amtlichen Unterſuchungen, 
welche im Winter 1890—91 für Berlin und Dresden angeſtellt wurden, 
ergab ſich in der erſtgenannten Stadt eine Zahl von ungefähr 20 000, 
in der letzteren eine Zahl von circa 12000 Arbeitsloſen. Im deutſchen 
Buchdruckgewerbe ſollen jederzeit 9— 10 „% der Setzer ſtellenlos fein 
(Zahn, Organiſation der Prinzipale und Gehülfen im deutſchen Buch- 
druckgewerbe, in den Schriften des Vereins für Socialpolitik Bd. XLV. 
Leipzig 1890. S. 452). Bei der Baſeler Volkszählung vom 1. Dez. 
1888 ergaben ſich 738 arbeitsfähige und arbeitſuchende Perſonen ohne 
Arbeit oder 2,7 „% der beſchäftigten Arbeiter (Die Bevölkerung des 
Kantons Baſel⸗Stadt, von Prof. K. Bücher. Baſel 1890. S. 82). 
Einen indirekten Schluß auf den Umfang der Arbeitsloſigkeit läßt die 
Thatſache zu, daß bei der in den letzten Jahren erfolgten Steigerung 
der induſtriellen Thätigkeit, die ſelbſt größer war als zu Anfang der 
ſiebziger Jahre, der Lohn der Arbeiter keine nennenswerte Erhöhung 
erfuhr, ſondern der Vorteil der Lage für die Arbeiter ſich nur in der 
Beſchäftigung einer größeren Zahl derſelben bemerkbar machte. Man 
vergleiche die diesbezüglichen Ausführungen des badiſchen Fabrikinſpektors 
in den Berichten für 1889 (S. 3 u. 4) und für 1890 (S. 4). 
6 * 
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kaum mehr im Zweifel befinden. Man wird mit Rodbertus 
ausrufen: „es kommt uns teuer zu ſtehen, daß die Arbeit ſo 
billig iſt!“ 

Wir können uns nicht darüber hinwegtäuſchen, daß unſer 
Wirtſchaftskörper an einer furchtbaren Kreislaufſtörung leidet, 
daß ſich eine bedrohliche Hypertrophie einzelner Teile ausge⸗ 
bildet hat, die wir vergebens mit Aderläſſen zu kurieren 
trachten. Und das Schlimmſte iſt, daß man die Krankheit 
gar nicht anerkennen will, daß man, geblendet von dem blühen⸗ 
den und überkräftigen Ausſehen einzelner Glieder, den hippo- 
kratiſchen Zug zu überſehen ſtrebt. Wann wird endlich den 
Deutſchen ein Carlyle erſtehen, der ihnen mit gewaltigen, 
wuchtigen, alle Kreiſe der Geſellſchaft erfaſſenden Worten 
klar macht, daß die ſociale Frage nicht eine der ver- 
ſchiedenen Fragen unſerer Zeit, ſondern daß ſie die Frage 
iſt, das 1 und 2 von allen, daß die Lage der großen Maſſe 
des Volkes in einem Lande die Lage des Landes ſelbſt iſt. 
Soviel bei uns auch über Socialreform und Socialpolitik 
u. ſ. w. geredet werden mag, in der That herrſcht eine er- 
ſchreckende Gleichgültigkeit der gebildeten und beſſer ſituierten 
Klaſſen gegenüber offenbaren Mißſtänden in der Lage der 
Arbeiter !. | 

So hat die unſerer Wirtſchaftsordnung eigentümliche 
ungenügende Einkommensverteilung nicht nur eine Bewegung 
erzeugt, welche die Fundamente des Staats- und Geſellſchafts⸗ 


1 Die Klagen, welche nach dieſer Richtung von Geiſtlichen, Arzten, 


Vorſtänden von Arbeiterbildungsvereinen, überhaupt Freunden der 


Arbeiter geäußert werden, ſtimmen, wie der badiſche Fabrikinſpektor her- 
vorhebt, mit ſeinen eigenen Wahrnehmungen durchaus überein. Vgl. 
Bericht für 1889. S. 22. 
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lebens zu ſprengen droht, ſondern ſie erweiſt ſich auch mehr 
und mehr als eine lähmende Kette, die uns auf der Bahn 
des wirtſchaftlichen Fortſchrittes aufhält. 

Die ſociale Reform im Sinne einer gleichmäßigeren Ver⸗ 
teilung des Volkseinkommens erſcheint nicht nur als Gebot des 
praktiſchen Chriſtentumes, der Humanität, der Gerechtigkeit, 
der ſtaatserhaltenden Politik, ſie hat nicht zum wenigſten auch 
zu gelten als Gebot des wirtſchaftlichen Fortſchrittes. Wie 
am Ende des vorigen Jahrhunderts und im Laufe dieſes 
Jahrhunderts Feudalismus und Zunftweſen jäh in Trümmer 
ſanken, weil ſie zu einem Hemmſchuh unſerer ökonomiſchen 
Entfaltung entartet waren, ſo ſind auch die Stunden des 
gegenwärtigen Arbeitsverhältniſſes, des gegenwärtigen durch 
ſociale Reformen noch wenig berührten Verteilungsprozeſſes 
gezählt. Es mag die Epoche des ſchrankenloſen laissez-faire 
und der damit gegebenen Folgen ihre hiſtoriſche Berechtigung 
beſeſſen haben, heute kommt ihr eine ſolche nicht mehr zu, heute 
bedeutet die weitere Erhaltung dieſer Prinzipien nicht nur 
Stillſtand, ſondern geradezu Rückſchritt. 


X. 


Die Reform der Linkommensverteilung. 


Sind wir überhaupt im ſtande vom Boden der gegebenen 
Zuſtände aus, ohne die Grundlagen unſerer ſtaatlichen und 
geſellſchaftlichen Ordnung in Frage zu ſtellen, eine wirkſame 
Socialreform anzubahnen? 

Wir glauben, entgegen dem nach dieſer Hinſicht weit 
verbreiteten Peſſimismus, dieſe Frage gar nicht entſchieden 
genug bejahen zu können. Und ſo mögen im Folgenden noch 
einige der wichtigſten Reformen in aller Kürze ſkizziert werden. 
Wir wollen indes nur derjenigen gedenken, welche einen Ein— 
fluß auf die Verteilung des Reinertrags der nationalen Pro— 
duktion auszuüben vermögen. In erſter Linie ſind unter den 
Reformen, als deren Träger der Staat erſcheint, zu nennen: 

Die Arbeiterſchutzgeſetzgebung. Auf die hervor— 
ragende Bedeutung derſelben für Geſundheit, Leben, Bildung 
und Sittlichkeit der Arbeiterbevölkerung iſt an dieſer Stelle 
nicht Rückſicht zu nehmen. Sie gilt uns hier nur als Hand⸗ 
habe, den arbeitenden Klaſſen einen höheren Anteil am Rein⸗ 
ertrage der nationalen Produktion zu verſchaffen. Sie iſt auch 
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unter dieſem Geſichtswinkel betrachtet äußerſt wertvoll. Durch 
den Arbeiterſchutz werden Kinder vor einem beſtimmten Lebens⸗ 
alter von der Verwendung zur Arbeit ausgeſchloſſen. Die 
Arbeit der jugendlichen und weiblichen Perſonen wird auf 
gewiſſe Tagesſtunden beſchränkt. In Oſterreich und der 
Schweiz wird ſogar für die männlichen erwachſenen Perſonen 
eine Maximalarbeitszeit feſtgeſetzt. Auf dieſem Wege übt 
die Arbeiterſchutzgeſetzgebung eine ganz wirkſame Einſchränkung 
des Arbeitsangebotes aus. Letztere aber muß unter ſonſt 
gleichbleibenden Umſtänden notwendigerweiſe zu einer Lohn— 
ſteigerung führen. Somit vermag der Arbeiterſchutz die Ber: 
teilung des Volkseinkommens zu Gunſten der arbeitenden 
Klaſſen umzugeſtalten. 

Die Arbeiterverſicherung. Auch die reichsgeſetzliche 
Arbeiterverſicherung darf vom Standpunkte der Einkommens— 
verteilung aus nicht als gleichgültig betrachtet werden. Die 
Krankenverſicherung ſowohl als die Unfalls-, Alters- und 
Invaliditätsverſicherung kennen Beiträge der Arbeitgeber, die 
letztgenannte Verſicherung ſtatuiert ſogar nicht unerhebliche 
Zuſchüſſe des Reiches. 

Das Finanzweſen. Dieſes bietet wohl nebſt der 
Ordnung des Erbrechtes dem Staate die mächtigſten Hand— 
haben dar, um die Verteilung des Volkseinkommens zu be— 
einfluſſen. Die hohe ſocialpolitiſche Bedeutung des Finanz— 
weſens iſt zwar von unſeren hervorragendſten Finanztheoretikern, 
wie Adolf Wagner, Schäffle, Cohn! u. a. m., bereits mit 


1 So ſchreibt Guſtar Cohn in ſeinem vortrefflichen Syſteme der 
Finanzwiſſenſchaft: „Die unverkennbare Tendenz der großen Produktivität 
des Jahrhunderts, ihre goldenen Früchte mit Vorliebe an gewiſſen 

Gipfelpunkten des Reichtums haften zu laſſen, drängt doppelt die Not- 


aller Schärfe betont, in der Praxis aber noch wenig berüd- 
ſichtigt worden. 

Wir haben durch ſtark progreſſive Ertrags-, Einkommens-, 
Vermögens und Erbſchaftsſteuern darauf hinzuwirken, daß 
die unſerer Wirtſchaftsordnung eigentümliche Tendenz, bei 
der Einkommensverteilung namentlich die Angehörigen der 
oberſten Einkommensklaſſen zu begünſtigen, ein entſprechendes 
Gegengewicht erhält. 

Bei der Erbſchaftsſteuer iſt eine Progreſſion in doppeltem 
Sinne möglich. Die prozentuelle Belaſtung hat nicht nur zu 
wachſen mit der Größe des Vermögens, ſondern auch in dem 
Grade, als die verwandtſchaftlichen Beziehungen zwiſchen 
Erblaſſer und Erben ſich entfernen. 

Während die progreſſive Einkommenſteuer in den deutſchen 
Mittelſtaaten und neuerdings auch in Preußen angebahnt 
worden iſt, gebührt den Schweizer Kantonen der Ruhm, ſie 
am vollſtändigſten ausgebildet zu haben. Was die Erbſchafts⸗ 
ſteuer, die bei uns noch lange keine genügende Entwicklung 
aufweiſt, anlangt, ſo ſind hier namentlich die auſtraliſchen 
Staaten zu nennen, die mit derſelben durchaus befriedigende 
Erfahrungen erzielt haben. Die Progreſſion des Steuerſatzes 


wendigkeit auf, dem erregten Zeitbewußtſein gerecht zu werden, welches 
einen höheren Grad des Anteiles an dieſen Früchten für die Geſamtheit 
verlangt. Die Befriedigung dieſes Anſpruches wird nicht allein durch 
die Verteilung der Steuerlaſten möglich ſein. Aber eine weſentliche 
Seite der Aufgabe iſt auf dieſem Wege zu löſen. Sie iſt zu löſen durch 
eine beſonnene und energiſche Fortbildung der Prog reſſion der 
Steuerbelaſtung, welche wir in unſeren großen Kulturſtaaten in be⸗ 
ſcheidenem Umfange ſchon haben oder erſt einzuführen im Begriffe 
ſtehen“ (S. 269). 
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ſchwankt in den einzelnen Staaten zwischen fünf Prozent und 
dreizehn Prozent !. 

Die auf dieſem Wege für den Staatshaushalt ge— 
wonnenen Beträge müßten, wenn eine ſocialpolitiſche Wirkung 
erzielt werden ſoll, zur Entlaſtung der ärmeren Schichten der 
Bevölkerung verwendet werden. Insbeſondere könnten dann 
die umgekehrt progreſſiv wirkenden, nämlich die minder be— 
mittelten Schichten vergleichsweiſe ſtärker belaſtenden Ver⸗ 
brauchsabgaben und Zölle? in unſerem Finanzſyſtem in den 
Hintergrund treten. Auch wäre eine Verbeſſerung der mate⸗ 
riellen Stellung der niederen Beamten ins Auge zu faſſen. 

In dieſem Zuſammenhange darf die Verſtaatlichung 
und Kommunaliſierung gewiſſer Betriebe nicht uner- 
wähnt bleiben. 

Wir denken hier vornehmlich an das Verkehrs-, Verſiche— 
rungs- und Kreditweſen. Die Überführung dieſer Zweige des 
Wirtſchaftslebens in den öffentlichen Betrieb bietet die Mög- 
lichkeit, bei der Verwaltung lediglich volkswirtſchaftliche Ge— 
ſichtspunkte zu berückſichtigen. Die Gewinne, die erzielt werden, 
kommen nicht einzelnen Privatwirtſchaften zu ſtatten, ſondern 


1 Vgl. Sir Charles Dilke, Problems of Greater Britain. 
London 1890. S. 514. 515. 

2 Daß namentlich Getreidezölle vom Standpunkte der Ein⸗ 
kommensverteilung ungünſtig beurteilt werden müſſen, liegt klar zu Tage. 
Sie kommen dem größeren Landwirte in verhältnismäßig höherem Maße 
zu ſtatten als dem kleineren und mittleren, tragen alſo zur Erhaltung 
und Vermehrung der großen Vermögen bei, während ſie den Haushalt 
gerade der ärmſten Schichten am meiſten belaſten und deren Konſum— 
kraft für andere Erzeugniſſe empfindlich einſchränken. Über die Steige- 
rung der Fleiſch-⸗ und Brotpreiſe in Berlin in den letzten Jahren ver- 
gleiche man: Hirſchberg, Die Brotpreiſe in Berlin im Jahre 1890. 
Jahrbücher für Nationalökonomie und Statiſtik. Jena 1891. S. 120. 
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dem öffentlichen Haushalte und bieten ſomit Gelegenheit, die 
öffentlichen Einnahmen ohne Anziehen der Steuerſchraube zu 
vermehren. Auf dem Gebiete der Arbeiterfürſorge können dieſe 
Unternehmungen zu Muſteranſtalten entwickelt werden. Wir 
betonen, daß die Verſtaatlichung und Kommunaliſierung nur 
die Möglichkeit gewährt, in der genannten Weiſe vorzu⸗ 
gehen. Wir ſind uns wohl bewußt, daß gegenwärtig der 
öffentliche Betrieb, vorzugsweiſe nach fiskaliſchen Geſichtspunkten 
geleitet, dieſen Anforderungen in geringem Umfange bereits 
entſpricht!. 

Was insbeſondere die Gemeinden angeht, ſo könnten 
dieſe auf dem Gebiete des Wohnungsweſens eine überaus 
ſegensreiche Thätigkeit entfalten, wenn ſie, wo die Privat- 
initiative nicht ausreicht, unmittelbar den Bau von Miets⸗ 
wohnungen, entſprechend den Bedürfniſſen der minder bemit— 
telten Kreiſe der Bevölkerung, in Angriff nehmen würden?. 


1 So iſt es in Baden vorgekommen, daß zwar viele private Unter⸗ 
nehmungen einer Anregung des Fabrikinſpektors, die Sonntagsarbeit 
einzuſchränken, Folge leiſteten, während die Stadtgemeinden bezüglich 
ihrer Gaswerke, die ihnen einen namhaften Gewinn abwerfen, in einer 
entſchieden ablehnenden Haltung verharrten. Vgl. Jahresbericht des 
badiſchen Miniſteriums des Innern für die Jahre 1884—88. 
Karlsruhe 1889. II 287. — Über die vortreffliche Bewährung öffent⸗ 
licher Betriebe in Auſtralien vgl. Dilke, Problems of Greater Britain. 
S. 508. 

2 Leider beſtehen nach dieſer Hinſicht noch ſehr viele Vorurteile. 
Man vergleiche die ſeltſamen Darlegungen von Leuthold (in den 
Schriften des Vereins für Socialpolitik Bd. XXX), Die Wohnungsnot 
der ärmeren Klaſſen. Leipzig 1886. 131, und Hanſen in „Die Wohnungs⸗ 
frage vom Standpunkte der Armenpflege“. Leipzig 1890. S. 96. Da⸗ 
gegen hat Brentano, den manche als Mancheſtermann hinzuſtellen 
belieben, dieſen Gedanken ſchon vor Jahren entſchieden vertreten. Vgl. 
Schönbergs Handbuch. 1. Auflage. I 990. 
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Es würde auf dieſem Wege nicht nur dem an unſerem Volks— 
marke zehrenden, ſo weit verbreiteten Wohnungswucher am 
beſten zu begegnen ſein, was ſchon im Intereſſe der gleich— 
mäßigeren Verteilung des Einkommens erſtrebenswert erſcheint, 
ſondern es würde durch die Verbilligung der Wohnungsmieten 
auch die Kaufkraft der in der Regel auf Mietswohnungen 
angewieſenen Maſſen eine anſehnliche Kräftigung erfahren. 
In richtiger Erkenntnis dieſer Umſtände hat ſich in letzter 
Zeit in der Schweiz, namentlich in Zürich und Baſel, eine 
rührige Agitation zu Gunſten des vorgeführten Gedankens 
entfaltet. Die Stadt Bern hat ſogar 800 000 Franken für 
die Erbauung von Arbeiterwohnungen bereits bewilligt. 

Wo einige wenige Perſonen das Eigentum am ſtädtiſchen 
Grund und Boden in ihrer Hand vereinigt und damit die Macht 
gewonnen haben, Tauſende und Hunderttauſende zu ihrem 
Privatvorteile, aber zum Schaden der Allgemeinheit, in der 
empfindlichſten Weiſe zu beſteuern, wie das in England nur 
zu häufig der Fall iſt, dort muß auch die Forderung einer 
Municipaliſierung des Grundeigentumes für ebenſo berechtigt 
als durchführbar erklärt werden. 

Eine große Bedeutung für die vorliegenden Fragen 
wohnt endlich der Regelung des Erbrechts inne. Wer 
eine möglichſt gleichmäßige Verteilung des Vermögens und 
Einkommens vom Standpunkte des wirtſchaftlichen Fort— 
ſchrittes für erſtrebenswert erachtet, wird ſich für die Grund— 
ſätze des franzöſiſchen Rechtes erklären müſſen, das der gleichen 
Teilung der Erbſchaft den größten Vorſchub leiſtet. Nun 
iſt in den letzten Jahren eine zum Teil ſogar bereits erfolg— 
reiche Bewegung entſtanden, welche in lebhafter Weiſe die 
Anwendung beziehungsweiſe die weitere Erhaltung der ge— 
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nannten Sätze des franzöſiſchen Rechtes in Bezug auf die 
Vererbung des bäuerlichen Grund und Bodens bekämpft. Die 
Gefahren, welche eine Teilung der Erbſchaften unter Um⸗ 
ſtänden für die bäuerliche Bevölkerung nach ſich ziehen kann, 
dürften indes, wie wenigſtens die über die Lage der Land— 
wirtſchaft in Baden gepflogenen Erhebungen zeigen, beträcht— 
lich überſchätzt worden ſein. Jedenfalls widerſtrebt die badiſche 
Bevölkerung einer Abänderung der in Kraft ſtehenden Sätze 
des franzöſiſchen Rechtes ganz entſchieden. 

Was aber vor allem not thut, das iſt eine ganz ener— 
giſche Bekämpfung der immer bedrohlicher werdenden Lati— 
fundienbildung. Mit der Aufhebung der Fideikommiſſe 
iſt dieſe Frage freilich noch nicht gelöſt. Hand in Hand damit 
müſſen auch Beſtrebungen zur Ausſtattung der ländlichen 
Arbeiter mit Grundbeſitz gehen. Die innere Koloni— 
ſation iſt zweifelsohne eine der wichtigſten Angelegenheiten 
unſerer Agrarpolitik. Was in Poſen aus nationalen Gründen 
begonnen worden, das ſollte aus ſocial- und wirtſchaftlichen 
Motiven im ganzen Oſten mit allem Nachdrucke durchgeführt 
werden. Welch gedeihlichen Einfluß die Kreierung eines kon— 
ſumkräftigen zahlreichen Standes von kleinen und mittlern 
Bauern im Oſten auf die Hebung unſerer Induſtrie haben 
müßte, das bedarf wohl keines weiteren Nachweiſes !. 

Hiermit ſind indes im allgemeinen nur die Mittel er⸗ 
ſchöpft, welche dem Staate zu Gebote ſtehen, um eine Beſſe⸗ 


1 Man vergleiche oben S. 66; ferner Knapp, Die Bauern-Be⸗ 
freiung. Leipzig 1887. I 312. — Selbſt Heinrich v. Treitſchke giebt 
zu, daß das Latifundienweſen des Nordoſtens noch an den Nachwirkungen 
ungerechter Privilegien krankt, und meint, daß die Agrargeſetze der Zu— 
kunft tiefer in die Eigentumsordnung einſchneiden werden als die Fabrik⸗ 
geſetze. Vgl. Der Socialismus und ſeine Gönner. Berlin 1875. S. 137. 
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rung der Einkommensverteilung zu erzielen. Noch harren 
die aus der Initiative der arbeitenden Klaſſen ſelbſt hervor— 
gehenden Einwirkungen der Beſprechung. 

Da iſt die Organiſation der Arbeiter in Be⸗ 
rufsverbänden anzuführen. In ihnen bietet ſich den 
Arbeitern die Gelegenheit dar, ſelbſt an der Erhöhung ihres 
Anteils am Reinertrag der nationalen Produktion mitzu— 
arbeiten. Und dieſe Art der Steigerung ihres Lohnes gewährt 
auch die beſte Garantie dafür, daß der Lohn, deſſen Erhöhung 
von den Arbeitern ſelbſt durch die Organiſation oft unter 
außerordentlichen Mühen, Opfern und Entbehrungen errungen 
worden iſt, von ihnen in angemeſſener Weile zu einer ver- 
nünftigen Steigerung ihrer Lebenshaltung und nicht zu finn- 
loſer Vergeudung benutzt wird. 

Derartige Verbände vermag der Staat nicht aus dem 
Boden zu ſtampfen. Sie müſſen ſelbſt werden und wachſen. 
Wohl aber ſollte der Staat alle Hinderniſſe ihrer Entwick— 
lung ſorgſam aus dem Wege räumen. Deutſchland wird 
dieſer Forderung leider noch immer nicht in ausreichendem 
Maße gerecht, trotzdem völlige gewerbliche Organiſationsfrei⸗ 
heit gerade den beſten Schutz gegen das Aufkommen ſocial— 
revolutionärer Gewaltparteien bietet !. 


1 Das haben Brentano, Baernreither, v. Schulze 
Gaevernitz, Lotz u. a. m. für England, Bücher und Dr. Königs 
(vortragender Rat im preußiſchen Handelsminiſterium) für die Schweiz, 
Sartorius von Waltershauſen für Nordamerika doch in genügen- 
der Weiſe dargethan. Man vergleiche auch die beachtenswerten Aus⸗ 
führungen von Schäffle (Die Bekämpfung der Socialdemokratie ohne 
Ausnahmegeſetze. Tübingen 1890. S. 32 ff.), der mit der Mahnung 
ſchließt: „Mehr ſocialen Frieden und weniger Neigung zum Umſturz 
muß aber die gewerkſchaftliche Bewegung der Arbeiter und Arbeitgeber 
bringen. Und ſo mag ſie der Staat ruhig gewähren laſſen!“ 


Sollten fih aber derartige Fachvereinigungen ſelbſt bei 
voller Organiſationsfreiheit namentlich auf ſeiten unge— 
lernter Arbeiter nicht in genügender Stärke entwickeln, 
dann wäre der Frage näher zu treten, ob der Staat nicht 
durch behördliche Regelung der Arbeitsbedingungen, wie ſie 
in früheren Zeiten ſo vielfach erfolgte, unmittelbar in den 
Verteilungsprozeß einzugreifen hätte. Dies iſt indes eine 
Frage, die ich nur anzudeuten, nicht zu entſcheiden wage !. 

Außer den Berufsverbänden kommen für die arbeitenden 
Klaſſen noch die Konſum- und Produktivgenoſſen— 
ſchaften in Betracht. Welch glänzende Entwicklung namentlich 
die Konſumvereine, neuerdings aber auch einige Produftiv- 
genoſſenſchaften vor allem in England, ferner in Belgien, in 
Nordamerika u. ſ. w. aufzuweiſen haben, iſt zu bekannt, als 
daß hier näher darauf eingegangen zu werden brauchte. 

Hiermit dürften die vornehmſten Maßnahmen angedeutet 
ſein, welche uns bereits auf dem Boden der gegenwärtigen 


1 Ich muß bemerken, daß ich im allgemeinen durchaus kein An⸗ 
hänger von ſtaatlich organiſierten Gewerkſchaften bin. Meinen Idealen 
würde die Entwicklung aus der eigenen Initiative der Arbeiter heraus 
auf Grund voller Bewegungsfreiheit weit mehr entſprechen. Ich kann 
mich aber der Einſicht nicht verſchließen, daß bei einzelnen Arbeiter— 
gruppen eine genügende Organiſation wenn überhaupt, ſo doch für ab— 
ſehbare Zeiten kaum zu erwarten iſt. Die von Brentano geltend ge— 
machten, höchſt beachtenswerten Momente gegen ein direktes Eingreifen 
ſtaatlicher Beamten in die Arbeitsſtreitigkeiten und den Arbeitsvertrag 
ſind für mich mit Rückſicht auf die gelernten Arbeiter durchaus über— 
zeugend. In den Fällen aber, wo die Preiſe der Lohnhöhe keine ab- 
ſolute Grenze ziehen, und wo es ſich um ungelernte Arbeiter handelt, 
deren Verhältniſſe auch ein gewerbefremder Unparteiiſcher zu beurteilen 
vermag, kurz wo ſich nach Brentano der unparteiiſche Schiedsrichter be— 
währt hat, dort ſcheint mir für unſere Verhältniſſe das Eingreifen eines 
Beamten, der natürlich eine entſprechende ſocialpolitiſche und wirtſchaft— 
liche Ausbildung erlangt haben müßte, nicht völlig ausgeſchloſſen zu 


ee 


Wirtſchaftsordnung zu einer gleichmäßigeren Einkommensver⸗ 
teilung und damit zu einer Förderung des wirtſchaftlichen 
Fortſchrittes führen würden. 


ſein. Man vergleiche: Arbeitseinſtellungen und Fortbil dung 
des Arbeitsvertrages. Berichte von Auerbach, Lotz und Zahn, 
eingeleitet von L. Brentano. Leipzig 1890 (Schriften des Vereins für 
Socialpolitik. Bd. XL V). S. XII ff. ſowie S. XXXV ff. 

Beachtenswert ſind nach dieſer Richtung auch die großen Erfolge, 
welche man in Irland mit der Regelung der Renten durch die Gerichte 
erzielt hat. Vgl. Die iriſche Agrarfrage, Conrads Jahrbücher 1890 
S. 486 ff. 
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Einwände gegen die ſociale Reform. 


Im Vorangegangenen iſt kein ſocialpolitiſcher Gedanke 
geäußert worden, der ſich nicht bereits irgendwo, und ſei es 
auch bei unſeren Antipoden, durchaus bewährt und als lebens- 
kräftig erwieſen hätte. 

Kann man alſo auch keine einzelne 9275 in Rede ſtehenden 
Reformen an und für ſich als undurchführbar bezeichnen, ſo 
glaube ich doch nicht zu irren, wenn ich annehme, daß hie 
und da der Einwand erhoben werden wird, jene Reformen 
ließen ſich aber nicht in ihrer Geſamtheit einführen, man 
müſſe zögernd Schritt für Schritt vorgehen, erſt eine der 
Reformen völlig bewältigen, ehe man zu anderen vorſchreitet. 
Bei der Auswahl der Reformen, die zur Zeit ſchon in An 
griff genommen werden ſollen, pflegt indes regelmäßig gerade 
die vorgeſchlagene als für unſere Verhältniſſe durchaus un⸗ 
anwendbar und ungeeignet dargeſtellt zu werden. 

Ich bin mir wohl bewußt, daß mit Rückſicht auf die 
obwaltenden ſocialen und politiſchen Macht- und Partei⸗ 
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verhältniſſe keine Ausſicht beſteht, die genannten Reformen 
könnten insgeſamt mit einem Male ernſtlich auf die Tages- 
ordnung geſetzt werden. Vom Standpunkte der Theorie aus 
muß man jedoch betonen, daß gerade eine an allen Punkten 
zugleich anſetzende Reform die größte Wahrſcheinlichkeit für 
einen möglichſt ſchmerzloſen Übergang bieten würde. Es iſt 
fraglich, ob eine der genannten Reformen allein ſich als 
kräftig genug erweiſt, um zum Träger eines wirtſchaftlichen 
Fortſchrittes zu werden. In ihrer Vereinigung aber ſtützen 
ſie ſich gegenſeitig gleich den Steinen eines Gewölbes und 
geben für einen weiteren Ausbau unſeres Wirtſchaftslebens 
einen zuverläſſigen Boden ab. | 

Ein Beiſpiel mag den ausgeſprochenen Gedanken ver- 
anſchaulichen. Man wird den Ausführungen über die 
Schmälerung der Kaufkraft der Maſſen durch niedrige Löhne 
die Zuſtimmung nicht verſagen, aber einwenden: Gewiß, es 
iſt richtig, man hätte für die Entwicklung des Abſatzes auf 
dem heimiſchen Markte durch Hebung der Kaufkraft der 
Maſſen mehr Sinn haben ſollen. Indes, nun iſt einmal 
unſere Volkswirtſchaft fo innig in das Getriebe der Welt- 
wirtſchaft verflochten, der Beſtand ſo vieler unſerer wichtig— 
ſten Induſtrieen iſt vom auswärtigen Abſatz abhängig, daß 
wir unſere Konkurrenzfähigkeit nicht im geringſten durch 
eine Steigerung der privatwirtſchaftlichen Produktionskoſten 
ſchmälern dürfen, ſollen nicht ungeheuere Kriſen über uns 
hereinbrechen. 

Dieſem Einwande kommt ja unleugbar eine gewiſſe 
Bedeutung zu. Andrerſeits iſt aber klar, daß der Verluſt 
irgend eines auswärtigen Marktes dann am leichteſten er⸗ 


tragen werden kann, wenn möglichſt raſch an deſſen Stelle 
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ein heimiſches Abſatzgebiet ſich entwickelt. Nehmen wir an, 
es erfolge z. B. in der Maſchineninduſtrie eine Lohnſteigerung, 
welche den Export einſchränkt. Die Einſchränkung aber 
wird dieſe Induſtrie offenbar wenig ſchädigen können, wenn 
zur ſelben Zeit durch Reformen in der Beſteuerung breite 
Schichten der Bevölkerung entlaſtet werden und ſo an Kauf⸗ 
kraft für induſtrielle Erzeugniſſe gewinnen. Die geſtiegene 
Kaufkraft, die ſich in einer vermehrten Nachfrage nach induſtri— 
ellen Produkten äußert, bedingt eine Vergrößerung der Pro— 
duktion und damit auch einen neuen Bedarf an Produkten 
der Maſchineninduſtrie. Oder nehmen wir an, unſere Eijen- 
induſtrie, unſere Walzwerke, unſer Lokomotivbau könnten 
wirklich wegen einer Lohnerhöhung oder einer Erweiterung der 
Arbeiterſchutzgeſetzgebung den Abſatz im Auslande nicht mehr 
in dem bisher üblich geweſenen Umfange aufrechterhalten, 
dann werden all dieſe Betriebe zweifelsohne am eheſten aus 
ihren Schwierigkeiten kommen, wenn infolge einer allgemeinen 
Hebung der Kaufkraft der Bevölkerung, wenn infolge einer 
zeitgemäßen Perſonentarifreform der Verkehr und damit die 
Nachfrage nach Schienen, Lokomotiven, Waggons u. ſ. w. 
zunimmt. In dieſem Falle hätten es ja überdies die Staat3- 
bahnverwaltungen in der Hand, durch Ausbau neuer Linien, 
Verdoppelung der Geleiſe auf wichtigeren Strecken über die 
Schwierigkeiten des Überganges hinwegzuhelfen. 

Je mehr alſo die Reform auf der ganzen Linie an allen 
Punkten zugleich in Angriff genommen wird, deſto eher kann 
der notwendige Umbau des Gebäudes unſerer Volkswirtſchaft, 
in dem wir ja auch während der Zeiten des Umbaues wohnen 
bleiben müſſen, ohne erhebliche Erſchütterung und Gefährdung 
bewerkſtelligt werden. 
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Um jähe Sprünge zu vermeiden, würde weit mehr als 
ein Nacheinander der Reformen eine allmählich wachſende In— 
tenſität derſelben am Platze ſein. Dies gilt namentlich im 
Hinblicke auf die Reformen des Finanzſyſtems und Arbeiter- 
ſchutzes. Die Lohnerhöhungen durch die Organiſation der 
Arbeiter können ſich ohnedies wegen des allmählichen Wachſens 
und Erſtarkens der Verbände nur allmählich verwirklichen. 

Ein zweiter Einwurf: Die relative, wenn auch nicht immer 
abſolute Abnahme des Anteiles der Kapitaliſten am Volks⸗ 
einkommen, wie ſie als Ziel der ſocialen Reform ins Auge 
gefaßt wird, dürfte das Kapital zur Auswanderung veranlaſſen. 
Namentlich werden die Kapitaliſten den unleugbaren Be— 
ſchwerden des Überganges ſich auf dieſem Wege zu entziehen 
ſuchen. Die regelmäßigere, ſicherere Produktion, der Gewinn 
der ſich aus der Vermehrung des Abſatzes ergeben wird, all 
dieſe wirtſchaftlich vorteilhaften Folgen der ſocialen Reform 
auch für die Kapitaliſten, dürften von ihnen wie die bekannte 
Taube auf dem Dache angeſehen werden, der man den Sperling 
in der Hand, den augenblicklich eintretenden Gewinn bei einer 
Anlage im Auslande, unbedingt vorzieht. 

Um das Gewicht dieſes Einwandes zu beleuchten, iſt es 
erforderlich zu unterſcheiden. Was heißt Auswanderung des 
Kapitals? Offenbar können unter dieſem, wenn auch nicht 
mit Recht, ſo beliebten Schlagworte ſehr a Dinge 
verſtanden werden. 

Der Kapitaliſt kann ſein in einem heimiſchen Unternehmen 
ſteckendes Kapital herausziehen und im Auslande anlegen. 
Von einem wirklichen Herausziehen kann hier aber gar nicht 
die Rede ſein. Man kann ein Unternehmen verkaufen und 


den Kaufpreis in fremden Werten anlegen. Dabei iſt aber 
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nur eine privatwirtſchaftliche Verſchiebung eingetreten; volks— 
wirtſchaftlich bleibt es im allgemeinen ja gleichgültig, ob das 
betreffende Unternehmen dem A oder dem B gehört, ob es 
von A oder B geleitet wird. Das einmal in Fabriken, in 
Maſchinen, in Transporteinrichtungen u. ſ. w. fixierte Kapital 
kann ſomit volkswirtſchaftlich gar nicht auswandern. 

Nun iſt die Möglichkeit geboten, daß die Kapitaliſten 
die jährlich verfügbar werdenden Überſchüſſe der heimiſchen 
Produktion nicht zur Erweiterung der heimiſchen Anlagen 
oder zu neuen Anlagen im Inlande verwenden, ſondern 
ausländiſche Werte kaufen. Abgeſehen davon, daß eine 
derartige Operation, in großem Maßſtabe ausgeführt, den 
Wert auswärtiger Effekten ſo ſteigern würde, daß die höhere 
Rentabilität derſelben in Frage käme, ſo hätte doch der 
Staat auch einige Mittel in der Hand, um einem Maſſen⸗ 
abfluſſe heimiſcher Kapitalien entgegenzutreten !. 

Gegen derartige Maßnahmen würde ſich namentlich in 
ſchutzzöllneriſchen Staaten nichts einwenden laſſen, da hier 
eine Beſchränkung in der Anlagefreiheit des Kapitales nur der 
Beſchränkung in der Einkaufsfreiheit, welche dem Konſumenten 
durch die Zölle auferlegt worden iſt, entſprechen würde. Es 
iſt ja ohnedies eine arge Anomalie des heutigen Schutzzoll⸗ 
ſyſtems, daß es zwar den heimiſchen Konſumenten in ſeiner 
Einkaufsfreiheit beſchränkt, ihm aber keinerlei Gewähren bietet, 
zuerſt vom heimiſchen Produzenten berückſichtigt zu werden. 
Dieſer kann vielmehr frei, wie es ihm gutdünkt, ſeine Ware 
bald im Inlande, bald im Auslande abſetzen. 


1 Fellmuth, Zur Lehre von der internationalen Zahlungsbilanz. 
Heidelberg 1877. S. 85. 
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Hier würde nun eine Beſchränkung in der Anlagefreiheit 
des Kapitales zu Gunſten der heimiſchen Anlagen eine den 
Unternehmern, Konſumenten und Arbeitern gleich vorteilhafte 
Ergänzung des Schutzzollſyſtems ausmachen. Erſt dann 
würde der berechtigte und herrliche Gedanke vom „Schutz der 
nationalen Arbeit“ aus einem Schlagworte zu einer Realität 
werden, erſt dann würde jede Zunahme unſeres Kapital: 
reichtumes auch eine Zunahme in der Nachfrage nach Arbeit 
bedeuten. Heute iſt dies durchaus nicht der Fall. Gar oft 
muß der deutſche Arbeiter, wenn er von deutſchem Kapitale 
beſchäftigt werden will, erſt nach Argentinien, Chile, Braſilien, 
Mexiko, oder wie ſonſt die vom deutſchen Kapitaliſten begünſtigten 
Gebiete heißen mögen, auswandern. | 

Einer Beſchränkung in der Anlagefreiheit kann ſich der 
Kapitaliſt freilich dadurch entziehen, daß er mit ſeinem Kapi⸗ 
tale perſönlich auswandert. Eine derartige Form der Kapital- 
auswanderung hat indes ſchon Ricardo als äußerſt unwahr— 
ſcheinlich bezeichnet. „Die Erfahrung lehrt, daß vielerlei 
dem Auswandern der Kapitale im Wege ſteht, z. B. 
die natürliche Abneigung, die jeder empfindet, wenn er ſein 
Vaterland, ſeine Freunde verlaſſen und ſich unter eine fremde 
Regierung begeben ſoll, wo er genötigt iſt, ſeine alten Ge— 
wohnheiten gegen neue Sitten und Geſetze zu vertauſchen. 
Dieſe Gefühle, die ich nie geſchwächt erblicken möchte, be— 
ſtimmen den größten Teil der Kapitaliſten, mit einem ge— 
ringeren Gewinnbetrag lieber in der Heimat ſich zu begnügen 
als in fremden Ländern ihre Kapitalien vorteilhaft anzulegen“ !. 


1 Grundſätze der politiſchen Okonomie. Überſetzt von Schmidt. 
Weimar 1821. S. 162. | 
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In einer gewiſſen Wahlverwandtſchaft mit dem Argumente 
der Kapitalauswanderung ſteht auch die Drohung, welche aus 
den Kreiſen der Arbeitgeber öfters laut wird, daß nämlich 
bei weitergehenden Reformen einzelne Arbeitgeber ihren Betrieb 
aufgeben würden. So äußerte ſich z. B. Freiherr von Heyl 
auf der Verſammlung des Vereins für Socialpolitik im Jahre 
1890: „Familien, die ſeit Generationen in der Großinduſtrie 
Deutſchlands arbeiten, welche den Beruf nicht allein fort⸗ 
ſetzen, um Geld zu verdienen, ſondern auch aus einem gewiſſen 
Pflichtgefühl heraus, unter die Herrſchaft von Arbeiter⸗ 
organiſationen ſtellen zu wollen, die aus dem Auslande 
importiert ſind, das iſt unmöglich. Wenn die deutſche Geſetz— 
gebung die Arbeiterorganiſation in der Weiſe einführt, wie 
es Herr Brentano anſtrebt, ſo wird die nächſte Folge ſein, 
daß die Großinduſtrie ausſchließlich nur noch von Aktien- 
geſellſchaften betrieben wird, und zwar deshalb, weil die Rüd- 
ſichtsloſigkeit, die dann notwendig wird, von dem Privat- 
manne nicht ausgeübt werden kann“ “. Ohne weiter auf die 
recht ſonderbaren Vorſtellungen, die der genannte Groß⸗ 
induſtrielle ſich von Berufsverbänden der Arbeiter gebildet 
hat, einzugehen, mag nur bemerkt werden, daß nach allen 
bisher gemachten Erfahrungen die Verwandlung von Groß— 
betrieben in Aktiengeſellſchaften durchaus keine ſocialpolitiſch 
ungünſtigen Folgen gezeitigt hat. Die Behauptung, daß die 
Aktiengeſellſchaften als Arbeitgeber weniger Rückſichten gegen 
die Arbeiter gelten ließen als die privaten Einzelunternehmer, 
iſt zwar oft aufgeſtellt, unſeres Wiſſens aber noch nicht be— 


1 Verhandlungen des Vereins für Socialpolitik. Leipzig 1890. 
S. 168. 
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wieſen worden!. Es liegt ja auch nahe, daß bei der Ver— 
wandlung eines Großbetriebes in eine Aktiengeſellſchaft die 
Beziehungen des Arbeitgebers zu den Arbeitern ſich nicht allzu— 
ſehr ändern können, denn in einem Großbetriebe mit mehreren 
hundert Arbeitern iſt ein nahes perſönliches Verhältnis 
zwiſchen Arbeiter und Arbeitgeber ohnedies durch die Natur 
der Sache ausgeſchloſſen. 

Wenn es auch zu bedauern iſt, daß gerade Arbeitgeber, 
die ihr Geſchäft nicht nur des Geldes wegen, ſondern „aus 
einem gewiſſen Pflichtgefühle heraus“ betreiben, dieſes Pflicht— 
gefühl nicht in der Weiſe zum Ausdrucke bringen, daß ſie in 
erſter Linie den ſocialpolitiſchen Fortſchritten die Wege ebnen, 
ſondern ſofort mit ihrem Rücktritte vom Geſchäfte drohen, 
ſo würde unſeres Erachtens ihr Bleiben um den Preis des 
ſocialen Stillſtandes zu teuer erkauft ſein. 

Man wird möglicherweiſe in dem Ziele einer gleichmäßigeren 
Einkommensverteilung einen Widerſpruch erblicken wollen gegen— 
über der vom Großbetriebe geforderten Kapitalkoncentration. 
Ein ſolcher liegt durchaus nicht vor. Der Großbetrieb erfordert 
wohl eine Koncentrierung des Kapitales, aber nicht eine Kon— 
centrierung des Kapitaleigentums. 

Ob das für einen Großbetrieb benötigte Kapital von 
1000000 Mark ſich zuſammenſetzt aus 1000 Beträgen zu 
je 1000 Mark, welche von 1000 kleinen Kapitaliſten zufammen- 
geſchoſſen worden ſind, oder ob ein einziger Kapitaliſt das 
Kapital aufbringt, iſt an ſich gleichgültig für die Organiſation 
des Betriebes. Indem die Aktiengeſellſchaft, durch welche eine 
Kapitalkoncentrierung ohne Vermögenskoncentrierung am 


1 Vgl. die treffende Zurückweiſung der Beſchuldigungen gegen 
Aktiengeſellſchaften a. a. O. S. 198. 
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leichteſten ausgeführt werden kann, ſchließlich auch dem beſſer 
geſtellten Arbeiter die Möglichkeit bietet, ſich mit einer Einlage 
zu beteiligen, erſcheint ſie vom ſocialpolitiſchen Geſichtspunkte 
aus ſogar in einem viel günſtigeren Lichte als der Großbetrieb 
eines Einzelunternehmers. Es iſt unſeres Erachtens gar nicht 
ausgeſchloſſen, daß in der Zukunft bei einer materiell beſſeren 
Lage der arbeitenden Klaſſen die Aktiengeſellſchaft eine Demo— 
kratiſierung und Populariſierung der Großbetriebe herbeiführen 
und damit ebenſo die Intereſſen des ſocialen Friedens wie die— 
jenigen der modernen Technik befördern wird. 

Es wurde früher (S. 20) hervorgehoben, daß unter Um— 
ſtänden die Erhöhung der privatwirtſchaftlichen Produktions- 
koſten, wie ſie im Gefolge einer Lohnſteigerung auftreten kann, 
die Verdrängung des Kleinbetriebes durch den Großbetrieb 
begünſtigt. Auch dieſes Moment wird namentlich aus politiſchen 
Gründen Bedenken wachrufen. Die Verdrängung des Klein— 
betriebes bedeutet einerſeits eine Vermehrung der großin— 
duſtriellen Arbeiterklaſſe, welche zur Zeit vielfach der Social- 
demokratie ergeben iſt, andrerſeits eine Schwächung des loyalen 
Kleinbürgertumes. 

Indes wir beſitzen gar nicht die Macht, den Großbetrieb 
in ſeinem Siegeslaufe dauernd aufzuhalten. Derſelbe kommt, 
ob man will oder nicht, ebenſo gut wie das Maſchinenweſen 
ſich Bahn gebrochen hat. Die ſociale Reform kann dieſen Um⸗ 
bildungsprozeß nur beſchleunigen. a 

Erſcheint es aber nicht im höchſten Maße gefährlich, das 
Wohl und die Erhaltung des Staatsweſens immer noch auf 
eine Bevölkerungsſchicht gründen zu wollen, welche, wie die der 
Kleinmeiſter, durch die unaufhaltſame techniſche und ökonomiſche 
Entwicklung doch größtenteils auf den Ausſterbeetat geſetzt 
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wird? Die Zukunft des Staates erſcheint nur dann auf einem 
„rocher de bronce“ feſtgeſtellt, wenn der Staat denjenigen 
Schichten der Geſellſchaft zu entſprechen vermag, denen die 
wirtſchaftliche Zukunft zufällt. Und das ſind die arbeitenden 
Klaſſen der Großinduſtrie. Nicht dieſe ſelbſt, ſondern allein 
ihre unbefriedigende Lage iſt dem Wohle des Staates 
gefährlich. Wie durch ſociale Reformen aber eine Ausſöhnung 
der arbeitenden Klaſſen mit der gegebenen Staatsordnung 
möglich iſt, das zeigen uns England, die Schweiz, Auſtralien 
und Nordamerika. In all dieſen Ländern beſteht keine ſocial— 
revolutionäre Partei von Belang. 

Wir können daher nicht die bedingungsloſe Erhaltung 
der gegenwärtig den Mittelſtand bildenden, oft auch nur 
ſcheinbar unabhängigen und ſelbſtändigen gewerblichen Unter— 
nehmer als Ziel gelten laſſen. Die Parole für die Zukunft 
muß in der Bildung eines neuen, breiteren, durch ſtufenweiſe 
Hebung der arbeitenden Klaſſen gewonnenen Mittelſtandes 
beſtehen. Daß dieſes Ziel nicht unerreichbar iſt, beweiſt uns 
England, wo die Angehörigen der ſogenannten alten Gewerk— 
vereine einen neuen Mittelſtand und ein durchaus konſervatives 
Element bilden. Ja dieſe in ihrer Lage gehobenen Schichten 
des großinduſtriellen Arbeiterſtandes bieten ſogar eine weit 
zuverläſſigere Gewähr dafür, Säulen der beſtehenden Ordnung 
zu bilden, als die von dem Großbetriebe in immer bedenklichere 
Verhältniſſe verſetzten gewerblichen Kleinmeiſter. Da die Orga— 
niſation ihrer Betriebe den techniſchen und ökonomiſchen An— 
forderungen unſerer Zeit nicht Genüge leiſtet, ſo ſind ſie ganz 
außer ſtande, irgendwelche ſocialpolitiſchen Fortſchritte zu 
bewerkſtelligen. Die Lage der Arbeiter iſt in den Kleinbe— 
trieben weitaus die ſchlimmſte. Wenn die Ausſicht, ſpäter 
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ſelbſt Unternehmer zu werden, zur Zeit auch noch manche 
dieſer Arbeiter davon abhält, ſich der ſocialdemokratiſchen 
Partei anzuſchließen, ſo kann man die Thatſache doch nicht 
in Abrede ſtellen, daß gerade unter den Kleingewerbetreibenden 
und ihren Arbeitern die Socialdemokratie ein jähes Wachstum 
aufzuweiſen hat. | 

Vermutlich dürfte noch der Einwand erhoben werden, 
daß eine raſche Verdrängung unſerer rückſtändigen Betriebs⸗ 
formen viele Arbeiter entbehrlich machen wird. Die Lage des 
Arbeiterſtandes würde dadurch alſo nur verſchlechtert werden. 
Dieſe Verſchlechterung würde zweifellos eintreten, wenn nicht 
gleichzeitig durch ſociale Reformen in die Entwicklung einge— 
griffen werden ſollte. Setzen wir aber eine anſehnliche Hebung 
der Kaufkraft der arbeitenden Klaſſen voraus, dann wird die 
Nachfrage nach Erzeugniſſen der ländlichen und gewerblichen 
Produktion dermaßen ſich vergrößern, daß wir keine über- 
ſchüſſige Arbeiterbevölkerung zu befürchten haben. In beſonderen 
Fällen hätte zweifelsohne der Staat helfend einzutreten. Wie 
ſchon John Stuart Mill bemerkt hat, „giebt es keinen beſſer 
berechtigten Gegenſtand für die Fürſorge der Regierung als 
die Intereſſen derjenigen, die dem Gewinne ihrer Mitbürger 
und der Nachwelt geopfert werden“. 

Vielleicht wird auch die Befürchtung geäußert, daß eine 
gleichmäßigere Verteilung des Volkseinkommens die Kapital⸗ 
bildung und damit die Weiterentwicklung der Produktion auf- 
halten müſſe. 

Indes beſteht zunächſt gar kein Grund zur Klage, es 
ſei zu wenig Kapital vorhanden. Man hört weit öfter Klagen 
darüber, daß es für die rieſig angewachſenen produktiven Kräfte 
an angemeſſener Beſchäftigung fehle. Die Sorge um die 
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weitere Kapitalbildung erſcheint alſo mindeſtens verfrüht, 
während man unter den gegenwärtigen Verhältniſſen alle 
Urſache hat, die Gefahr, daß „einzelne Fabriken das in der 
Arbeitskraft der Bevölkerung liegende nationale Kapital im 
eigenen Nutzen aufzehren“ !, für eine ſehr erhebliche zu halten. 

Haben aber erſt einmal die arbeitenden Klaſſen insgeſamt 
ihre Exiſtenzbedürfniſſe entſprechend gedeckt, ſo iſt nicht abzu— 
ſehen, warum ſie ſich minder wirtſchaftlich gefinnt erweiſen 
und weniger Erſparniſſe machen ſollten, als die wohlhabenden 
Schichten der Bevölkerung es heute thun. Hat doch v. Mangoldt 
geradezu die Lehre aufgeſtellt, die Kapitalbildung ſchreite 
raſcher voran, wenn die arbeitenden Klaſſen einen größeren 
Anteil am Volkseinkommen erhielten. Er ſagt: „Da es im 
allgemeinen nicht zu bezweifeln iſt, daß die Menſchen, ſolange 
ſie arbeiten, zum Sparen geneigter ſind, als wenn ſie von 
Zinſen leben, ſo erſcheint die Verteilung des Einkommens 
(vom wirtſchaftlichen Standpunkte) vorteilhafter, wenn die 
Gunſt der Lage mit den Arbeitern als wenn ſie mit den 
Kapitaliſten iſt“ ?. 

Jedenfalls bleiben der heimiſchen Volkswirtſchaft die Er- 
ſparniſſe des kleinen Mannes in viel höherem Maße geſichert 
als diejenigen der großen Kapitaliſten. Der kleine Mann iſt 
im allgemeinen kein Käufer türkiſcher, ägyptiſcher, chineſiſcher 
Werte und amerikaniſcher Bonds. 

Allein wird die beträchtliche Einſchränkung des Indivi. 
dualismus, des Selbſtintereſſes, wie ſie mit der ſocialen Reform 


1 Vgl. Bericht des Großherzogl. Badiſchen Fabrikinſpektors für das 
Jahr 1889. Karlsruhe 1890. S. 20. 

2 Mangoldt, Grundriß der Volkswirtſchaftslehre. Stuttgart 
1863. S. 167. 


— 108 — 


gegeben erſcheint, nicht dem wirtſchaftlichen Fortſchritte ver- 
hängnisvoll werden? 

Unſeres Erachtens ſind die Worte, die Schiller dem 
Feuer widmete, „Wohlthätig iſt des Feuers Macht, Wenn 
ſie der Menſch bezähmt, bewacht, Und was er bildet, was er 
ſchafft, Das dankt er dieſer Himmelskraft“, auch auf den 
Individualismus anwendbar. Nicht „losgelaſſen, wachſend 
ohne Widerſtand“ wirkt er erſprießlich, ſondern nur dann, 
wenn er eingedämmt und gezügelt worden iſt. Und das 
individualiſtiſche Selbſtintereſſe iſt eine ſo elementare, wuchtige 
Gewalt, daß es gar wohl mit einigen ſocialen Reformen be⸗ 
laſtet werden kann, ohne deshalb ſchon an lebendiger Wirkung 
einbüßen zu müſſen!. 


1 So ſagt auch Schmoller treffend: „Der Egoismus in der 
Volkswirtſchaft gleicht dem Dampfe in der Dampfmaſchine; was er 
wirkt, weiß ich erſt, wenn ich den Druck kenne, unter dem er arbeitet.“ 
Vgl. Sendſchreiben an H. v. Treitſchke. 1875. S. 37. 


XII. 


Schluß. 


Auf Grund dieſer Darlegungen können wir die oben auf— 
gezählten Reformen durchaus nicht für unerreichbar und un: 
durchführbar anſehen. Wir müſſen es lebhaft bedauern, wenn 
jo häufig ohne ernſtliche Prüfung die Ideen der ſocialen Re⸗ 
form als unmöglich, widerſinnig, als ſocialiſtiſche Utopiſtereien, 
und wie die geſchmackvollen Bezeichnungen lauten mögen, hin— 
geſtellt werden. Derartige Behauptungen ſind nicht nur an und 
für ſich durchaus falſch, ſondern auch der Förderung des 
ſocialen Friedens ungemein gefährlich. Auf weſſen Mühlen 
mit ſolchen Redensarten das Waſſer geleitet wird, darüber 
kann heute doch keine Meinungsverſchiedenheit mehr beſtehen. 
Man unterſtützt nur die Beſtrebungen derjenigen, welche, von 
ſocialpolitiſchem Peſſimismus erfüllt, behaupten, auf dem 
Boden der gegebenen Ordnung ſei für die Arbeiter gar nichts 
oder nur ſehr wenig zu erreichen. Es dürfte aber kaum eine 
Anſicht geben, die den Thatſachen, den Intereſſen der Arbeiter- 
klaſſe und denjenigen unſerer ganzen Nation mehr wider- 
ſpräche, als der Glauben an die Unverbeſſerlichkeit der beſtehenden 
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Ordnung. Wenn hier großes Gewicht darauf gelegt wird, 
daß eine wirkſame ſociale Reform vom Boden der heutigen 
ökonomiſchen Verfaſſung aus möglich iſt, ſo geſchieht dies nicht 
aus dem Grunde, weil dieſe Ordnung uns als eine ewige, in 
ihren vornehmſten Einrichtungen durchaus unabänderliche 
erſcheint. 

Wie unſere Wirtſchaftsordnung im Laufe der Zeiten ſich 
allmählich geſtaltet hat, ſo wird ſie auch einſt in andere 
Formen des Daſeins übergehen. Wie dieſe künftige Organi- 
ſation aber beſchaffen ſein wird oder ſein ſoll, das geht 
unſeres Erachtens völlig über die menſchlichem Können und 
menſchlichem Wiſſen geſteckten Grenzen hinaus. Alle Be- 
ſtrebungen nun, von welcher Seite ſie immer kommen mögen, 
die unter Außerachtſetzung der konkreten Grundbedingungen 
unſerer nationalen, politiſchen, wirtſchaftlichen und ſocialen 
Exiſtenz auf derartige ferne, nebelhafte Gebilde ihre Kräfte 
koncentrieren, müſſen wir vor allem ſchon im Intereſſe der 
Arbeiter ſelbſt zurückweiſen. Sie lenken die Blicke der Arbeiter 
von dem, was für ſie erreichbar und erſprießlich iſt, ab, auf 
Dinge, die, milde ausgedrückt, weder wir noch die uns zu— 
nächſt folgenden Generationen erleben werden. 

Wenn in uns auch die Überzeugung von der Durchführ— 
barkeit der ſocialen Reform felſenfeſt wurzelt, ſo wollen wir 
nicht in Abrede ſtellen, daß die Reform zunächſt für die Epoche 
des Überganges zweifellos Opfer fordern wird. Opfer nicht 
nur auf ſeiten der Beſitzenden etwa, Opfer, und vielleicht 
noch weit ſchmerzlichere, vor allem auch auf ſeiten der Arbeiter 
ſelbſt. Es ſoll nicht bezweifelt werden, daß dieſe Opfer 
geringer ausfallen dürften, wenn es im Wege internationaler 
Vereinbarungen gelänge, alle Staaten ähnlicher induſtrieller 
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Entwickelung zu einem gleichmäßigen Vorgehen zu bewegen. 
Jedoch möglich und in weiterer Folge ſegensreich iſt die 
ſociale Reform, wie wir nachgewieſen zu haben glauben, auch 
allein für ein einzelnes Land. 

Übrigens wird ſich kein Staat auf die Dauer der ſocialen 
Reform entziehen können. Alle induſtriellen Länder haben 
ihre Arbeiterbewegung. Allen kommt es mehr oder weniger 
„teuer zu ſtehen, daß die Arbeit ſo billig iſt“. Geht ein 
Staat kühn und entſchloſſen vorwärts, ſo iſt die moraliſche 
Wirkung einer ſolchen Politik auf die übrigen Staaten ſo 
mächtig, daß ſie mit der Nachfolge nicht allzulange zu zögern 
vermögen. 

Es mag ferner zugegeben werden, daß der Übergang ſich 
vielleicht ſchmerzloſer vollziehen würde, wenn wir über Acker- 
ba ukolonieen verfügten, in welchen Arbeiter, die etwa durch 
eintretende Verſchiebungen in der Produktion zeitweiſe über— 
ſchüſſig würden, angeſiedelt werden könnten. 

Doch, gleichviel, große Errungenſchaften haben immer 
Opfer gefordert und werden deren immer fordern. Auch das 
köſtliche Gut der nationalen Einheit hat dem deutſchen Volke, 
als es auf den böhmiſchen und franzöſiſchen Schlachtfeldern 
im blutigen Kampfe erſtritten wurde, manch tiefen Schmerz 
und manch bitteres Weh zugefügt. Indes die Leiden des 
Überganges ſchwinden dahin, die Segnungen bleiben. 

Das aber darf man von den Opfern, die der ſocialen 
Reform gebracht werden, kühn behaupten, daß ſie in Bezug 
auf die Größe der Segnungen, die ihnen folgen, alle anderen 
weit übertreffen. 

Die Zukunft gehört derjenigen Nation, welche die beſten 
ſocialen Beziehungen zwiſchen ihren Bürgern beſitzt. Ein 
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national geeinigtes und ſocial geſundes Deutſchland iſt un- 
überwindlich. Niemand wird es anzugreifen wagen. Sollten 
aber dennoch in tollem Frevelmute Feindesſcharen, ſei es vom 
Oſten oder Weſten, gegen ſeine Marken ſich heranwälzen, dann 
werden ſie von den Deutſchen ebenſo daniedergeworfen werden, 
wie einſt die Deutſchen ſelbſt dahinſanken, da ſie als Ver⸗ 
fechter einer abſterbenden Ordnung der Dinge gegen Frankreich 
und ſeine modernen Ideen zu Felde zogen. 
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